
urch die Städte-Ordnung Hut die Negierungsgewalt
sich jeder unmittelbaren Einwirkung bei den, den Bür¬
gerschaften anvertrauten Verwaltungsgegenständen bege¬
ben. Die Staatsbehörde mischt sich nicht in die in¬
nere Angelegenheit der Städte; sie ist nur von fern
Beobachterin, damit die verliehenen Rechte nicht über die
festgestellten Gränzen ausgedehnt und allgemeine Staars-
gesetze nicht verletzt werden.

Dem Verstände, der gereiften Einsicht und dem
Gemeinsinn der Bürger ist Alles überlassen. Es steht
ganz in ihrer Macht, die einsichtsvollsten und recht¬
schaffensten Männer aus ihrer Mitte an die Spitze der
Verwaltung zu stellen. So verdanken sich die Bürger
selbst alles das Gute, was aus der Städte-Ordnung
ersprießt, führen aber auch das Böse selbst herbei, was
abzuwenden in ihrer Gewalt lag.

Denn der allmähligen, ruhigen Entwickelungzum in¬
neren Wohlsein sind keine Schranken entgegengestellt,da
den Bürgerschaften in der Entwcrfung und Einführung
der Statuten, die den städtischen Behörden obliegen und
deren Prüfung sich die Regierung allein vorbehalten hat,
damit nichts Gesetzwidrigesdarin aufgenommen werde,
mittelbar eine ausgedehnte Gefetzgebungs - und Verwal-
tungs-Freihcit in ihren Communen gegeben ist.

Demnach ist es klar, daß, wo Unordnung und Verwir¬
rung in den verschiedenen Zweigen der städtischen Verwal¬
tung stattfand, diese lediglich den Bürgern zur Last fällt,
indem sie verabsäumt haben, die Tauglichsten zu Gemein-
devertretcrn und zu Magistratsmitglicdern zu wählen. Bei
unserer so weit vorgeschrittenen, so allgemein ger ü h m-



ton Volksbildung kann es ja nicht an Männern fehlen,

welche umsichtig, unermüdet thatig, gewissenhaft und

lcidenschaftlos dem Gemeinwesen vorzustehen im Stande
sind.

Mit der Eigenverwaltung sämmtlichcr Einnahmen
und Ausgaben ist dann den Städten auch die Ncgulirung

ihres ganzen Etats-Kasten- und Rechnungswesens über- ,
lassen.

Instruktionen, das Letztere formell aufs Zweckmäßigste

einzurichten und zu ordnen, giebt es genug. Es kommt

daher nur auf richtige Auffassung und Anwendung an.

Daß es aber an manchen Orten nicht so steht, wie

es zu wünschen wäre, wird mehrseitig bemerkt *); die

Einnahmequellen werden nicht immer vortheilhaft genug
benutzt; die Ausgaben übersteigen nicht selten die Ein¬

nahmen; das Kassen- und Rechnungswesen ist nicht

geordnet; man ist nicht im Stande, zu jeder Zeit einen
vollständigen, genügenden Abschluß zu machen, um eine

klare Ucbersicht vom Austande des Kastenwesens zu geben.
Erspartes wird nicht immer zweckmäßig verwendet,

die Kommunal-Schulden-Tilgung geräth in Stocken
durch Anwendung der Fonds zu anderen Zwecken; neue

Anleihen und neue Kommunal - Auflagen, denen durch

bessere Wirthschaft vorgebeugt werden konnte, führen so
endlich zu neuem und schwerem Druck der Kommune.

Doch möge man die wachsenden Kalamitäten mancher

Städte nicht allein in dem Schuldenzustande suchen
und davon herleiten.

In der Regel haben sie in mannigfachen Ucbcl-

ständen ihren Grund, die gerade zu neuen Anleihen

zwangen. Hausig auch ist der allgemeine Wohl¬

stand der Gemeine nicht gleichmäßig fortgeschritten mit

den vermehrten Ausgaben, besonders denjenigen, welche
das Armen- und Verbrccherwesen erfordert, wodurch die

Städte mit immer höher steigenden Abgaben überbürdet
werden müssen.

5) Janke, Abhandlungen über die preußische Städte-Ord¬
nung. S, 195 u. f. des t. Jahrg.
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Manche Städte-Leiden lassen sich aber mindern,

sogar abwenden durch lichtvolle Ordnung im Etats- und

Kastenwesen. Wenn es sich ereignet, daß die städtische

Verwaltungsbehörde mit den überwiesenen Mitteln nicht

ausreichte, ohne den Betrag der Mehrausgabc und des

künftigen Mehrbedarfs ganz genau angeben zu können,

wenn Monate lang erst gerechnet werden muß, die feh¬
lende Summe richtig zu ermitteln, dann kann man

zum Voraus auf Mangel an Ordnung schließen. Die¬

ses wird um so klarer, wenn bei der Verwaltung nicht
ein allgemeiner Etat zum Grunde liegt, wenn keine
Hauptkasse besteht, in welcher alle Einnahmen aus den

verschiedenen Titeln fließen, und aus der die verschiede¬

nen Ausgaben bestritten werden; wenn die ganze Ver¬

waltung in viele einzelne Kasten zersplittert wird, von

denen jede ihren eigenen Etat, ihre besondere Einnahme
und Ausgabe hat, und kein Rendant den Zustand der

Nebcnkassc kennt; wenn man unter einer Hauptkasse
diejenige versteht, welche die meisten Einnahmen hat und

im Stande ist, von ihren Ueberschüsscn an andere Kas-
- sen abzugeben.

Da verwickelt sich die Verwaltung zu einem wun¬

derlichen Gewebe; die Voraussicht des bestimmten Mehr¬

oder Minderbedarfs für eine gewisse Rechnungs- und
Werwaltungs-Periode ist nicht möglich; man ist außer

Stande, zu rechter Zeit und mit sicherem Bedacht vor¬
zubeugen, einzulenken, die Hauptrechnung abzuschließen,

^ zu jeder Zeit sich selber eine klare Ucbersicht zu verschaf¬
fen, die Verwaltung zu vereinfachen und dadurch für

die Bürgerschaft Ersparnisse herbeizuführen.

Eine Ucberzahl von Kassen - und Nechnungs-Acm-
tern, die durch einen Hauptrcndanten mit wenigen Ge¬

hülfen zu großer Kosten-Ersparung ersetzt werden könn¬

ten, trägt nicht bei, Klarheit zu verschaffen. Solche

Verwaltung fördert nicht Gemeinwohl, sondern bringt
nur Gemeinweh!

Dieses sind die Klagen, die hin und wieder geführt

und die zum Theil auch gegen unsere städtische Verwal¬

tung erhoben werden. 1*



Es ist vielseitig anerkannt, daß Gesetze und Einrich¬

tungen in dem Maaße zweckmäßiger entwarfen und aus¬

gebildet, gründlicher geprüft, richtiger erkannt und willi¬

ger befolgt werden, als die Berathungen und Bespre¬
chungen darüber vielseitiger erfolgt sind.

Bei dem Sladtewesen aber ist eine gesetzmäßige, ge¬

läuterte Oeffentlichkeit, welche die Städte-Ordnung keincs-

weges ausschließt, um so unentbehrlicher, weil Privatin¬

teressen so leicht den Gang der Gerechtigkeit und Ord¬

nung hemmen, manche treffliche Einrichtungen an dem

eigensinnigen Widerstreben Einzelner scheitern, und ge¬
wandte Wortführer sich der Mehrzahl als Statisten be¬

mächtigen und die unruhigen Schreier leitende Köpfe
werden können. Leider scheinen die Ansichten über eine

solche, von dem Gesetze nicht verbotene, Oeffentlichkeit
noch gar nicht geläutert; die alte Zeit aber, wo es in

der zum Heil und Wohl des Volks abzielenden Staats¬

verwaltung noch Staatsgeheimnisse gab, und wo die
Oberförster beschwören mußten, die Geheimnisse des Forst-
Etats „in ihre Stcrbegrube mit hinabzunchmcn", ist auch

für unsere Kommunal-Ncrwaltung noch nicht vorüber.

Indessen werden seit einigen Jahren die Kämmerei-
Ncchnungen unserer Stadt jährlich, auf einigen Bogen ge¬
druckt, der Kommune vorgelegt; die Einnahme wird in IE,

die Ausgabe in k8 Zeilen ausgeworfen, und wenn hierin

schon eine sehr dankens - und anerkennungswerthe Hul¬

digung der Oeffentlichkeit, und um so mehr gerühmt
werden muß, als unsere Stadt darin von keiner der an¬

deren Städte der preußischen Monarchie überboten wird,

so gewähren uns selbst diese dünnen Fäden Anknü¬

pfungspunkte genug, daran eine Beurthcilung zu rei¬

hen, wie sie aus der früheren Geschichte unserer Ver¬
waltung und aus anderen, zur öffentlichen Kenntniß ge¬

kommenen Umständen des Stadthaushaltcs sich ergeben
werden. In wie weit nun jene im Eingange erwähnten

Klagen hier gerechtfertiget erscheinen, wird sich dann
für den aufmerksamen Leser leicht herausstellen, wenn

sämmtliche Einnahme- und Ausgabe-Titel besprochen



sind. Mit Gewissenhaftigkeit und Sicherheit kann in¬
dessen im Voraus behauptet werden, daß unsere jetzige
Verwaltung gegen die vor dem Städte-Statut die ent¬
schiedensten Vorzüge hat, und daß wir viel des Guten
thcilhastig geworden sind, welches wir demnach zum
größeren Theil unserem Magistrate und unseren Bür-
gcrschastsi Vertretern verdanken.

Was billig noch erwartet werden darf und muß,
und was demnach auch für uns noch zu wünschen bleibt,
kann und wird nicht ausbleiben, sobald die Bürgerschaft
recht erkennt, daß die Mittel, dahin zu gelangen, allein
und nur in ihre Hände gelegt worden sind.

Der Abdruck der Kämmerei-Eptracte, Tabelle I und
II, aus den Jahren 1831 bis 1833 wird zum genaue¬
ren Verständnis der hier folgenden Beurtheilungcn die¬
nen. Betrachten wir zunächst den zuletzt aus dem Jabre
1833 erschienenen Extract der Breslauer Kämmerei-
Hauptrechnung in 28 Zeilen, so ahnden wir kaum,
welche Thätigkeit verwendet worden, um die verrechneten
326,000 Thaler einzunehmen, und dagegen etwa eben
so viel auszuzahlen. Allein ein Magistrats - Kollegium
aus 18 der tüchtigsten Geschäftsmänner unserer Stadt
steht an der Spitze einer Verwaltung, für die 100 und
mehr Beamte, mehre Hundert in niedrigen Posten An¬
gestellte ungerechnet, in steter Thätigkeit und Arbeit er¬
halten werden.

An 500 Rieß Papier werden alljährlich mit 706
Quart Dinte verschrieben, an 30,000 Federn verschnit¬
ten, an 1700 Bleistifte verspitzt und fast drei Zentner
Siegellack verbraucht! Daß ein solcher Aufwand an
Kräften nicht wenige Kosten erfordert, leuchtet in die
Augen, und somit wäre ein Gehalts- und Pensions-
Ausgabe-Titel mit etwa 60,000 Thalern ganz wohl
erklärt. Rechnet man hierzu noch die Etats eitriger
städtischen Aemtcr, die in dem allgemeinen Etat nicht
mitbegrifsen sind, wie der der Servis-Kommission und
der Verwaltung des Stadtgesängnisses, so wird sich ein
Verwaltungs - Auswand von weit über 20 Proccnt der
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Brutto-Einnahmc ergeben. Wahrscheinlich ist dock) die¬
ser Aufwand zu groß, und da die Herrlichkeitder Städte-
Ordnung durchaus nicht im Viel-Nerwalten besteht,
sondern im Gut-, Kräftig- und Konsequent-
Vcrwalten auf den einen Punkt hin: mit den möglichst
kleinsten Mitteln den größten und höchsten Zweck zu
erreichen, so wird Alles, was darauf abzielt, den Umfang
der unfruchtbaren Gefchäftsthätigkcit unserer Verwaltung
zu vermindern, ei» reiner Gewinn für die Kämmerei-
Kasse und die Bürgerschaft sein.

Da der bei weitem größere Theil der ganzen Ver¬
waltungsmaschine nur eine rein mechanische Thätigkeit
entwickeln darf, so könnte man einfach nachweisen, daß
die Verarbeitung eines jeglichen Ricßes Papier etwas
über IVO Thaler kostet, und daß bei der Beschränkung
der ohne Zweck vervielfältigten Kontrolle und Hin- und
Her-Schreiberei ein jegliches Rieß Papier weniger ver¬
arbeitet, den Bürgern 100 Thalcr in der Tasche erhält.
Indessen möge historisch hier bemerkt werden, daß diese
Vielschreibcrei und diese in die Breite gezogene Verwal¬
tung nicht in Folge der Städte-Ordnung erwachsen ist,
sondern noch mit vielem Anderen ein unerfreuliches Erb¬
stück unserer früheren Städtevcrwaltung ist; wie solches
weiterhin bei den einzelnen Ausgabe-Titeln nachgewie¬
sen werden soll. Betrachten wir Tabelle I den Haupt-
Einnahme-Etat von 1833 im Allgemeinen, so stellt
sich Folgendes heraus. Die Einnahmen kommen auf,
wie sich solches aus den Details der einzelnen Titel
crgiebt:

1) Aus dem Vermögen und den Berech¬
tigungen der Stadt 72,000 Thlr.

2) Aus den Steuern, die erhoben werden:
-r) indirect 04,000 Thlr.
b) dircct 152,000 „

246,000 „
Das Gnadengeschenkdes Königs zum Bau des Eli-

sabcthanischenGymnasiums, welches auf dem Titel IX
mit aufgeführt wird, ist hier aus dem Ansatz gelassen.
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Titel. E i n n a h m e.

Eingebemmenist- Neste

sind verblieben:

>831. >832. 1833. >831. 1832. 1833.

i.
n.

in.
IV.
V.

VI.
VII.

VIII.
IX.
X.

An Interessen von vorhandene» Kämmcrci-Activis
An Grund- und allerlei anderen Zinsen
An Stand-, Stell- und Lagergeld
An Jurisdictions - Gefällen
An Forst-Nutzungen
An Ziegelei-Nutzungen
An Erb- und Aeitpacht-Geldern

X. An Erbpacht-Geldern
v. An Zcitpacht-Geldern

An indircctcn Gefällen
An allerlei Einkünften
An dircctcr Communal-Steuer

1420
3268

10365
2703
6742

Söll

586
55856
5205-1
44308

>54284

1115
3.377
0845
2832

1272 t
1000

586
57512
54606
25420

152562

761
3,05

11085
3480
0804

802

586
57681
56127
33376

<52210

374

5387

1126
2300

62
103

2373

2163

87
132

1734

13
2320

8ummu 332134 321660 330100 9108 4703 4291

Hierzu außer dem Etat:
n.
b.
v.
a.
e.
k.

S-

An übertragenem Geld-Bestände aus der Rechnung pro <830
An eingegangenen Resten
An Defccten, welche durch angeordnete Gehaltsabzüge getilgt werden
An Dcfecten aus den rcvidirtenKämmcrei- u. andern damit in Verbindung stehenden Rechnungen
An eingegangenen Kapitalien
An ncuaufgcnommcncn Kapitalien
Für verkaufte Realitäten und abgelöste firirte Prästationcn

20856
10465

50
10

260
128000

3705

978 II
8801

00
4

8250

1052

23448
6802

108

56

—

13591

8umina der Einnahme 504573 4385S0 360615 — — 17883

Mit Hinweglassung der Silbcrgroschen und Pfennige.
") Nach Hinzurechnung der Silbergrosche» und Pfennige.





Zu je 1999 Thalern, die eingingen, kamen demnach

auf: Aus dem Vermögen und den Berechti¬

gungen der Stadt . 226 Thlr.
durch indirecte Steuern ..... 295 „

durch directe Steuern 479 „

Mit dem Stadtvermögen und den Berechtigungen

wäre demnach nicht viel mehr, als die Verwaltungs-

Mafchine im Gange zu erhalten, und die Halste der
Einnahme besteht fast schon nur aus directen Steuern.

Rechnet man zu den indirecten und directen Steuern,

die 1833 aufkamen, die Leistungen der Steuerpflichti¬
gen für das Armenwesen in demselben Jahre, wobei

das Vermögen der Armenverwaltung aus der Berech¬

nung bleibt, mit 23,999 Thalern hinzu, so sind zu¬

sammen 299,999 Thalcr gesteuert worden-, oder bei

8l,999 Einwohnern, nach Abzug des Militairs und

der Almosengenossen, fast 3 Thlr. 19 Sgr. pr. Kopf,
wahrend die Steuerlast in dem reichen Berlin nur mit

2 Thlr. 27 Sgr. 9 Pf. den Kopf trifft.
Bedenkt man, daß jene 3 Thlr. 19 Sgr. Steuer

pr. Kopf hier noch nicht hinreichen, die Bedürfnisse der
Kommune zu decken und daß eine mühsame und schwie¬

rige Untersuchung, um den Nachstand der Kammerei

abzuhelfen, im Gange ist, so dürften die Bürger schon

ihres eigenen, nächsten Vortheils wegen sich mehr, als

es bis jetzt leider geschehen, für unsere städtische Ver¬
waltung interessircn.

Indem wir nun zu den einzelnen Positionen des

Etats übergehen, kommen wir zunächst auf

Tabelle l: die Einnahme.

Titel 1. An Interessen von vor¬

handenen Kämmerei-Activis . . Thlr. 761. 15. 4.
Laut Etat sollen aus¬

kommen . . . Thlr. 847. 15.

Im Rückstände sind
geblieben ... „ 87. 15.

es müßten eingegangen sein „ 769.

Mehr eingegangen Thlr. 1. 15. 4.
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Dieses IU>i8 rührt daher: daß IVrmino iVUrlnielis
1833 ein mit ZK verzinsliches Hypotheken-Kapital von
IM Thlr. 27 Sgr. zugetreten ist.

Ist die Aufgabe, die bei uns zunächst zu lösen wäre,
diese, daß man so wenig verwaltet, als nach Lage der
Kommune, ihrer Bürger und der nächsten Interessen
für uns nur immer möglich ist, so wird eine Kompen¬
sation der Stadt-Activa gegen die Passiva auch dahin
führen, den Geschästskreis zu vereinfachen, die Zahl der
Beamten dadurch nach unv nach zu vermindern, und
damit die Kosten der Verwaltung zu ermäßigen. Das
Activum besteht aus etwa 17,000 Thlrn., in vier städti¬
schen Hypotheken auf Höhe von WM Thlr., und der
Rest in rückständigenKaufgeldern der Hasenauer Domi-
nial-Grundstücke und dergleichenmehr.

Im Jahre 1831 muß dieses Activum noch größer
gewesen sein, denn es sind 1420 Thaler Zinsen aus die¬
sem Titel eingegangen.

Sehr wahrscheinlichsind daher etwa 11,500 Thlr.
eingezogen worden; die Kämmerei-Extracte weisen indes¬
sen nur 8510 Thlr. nach, über deren Verwendung wir
auch weiter nicht belehrt werden, die aber doch, da
Stadtver mögen gesetzlich nur gegen Stadtschul-
den kompcnsirt werden darf, auf irgend eine gesetzmä¬
ßige Weise wieder in Ausgabe gebracht sein müssen.
Im Titel Vll der Ausgabe werden wir darauf wieder
zurückkommen.

Die Zinsen der Kammcrei-Activa sind seit zwei Jah¬
ren nicht prompt bcizutceibcn, wie die Reste in den Ex¬
trakten solches deweisen; dennoch sind neuerdings 120
Thlr. 27 Sgr. zu 6K ausgeliehen worden, und somit
scheint die Zweckmäßigkeit,durch die Aufhebung des gan¬
zen Titels die Verwaltung zu vereinfachen, nicht erkannt
zu werden.

Sehr wahrscheinlich sind indeß jene 120 Thlr. 27
Sgr. incxegible Zinsen, die man zum Kapital geschla¬
gen, um bei gelegener Zeit Kapital und fernere rück¬
ständige Zinsen vom Etat zu sireichen. Es scheint we¬
nigstens ein unerhörtes Unternehmen, wenn die Käm-
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merei, um einen Zinsfuß von 5 Proccnt zu genießen,

ein solches unbedeutendes Kapital ausleihen wollte. In

welche ärgerliche Stellung sich aber die Verwaltung

bringt, wenn sie wegen rückständiger Zinsen von ausste¬
henden Kapitalien, oder wegen deren Kündigung auf

Grundstücke hiesiger Bürger klagbar wird, die Grund¬

stücke endlich subhastiren lassen, und die Bürger wohl

gar ihrer Besitzthümcr entsetzen muß, ist wohl nicht zu

übersehen.

Titel II. An Grund - und allerlei anderen Zinsen:

Laut Etat sollen einkommcn Thlr. 3519- 21. 6.

Es sind laut Eptract cingekommcn „ 3195.22. 4.

Thlr. 323. 29?^T
Im Rest sind verblieben „ 132. 2. >1.

iUinns-Einnahme Thlr. 191. 29. 3.

Das Iklimis soll hauptsächlich in den niedrigen Prei¬

sen des verkauften Zinsgctrcidcs seinen Grund haben.
Dieser Titel umfaßt zum Theil so unerhebliche und

doch so überaus weitschichtige Rechnungen, daß man

bei einzelnen Jntraden den Wunsch kaum unterdrücken

kann, die Stadt hätte dem Zinspflichtigen das zu ver¬

zinsende Stadt-Eigenthum umsonst überlassen, oder um

ein gegen die Zinsleistung noch unerheblicheres Kapital
hingeben sollen. Bringt man von diesem Titel in Abzug:

den Zins von den immerstehcndcn Buden mit Thlr. 999.

die Prästationcn an Silber-, Getreide- und

Jurisdictions-Ains von 13 Dorfgemein¬
den mit . . 1499.

die Grund-, Geistlichen- und wiedcrkäuflichen

Zinsen, welche die Kämmcrei von mehreren

hiesigen Grundstücken (darunter aber auch
4 Thlr. jährl. Zins von der Stadt Jauer)

zu erheben hat, mit „ 659.

so bleiben wenige Hundert Thaler, die von mehr als

von einem halben Hundert Zinspflichtigen, in Summen

von 19, II und 12 Silbergroschen bis zu 5 Thaler

jährlich, und wohl gar noch in Quartal-Natis für über-
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lafsenc Acker- und Festungs-Terrain-Flecke und derglei¬

chen zu erheben sind. Bei der nothwendigcn Buchung,

Gcgenschreibung und Kassenführung kostet jeder zu bu¬
chende Zinsposten ein Erkleckliches. Bei Zinsposten von

kv Sgr., die in ^jährigen Ratis eingehen, wird der

Kämmcrci, genau gerechnet, wenig bleiben. Wäre es

du nicht im Interesse der Kämmerei, die Ablösung sol¬
cher Zinsen, statt der sonst üblichen 2g- und 23fachcn

Entrichtung des Zinses durch kg- bis 12sache Zins-

Entrichtung zu begünstigen? Durch die Abbrechung

mehrerer Buden, die zum Theil unsere schönen Haupt¬

markt verunzieren, zum Theil die freie Passage in den
belebtesten Straßen hemmen und die unsere Verwaltung

mit vielem Rechte sehr begünstigt, sind seit k8kt mehr
als k '>g Thalcr Budcnzins aus dem Etat weggefallen;

eben so sind mehrere Hundert Thaler aus diesem Titel

in neuerer Zeit ausgefallen, weil Zinsen auf hiesige Grund¬

stücke von den Eigenthümern abgelöst worden sind.

Ob man nach gesetzlicher Vorschrift die Kapitale zur

Tilgung der Stadtschuld verwendet, scheint ungewiß.

Titel ZU. An Stand-, Stell- und

Lagergeld Thlr. k 1985. 4. kg.

Laut Etat sollen aufkommen „ 9919.24. 8.

Es sind über den Etat Thlr. 2995. 19. 2.

eingekommen, weil im Laufe des Jahres 1833, wegen

des anhaltenden hohen Wasserstandes der Oder, mehr

Brennhölzer und Kaufmannsgüter hier angekommen,

mithin mehr Holzstcllegelder und Ladeplatzgelder erhoben

worden sind, als die im Etat angenommene Summe

besagt, welche auf einer sechsjährigen Fraction beruht.

Die Einnahmen kommen auf: von den Holzplätzen

der Stadt, für deren zeitweise Uebcrlafsung, zum Auf¬

setzen und Ausladen des Holzes, der Kaufmannsgüter
und dergleichen mit 4 bis 6999 Thlr. jährlich, jedoch

seit 18 l l mit entschiedener Verringerung um mehrere
tausend Thalcr. Von den Räumen der städtischen Waa¬

gen und Keller mit etwa 1999 Thlr., an Standgeld

für die Jahr- und Christmarktbuden mit 36gg Thlr.,
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»nd für Micthcn aus dem Lcinwandhause mit 1100
Thalcr.

Zur Vereinfachung der Verwaltung würde ferner
führen, wenn alle einer daurcndcn, specicllen Aufsicht
unterliegenden Jntraden verpachtet würden. Ganz abge¬
sehen davon, daß nur auf diesem Wege sich ein mög¬
lichst haltbarer Erat entwerfen laßt, welcher der Wahr¬
heit möglichst nahe kömmt, liegt es auch in der Natur
der Sache, daß nur ein Privatmann die Aufsicht und
Verwaltung solcher Einnahme-Quellen mit der nöthigcn
und erfolgreichen Genauigkeit führen kann, um sich den
höchst möglichen Ertrag durch die Beachtung aller er¬
laubten Vortheile zu verschaffen,die dem Beamten ent¬
gehen müssen, von welchem man billiger Weise nichts,
als die treucste Erfüllung seiner Pflichten nach der In¬
struction erwarten darf. Es ist sehr wahrscheinlich, daß
im Wege der Verpachtung alle vorstehenden Jntraden
einen mindestens gleich hohen Ertrag, als bei der eige¬
nen Verwaltung liefern werden-, wäre dem aber auch
nicht so, so würde für die erste Zeit selbst eine geringere
Einnahme noch keinen Nachtheil bringen, wenn man
dagegen erwägt:

1) daß dadurch eine sehr kostbare Aufsicht und Spe¬
cial-Verwaltung und Kontrolle entbehrlich wird, und

2) daß nothwcndig durch die mit weniger Förmlichkei¬
ten und Beschränkungen zur öffentlichen Benutzung
kommenden Räume auch sicher nach und nach einen
höheren Ertrag und dadurch später auch ein höhe¬
res Pacht-Quantum ausgeben werden.

So ist z. B. bei den so sehr gesteigerten Handlungs-
Lokal-Micthcn am Ringe gar nicht abzusehen, warum
nicht die Lokalitäten des Leinwandhauses auch außer den
Jahrmärkten benutzt werden t

Während jetzt das Leinwandhaus in vier Etagen
nicht viel über 1000 Thaler Orutt» einträgt, würde ein
Pächter Raum und Lage ganz anders zu benutzen wissen.

Während des Frühjahrs-Wollmarktes fehlt es in der Re¬
gel an solchen Lokalen, wo der Produzent seine Wolle in
offenen Fließen, sicher, trocken und licht auslegen kann.
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Würde ein Pächter nicht diesen und noch viele andere

Umstände zu seinem Wortheil benutzen und den Ertrag

dieser großen Lokale leicht um das Dreifache erhöhend

Wie leicht endlich ließe sich nicht das große Lein-
lvandhaus in ein Kaufhaus verwandeln, wo die verschie¬

denartigsten Verkaufs - Lokale sauber und anstandig sich
au - und übereinander reihten? Man konnte vielleicht

die Budenbcsltzcr bewegen, ihre Buden aufzugeben und
anstandige Frciplätze im Kaushause dagegen anzunehmen;

das Kaufhaus konnte im Winter geheizt und zur Nacht¬

zeit erleuchtet werden, und mit gänzlicher Wegräumung
der Buden die Stadt und ihre Bewohner neben vielem

Anderen Bequemlichkeit und Reinlichkeit gewinnen; die
Budenbcsltzcr aber dürften dann, alle andern Uebelstände

ungerechnet, ihre Gesundheit nicht mehr dem Einflüsse
jeder Witterung Preis geben.

Wie schwer auch das Alte und Hergebrachte sich

aufgiebt und Neues, selbst Besseres, Ungewohntes sich
Bahn bricht, so wird es doch, wenn erst die Möglichkeit

und Nützlichkeit der Veränderung überzeugend hervor¬
tritt, sicher an Kopsen und Händen nicht fehlen, die

kräftig cinrathen und handeln.

Der Kämmcrei wird noch so viel Raum im Lcin-

wandhausc übrig bleiben, um sich durch anderweitige
Verkaufs-Lokale, die zu vergeben sind, besonders im Sou¬

terrain, für den dann ausfallenden Budenzins zu ent¬

schädigen; die Leinwandhändler aber kann sie, wie alle

andern Marktzieher, während der Marktzeit in Buden

verweisen, und darin ihre vollständige Entschädigung für
die Ausgabe des Hauses als Leinwand - Verkaufs-Haus

suchen; die Art von Leinwand-Depot aber, welche die
Verwaltung für die auswärtigen Leinwandhändler in

diesem Hause ctablirt hat, ein Nicderlags-Geschäst, wel¬

ches dem hier ansäßigen Bürger und Kaufmann wohl

eigentlich zu gönnen ist, dann als unstatthaft ganz auf¬
geben.

Unter einer Kommunal-Verwaltung muß die Be¬

nutzung derartiger Anstalten besonderen Beschränkungen

unterliegen, die bei der Verwaltung eines Privat-Eigen-
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thums oder der eines Pächters nicht stattfinden dürfen
und werden. Der Beamte darf von dem Buchstaden

seiner Instruction nicht abweichen; er laßt den Kauf¬

mann, welcher taglich die Anstalten benutzt, nach einem

eben so hohen Tarif zahlen, als den, welcher im Jahre

nur Einmal einspricht, und die eingeführten Geschäfts-

stundcn halt er mit derselben Pünktlichkeit, wie er seine

andern Pflichten erfüllt.

Der Pachter oder Privat-Eigenthümer kann und

wird anders verfahren. Er wird dergleichen Anstalten

so zuganglich und billig machen, als es die Umstände

nur immer gestatten, und dadurch eben so in seinem

eigenen Nutzen, als zur Erleichterung des Geschäftsver¬
kehrs wirken. Wir dürfen hier nur auf den Auslade-

Platz und die Verwiegungs-Anstalten der hiesigen Zuk-

kersiedcrei verweisen, um unsere Ansicht zu rechtfertigen.

Bringt man noch in Anschlag, daß alle Einrichtun¬

gen zur bequemeren Benutzung solcher Anstalten von
einem Privatmann oder Pächter mit geringeren Kosten

und viel praktischer angeordnet werden, als wenn sie
von einer vielsinnigen Verwaltung ausgehen; daß die

Baulichkeiten vollkommenen Schutz gegen Nässe und

andern Schaden gewähren, den sonst, wie dergleichen bei

uns nicht ohne Beispiel, die Verwaltung zu vergütigcn
hat, so wird man nicht in Abrede stellen, daß eine Ver¬

pachtung allseitige Vorthcile darbietet.

Titel IV. Jurisdictions-Gefälle . . Thlr. 3480.

Unter diesem Titel werden vereinnahmt die Laude-

mial- und Markgroschcn-Gefälle, bei Bcsitzveränderun-

gen in den der Stadt steuerpflichtigen Dominien, erstcre
mit 10 bis 15 Procent, und letztere mit 54fx Procent;

ferner die herrenlosen Güter und die Strafgelder in
polizeilichen, siscalischen und Criminal - Untersuchungs-

Sachcn. Leider sind diese Einnahmen fortwährend im

Steigen, wie die Eptracte es ausweisen. Im Jahre

1831 2700 Thlr., 1832 2830 Thlr., und 1833 gar
3480 Thlr. Die Etats-Summe ist nur 2640 Thlr.

Zur Zeit, als die Kommune auch die Stadt-Justiz
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mit einer ctatsmäßigen Ausgabe von 00,000 Thalern
verwaltete, kamen hier dagegen die sammtlichcn stadt-
gcrichtlichcn Spötteln auf, die etwa 10 bis 18,000 Thlr.
eintrugen. Die neue Gesetzgebungnahm der Stadt die
eigene Justiz-Verwaltung, die 5t>0 Jahre vorher um
einen hohen Preis (400 Mark) erkauft worden war.

Wurde damit der Stadt in sofern eigentlich eine
materielle Erleichterung verschafft, als sie nun einige
tausend Thaler Jurisdictions-Kvsten erspart, so war doch
der früher entstandene Zuschuß zu der Gcrichts-Vcrwal-
tung mehr eine Folge der lau betriebenen Einforderung
der Spötteln, als ein unausbleiblicher, nothwendiger
Ausfall. Denn ganz im Gcgentheil kam mehr noch
als dieser Ausfall den minder wohlhabenden Bürgern zu
gut, da dieselben bei der Einforderung der Gerichtskosten
sehr schonend behandelt wurden, wodurch der Anspruch auf
richterlichen Schutz aus Kosten der ganzen Kommunität
den einzelnen, unbemittelten Rechtssuchendcn sehr er¬
leichtert wurde.

Von dieser Seite ist daher der Verlust der eigenen
Justiz-Verwaltung eine wirkliche Einbuße für die Bür¬
gerschaft.

Im Gefühl der Notwendigkeit, sich der Reorgani¬
sation des Staates zu fügen, und in dem edlen Be¬
wußtsein, der Einheit und Suprematie im Staate ein
zeitgemäßes Opfer zu bringen, was auf den Grund eines
500 Jahre alten Pergaments, wie man dergleichensonst
wohl ansieht, um so mehr kein kleines zu nennen ist,
hat sich darüber, was man wohl anerkennen darf, nie
eine Klage hören lassen. Die Einnahme an Abzugs-,
Abschoß- und Abfahrts - Geldern verlor auch die Küm¬
mere! von ihren Besitzungen, wie jeder andere Domi-
nial-Besitzer, in Folge der neuen gesetzlichen Bestim¬
mungen.

Titel V, VI, VII.

Zur Zeit, als Breslau als schlcsischer Stand, Sta¬
tus major, auf den Fürstentagen eine politische Größe
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haben mußte, um iu früherer Zeit ein politisches Ge¬

wicht zur Erhaltung seiner Privilegien und seines An¬

sehens geltend zu machen, und spater, um es zur Be¬

hauptung seiner Religions-Freihcit zu nutzen, hatten die

Besitzungen der Stadt an Forsten, Landcreien, Gütern
und Mühlen noch einen anderen Werth als den ge¬

wöhnlichen, da darauf die .Iura Ixiixn'itic.'r, das Iu» tcr-
ritorialo und der „8ple,xlor eivitrrtis" für Rath und

Bürgerschaft begründet war.

Hieraus ist dann auch erklärlich, daß, obgleich die
Kämmerei zu Anfang des XVII. Jahrhunderts durch

mannigfache Opfer, die sie ihrer Religionsfreiheit wegen
dem kaiserlichen Hofe und auch sonst bringen mußte,
nicht in dem besten Zustande war, der damals in jeder

Beziehung sehr umsichtige Magistrat es dennoch ange¬

messen fand, die Neumarktischen Burglchn-Güter IlilU
zu kaufen und IlzüD noch durch den Ankauf von Nic-

der-Stcphansdorf und Kamcndorf zu vergrößern.

Die schwierige Lage der hiesigen Kammern zu An¬

fang des XVIII. Jahrhunderts, die bei den Ausgaben
im Titel VII nachgewiesen wird, und die durch die drei

schlesischen Kriege und durch des großen Königs strenge

Maaßregeln gegen die hiesige Kammern noch gesteigert
wurde, erschien um so erdrückender, als man damals in

dem Umfange, wie jetzt, noch nicht die Kunst verstand,

die Zahlbarkeit der Enkel der Gegenwart zum Unter¬

pfand zu geben, auf vielleicht bessere Zeiten große
Anleihen zu machen.

Sehr nahe lag daher der Ausweg, sich des Grund-

cigcnthums zu entäußern und dadurch die drückende
Stadtschuld zu tilgen.

Allein man fürchtete, und nach Lage des damaligen

Geldhandels und des öffentlichen Vertrauens für eine

Kommune, die leider der unbegrenzten Fürsorge einer

höchsten und unbeschränkten Verwaltung unterlag, viel¬
leicht nicht mit Unrecht, daß dann die Stadt sich für

alle Zeiten eine Kredit-Benutzung durch Weggäbe ihrer

Liegenschaften abschneide.
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Indessen sind die Zeiten vorüber; unsere Stadt-
Obligationen, obgleich das vorhandene Unterpfand in
Liegenschaften doppelt nnd vielleicht dreifach mit Schul¬
den überbürdet ist, stehen bei mäßigem Zinsfuß Agio,
und die Stadt gewahrt keine andere Garantie als die,
welche durch das Gesetz, das sehr wandelbare Vermögen
ihrer Bürger, und die Intelligenz der stadtischen Ver¬
waltung, gegeben ist.

So groß auch das Schwanken des Werths der Lie¬
genschaften sein mag, so darf doch, sobald es darauf an¬
kommt, eine durch ihre Weitschichtigkcit sehr erschwerte
und vertheuerte Verwaltung endlich von allen veralteten
Formen und Hemmnissen zu befreien, von einer Fest¬
haltung des Besitzes auf Spekulation nicht weiter die
Rede sein.

Wenn sich die Rücksicht geltend macht, daß diese
Liegenschaften spater vielleicht einen höheren Werth er¬
langen könnten, so ist damit auch die Unzulaßigkeit ih¬
rer Veräußerungen ausgesprochen; denn wer ermißt die
Möglichkeit, bis zu welcher Höhe je einmal Grund und
Boden gesteigert werden könnten?

Es kann bei einer Auflösung des Grundbesitzes der
Stadt nur darauf ankommen, daß es im Verhältnis
des Ertrages geschähe, den derselbe zu der Zeit, als er
veräußert werden soll, gewährt.

Welchen dedeutenden Vortheil die Stadt gehabt, wenn
sie schon früher und zu Ende des vorigen Jahrhunderts
sich aller Liegenschaftenentäußert hätte, geht daraus her¬
vor, daß im Jahre 1791 Behufs der Sicherstellung
eines aufzunehmenden Kapitals, worauf wir weiterhin
zurückkommen werden, eine landschaftliche Abschätzung
erfolgte, die den Werth der städtischen Güter, Forsten
und Mühlen auf 665,999 Thaler herausbrachte. Wie
hoch sich der Werth derselben jetzt belaufen mag, nach¬
dem die Kriege von 1896bis 1897 und I8l3 bis l8l5 das
Besitzthum vielleicht ums Doppelte seines ursprünglichen
Werthes vcrtheuert haben, wird sich aus den einzelnen
hier folgenden drei Jntradcn leicht berechnen lassen.
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Titel V. An Forst-Nutzungen Thlr. 9894. 16. 5.

Noch dem Etat soll cinkommcn „ 8957. 7. —

Mehr-Einnahme Thlr. 1837. 9. 5.

ist dadurch entstanden, daß auch in diesem Jahre ein

extraordinairer Holzeinschlag in einigen städtischen For¬

sten stattgefunden hat.

Die städtischen Forsten umfassen an 6999 Morgen

Wald, wovon der Theil in der nächsten Umgebung

Breslaus sich befindet.
Wahrend der obervormundschaftlichen Verwaltung der

Königlichen Kriegs- und Domaiuen - Kammer brachten

diese bedeutenden und so günstig gelegenen Forsten einen

Ertrag von 1 Thlr. 24 Sgr. 8 Pf.

Nack) Einführung der Städte-Ordnung änderte sich

die Verwaltung dieses Besitzthums, und die Einkünfte

schwankten bis in neuester Zeit zwischen 2899 und
4999 Thaler.

Jetzt, nachdem wahrscheinlich auch Extra-Holzschläge,

wiewohl nach bekannten Verwaltungs-Grundsätzen, gan-j
mit Unrecht im Etat aufgenommen worden sind, ist

der Etat auf 8999 Thlr. gesteigert worden, der 1832 c
4199 Tklr. und 1831c 4899 Thlr. war. Der ctats-

maßige Ertrag der Forsten, die Extra-Holzschläge per
Fraction gerechnet, auf 5999 Thlr. angenommen (denn

je häufiger die extraordinairen Holzschlage jetzt zur Be¬

rechnung kommen, je seltener werden sie für die Folge

sein), wäre sonach doppelt so groß, als er in den Jah¬
ren 1814, 15 und 16 war. Die Forstverwaltung aber,

mit Einschluß der magistratualischen Oberaufsicht, der

Eommissions-Reisen, der Besoldung der Forstbeamten
u. f. w. nur auf 2999 Thlr. veranschlagt, ergäbe für

die 6999 Morgen Forst einen reinen Ertrag von 3999

Thlr., oder 15 Sgr. reinen Ertrag für den Morgen.

In Schlesien bringen, nach der Denkschrift des Mi¬

nisters v. Motz an die wcstphälifchen Stande (vom 18-

Mai 1839), 799,999 Morgen Staatswaldung einen

reinen Ertrag von 494,999 Thalcrn, oder der Morgen

17 Sgr. 4 Pf. 2
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Bringt man hierbei in Anschlag, daß nicht der klei¬
nere Thcil dieser Domainen-Waldungen für den Absatz
sehr ungünstig liegt, und dann kaum 5 Sgr. per Mor¬
gen ertragt, so müssen, um den reinen Ertrag von 17
Sgr. 4 Pf. zu gewähren, die gut gelegenen Waldun¬
gen wohl einen Thaler pr. Morgen bringen. Ob die
Brcslauer Kammerei-Forsten zu den für den Absatz gün¬
stig gelegenen Forsten gehören, dürfen wir nicht erst in
Frage stellen, und dennoch bleibt der Ertrag dieser For¬
sten noch 16 Procent unter dem Durchschnitts-Ertrag
der Staats - Waldungen!

Als bekannt können wir voraussetzen, daß gegen die
Verwaltung unserer Kämmcrei-Forsten kaum ein gerech¬
ter Tadel aufkommen wird, und wenn dennoch das
Resultat so unerfreulich ist, so liegt dieses lediglich in
der Natur aller dortigen vereinzelten Verwaltungen, in¬
dem sehr wahrscheinlichfür ein doppelt und dreimal so
großes Forsteigcnthum auch keine erheblich größere Ver¬
waltungs-Ausgabe erforderlich sein dürfte. So stellt sich
dann mit einiger Gewißheit heraus, daß diese Forst-
Parzellen, ohne kollegialische Doppelt-Verwaltung im
Privat-Besitz, einen höheren Ertrag abwerfen würden,
und eine zeitgemäßere günstigere Verwendung für die
Kämmerei zu erstreben sein wird.

Reift doch in allen aufgeklarten Staaten der alte
Domainen-Besitz im ungleichen Kampfe mit dem Ge¬
nius der Zeit seiner allmählichen Auflösung entgegen!
Was der Gipfel der Größe sein mochte für die eine
Zeit, kann zum Verderben der anderen gereichen; und
das ist eben die höchste Kunst kraftvoller, lebensfrischer,
umsichtiger Verwalter, besonnen und unbefangen in den
raschen Bewegungen der Zeit zu erkennen, was junges
Leben in sich trägt, oder was der Krankenpflege bedarf,
um des früheren Lebens halber ehrenvoll zu sterben.

Titel VI. An Ziegelei-Nutzungen Thlr. 862. 15.
Nach dem Etat sollen eingehen „ 494. —

Es sind mehr eingegangen Thlr. 668. 15.
durch den stärkeren Absatz, der auf dem Kämmerei-Gutc
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Riemberg fabricirten Ziegel. Als mich der Belagerung
der Stadt 1866 und 1867 der Wiederaufbau der ein¬

geäscherten Vorstädte große Quantitäten Baumaterialien

erforderte, war die Ziegelei-Nutzung nicht unbedeutend.

Zm Jahre I8l6 und 1t brachten die Kämmerei-Ziege-

lcicn nach Zjahrigcr Fraction über 5666 Thlr. jährlich,

die aber in dem Maaße abnahmen, als sich der Zicgcl-
bedarf verminderte und die Konkurrenz der in unbe¬

schränkter Anlage errichteten neueren Ziegeleien die Preise
ermäßigte.

In einzelnen Jahren später sind sicher gar keine

Einkünfte davon eingekommen, und in den vor uns
liegenden Extrakten finden wir 1831 bis 33 jahrlich

55V, 1666 und 866 Thlr. Gewinn; natürlich sind da¬

von die Kosten der magistratualischen Beaufsichtigung,

die Kosten der Ziegelei-Kasse (Ausgabe: Tit. 1. Int. II)
und mancherlei andere unabwendbare Ausgaben nicht

in Abzug gebracht; der reine Gewinn dürfte sich bei

genauer Abrechnung nicht weit über Null steilen. Wir

halten es überdcm für gründlich erwiesen, daß keine

Staats- und andere koilegialische Kommunal-Verwal¬

tung auf die Dauer mit irgend nachhaltendem Vortheil

in gewöhnlichen Zeiten und ohne Monopol, Gewerbe
treiben kann, sei es handeltreibend oder fabricirend.

Da indessen die Fabrikation der Ziegel auf städti¬

schem Grundeigcnthum betrieben wird, so wird, sobald

das Vortheilhafte der Entäußerung der städtischen Güter

sich herausgestellt hat, die Mitgabe dieser Fabrikation
von selbst folgen.

Titel VII. An Erb- und Zeit-

pacht-Geldcrn .... Thlr. 57681. 15. 6.

Laut Etat sollen eingehen „ 5766?. 18. —

Thlr. 18. 27. 6.

Neste sind verblieben „ 1734.16.—

Ueber den Etat Thlr. 1753. 7. 6.

Das plus ist theils dadurch entstanden, daß im

Laufe des Jahres 1833 einige Pachtveranderungen ein¬

getreten sind, theils dadurch, daß einige Realitäten,
2*
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welche bei Anfertigung des Etats pro 1833 noch pacht-
los waren, im Laufe des Jahres verpachtet worden sind.

Wegen der ausstehenden Reste soll das Nöthige ver¬

fügt sein, und zum Theil schweben deshalb Processi.

A. An Erbpacht!

Für die Alt-Scheitniger Aeckcr Thlr. 376. 16. 6si

„ „ Grüncicher Äecker . . „ 17. 11. 9.

„ den Kuhwald „ 29. 13. 1^.
„ „ Kohlenplatz am Birnbaum „ 91. — —

„ 3 Stück Acker auf den Käm-
merci-Gütcrn .... „ 47. 19. —

„ verschiedene Angcrflccke in den
Vorstädten .... „ 27. 15. —

Thlr. 586. — 5.

An Erbpacht kam im Jahre 1819 bis 11; 891 Thlr.

24 Sgr. ein; wie sich diese Einnahme seitdem so be¬

deutend vermindern konnte, ist uns zu ermitteln nicht
möglich gewesen.

Wenn, was sicher im Interesse der Kammern recht

sehr wünschenswert!) ist, ihr Grundbesitz gegen die Stadt¬
schuld compcnsirt wird und sich für einzelne Bcsitzthü-

mer vorthcilhaftere Vcrerbpachtungen, als Verkaufe fin¬

den sollten, so waren erstere allerdings nicht abzuweisen,

allein es müßten dann Erbpachtungen zu 3 Thlr. jahr¬
lich, wie dergleichen jetzt mehrere vorhanden, nicht vor¬

kommen, da solche Jntraden die Verwaltung, statt sie zu
erleichtern, offenbar nur beschweren.

II. An Zeitpacht . . Thlr. 58829. 25. 1.
die aufkommen durch;

Brücken- und Pflastcrzoll .... Thlr. 24599

9 städtische Mühlen „ 13155

4 stadtische Güter 6389

städtische Aecker 6399

4 städtische Häuser ...... „ 4959
Rathhaus-Keller ...... „ 1799

Wiesen und Gräserci 699

9 Holzplätze . „ 695

3 stadtische Ueberfuhren .... „ 432



21

Eisgruben Thlr. 325.

Fischmarktzins „ 195.

städtische Fischerei „ 91.

und mehrere kleine Einnahmen.

Der Ertrag der 4 Kämmcrei - Güter hat sich in

neuester Zeit sehr verringert:

Rausern 1819 verpachtet für Thlr. 3899. jetzt Thlr. 2399-
Niemberg 1812 „ „ „ 1495. „ „ 1989.

Strehlitz 1812 „ „ „ 1599. „ „ 1999.
Neumarktschc Güter 1812 „ „ 3991. „ „ 2999-

früherer Ertrag Thlr. 9799. jetzt Thlr. 9389.

An Remissionen sind etatsmäßig 1999 Thlr. aus¬
gesetzt (Titel XIII der Ausgabe), die von dem Pacht¬

quantum zum Theil gleich in Abzug zu bringen wären;

im Jahre 1832 find sogar 2999 Thlr. Remissionen in
Ausgabe gekommen.

Den Bau-Etat nehmen die Güter auch nicht wenig
in Anspruch; so wurden 1816 z. B. 5999 Thlr. auf

den Gütern verbaut, und in jenem Jahre fast der ganze
Ertrag durch Kosten absorbirt.

Schlägt man den Aufwand an Verwaltung, Kon¬

trolle, gewöhnlichen und außergewöhnlichen Kommissionen
zu Roß und zu Wagen, an magistratualischer Ober- und

stadtverordentlicher Neben - Aussicht, sowohl in agriculto-

rischer als baulicher Beziehung, noch so mäßig an, so

wird der Ertrag der Güter kaum mehr als ein Kapital-

Vermögen von 199,999 Thlrn. rcpräsentiren (im Jahre
1789 auf 141,999 Thlr. veranschlagt), während im

Privatbesitz ein höherer Ertrag und dadurch beim Ver¬

kauf ein größerer Kapital-Werth sich ergeben wird. Päch¬

ter und Verwalter können Güter nie so benutzen, wie

der Eigenthümcr, und daher wird der Ertrag im freien,

unbeschrankten Gebrauche immer der günstigere sein kön¬

nen. Ist in Friedenszciten dieser Besitz für die Stadt

schon kein wünschenswcrther und einträglicher, so wird
er im Kriege ein erdrückender. Wir dürfen diese Be¬

hauptung nicht weiter erweisen, da theoretisch der Gc-
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gcnstand erschöpft ist, und auch praktisch unser Stadt-
Haushalt den Beweis dafür liefert.

Es liegt in der Natur der Sache, daß eben sowohl
bei dem Verkauf, als auch, wenn solcher nicht günstig zu
bewerkstelligenwäre, bei einer etwaigen Vcrcrbpachtung,
mit großer Vor- und Umsicht verfahren werden muß;
bei einer so bedachtigen und umsichtigen Verwaltung
indessen, als die mistige, darf nicht besonders angedeu¬
tet werden, daß Ucbereilung hier, wie bei vielen andern
wirthschaftlichen Operationen, schädlichere Folgen, als
Langsamkeit in der Ausführung haben würde. Eben
so scheinen die der Stadt gehörigen Aeckcr und Wiesen,
welche jetzt einen Ertrag von 6- bis 7t)l)t> Thlr. jähr¬
lich gewähren, nicht ökonomisch richtig benutzt zu sein,
indem man alle 3 oder 6 Jahre Verpachtungen an¬
stellt, wodurch der höchst mögliche Ertrag des Bodens
nicht erzielt werden kann. Da nun bei diesen Verpach¬
tungen bis jetzt nur die hiesige Bürgerschaft konkurrirt,
der Besitz des Grundeigenthums aber von reichen Bür¬
gern in der Regel nicht so wünschenswcrthgehalten wird,
als der Besitz von Staatspapieren, so sind es größten-
rhcils die minder vermögenden Bürger, welche Pachtun¬
gen mit der Stadt schließen, weshalb dann ein Verkauf
auch nicht wohl möglich sein würde.

Indessen sollte man doch die Vcrerbpachtung bei
jeder neuen Licitation versuchen, und zwar in Parzellen
von 5t) bis lt)t) Morgen.

Es ist dabei zu berücksichtigen,daß ein großer Thcil
der Kräuter in den Vorstädten, die seit der Städte-
Ordnung Bürger unserer Stadt sind, dadurch Gelegen¬
heit bekommen, aus erster Hand ihr Eigenthum zu er¬
weitern und ihr Gewerbe auszudehnen; die Kämmerei
aber schafft eine Konkurrenz bei den Vererbpachtungen,
wahrend die Kräuter sonst nur durch After-Pachten,
zum alleinigen Nutzen der spekulirenden IZnAros-Pächter,
sich einige Morgen städtischen Ackers verschassen können,
da sie z. B. auf Landereien wie die Teichäckcr, vor dem
Schwcidnitzer Thore, welche nur im Ganzen verpachtet
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werden und 2500 Thlr. Pacht jährlich ertragen, ihrer
mäßigen Mittel wegen nicht reflektircn dürfen.

Auf diesem Wege wird es vielleicht auch möglich,
den Ertrag dieser Ländereien, der seit längerer Zeit im

Abnehmen ist, wieder zu steigern. Die Teichäcker, welche

jetzt 2500 Thlr. Pacht bringen, waren 1816 für 350-t
Thaler verpachtet; die Eavaller und Friedcwalder Aecker,

die 1816 1700 Thlr. brachten, sind jetzt für 1200 Thlr.
verpachtet, u. s. w.

Dieser Ausfall ist so ansehnlich, daß eine Revision

der Verwaltung dieses Kämmerei - Eigenthums wohl ge¬
rechtfertiget erscheint.

Die 0 städtischen Mühlen haben, wie es bei einem

solchen Besitz unausbleiblich ist, selbst in neuerer Zeit,

in ihren Erträgen mannigfache Veränderungen erlitten;
so bringen z. B. die Haupt-, Neu- und Werdermühle,

welche 1814 noch 6570 Thlr. eintrugen, jetzt nur noch

5470 Thlr.; und die Siebenradcmühle in der Ohle, die

zuletzt für 800 Thlr. verpachtet war, ist durch Feuer
vernichtet worden, und so ganz aus dem Etat verschwun¬

den. Zur Würdigung des Werths dieses Bcsitzthums

erscheint es durchaus nothwendig, zu wissen, wie viel die

Wasser-, Wehr- und Mühlenbauten in langjähriger

Fraktion, seit dem letzten großen Wasserschaden im Zahre

1785 etwa, durchschnittlich jährlich gekostet haben.

Rechnet man zu diesen jährlichen Bau-Ausgaben

noch die indirecten Kosten hinzu, welche ein kostspieliges
Stadt-Bau-Amt, der Stadt-Bau-Hof und der Aufwand

an Arbeit, Kontrolle und die Kommissionen sowohl des

Magistrats als der Stadtverordneten verursachen, so möch¬

ten von jenen Pachtcrträgen nur wenige Groschen übrig
bleiben. Jedenfalls dürste man nicht fehl schließen,

wenn man annimmt, daß, wenn unsere Vorsahren, die

allerdings damals sehr gewichtige und dringende Gründe

hatten, Mühlen und nicht Wohnhäuser zu bauen, statt

der Mühlen eben Wohnhäuser gebaut und der Oder

ihren ruhigen, natürlichen Gang, ohne Einzwängung
und Ableitung gelassen hätten, dieselben den Nachkom¬

men einen wirklichen, werthvollen Nachlaß in großen
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Wohngcbänden hinterlassen haben würden, wahrend wir
in diesen Mühlen ein sehr problematisches Erbstück be¬
sitzen.

Es ist dem Königl. Domaincn-Fiskus in neuerer
Zeit mancher Besitzstand, besonders an Mühlen, durch
Ufer-, Wehr- und Maschinen-Bau so sehr verthcuert
worden, daß derselbe es vorgezogen, sich selbst mit an¬
scheinend großen Opfern durch Erbpacht oder Verkauf
des Eigenthums zu begeben.

Wahrscheinlich haben Käufer und Verkäufer ihre
Rechnung bei dieser Veräußerung gefunden, und so wäre
dann zu wünschen, daß auch unsere Verwaltung endlich
mit Nachdruck und Ernst darauf einginge, sich der Müh¬
len durch Verkauf oder durch Vercrbpachtung zu entle¬
digen, dem Käufer aber zugleich die Verbindlichkeit auf¬
zulegen, die nöthigen Wasser- und andern Bauten ganz
allein und aus eigenen Mitteln zu bewerkstelligen.

Die Papiermühle z. B. bringt jetzt eine jährliche
Pacht von II bis lWl) Thlr.; dagegen dürften die
Wasserbauten an der dortigen Stelle der Oder seit we¬
nigen Jahren schon IgMvThlr. gekostet haben. Man
darf nicht fürchten, daß sich, wenn die hier ausgespro¬
chene Vcrmuthung, die Mühlen brächten der Stadt gar
nichts ein, wirklich gegründet ist, demgemäß auch kein
Käufer für ein dergleichen unfruchtbares Bcsitzstück fin¬
den würde, denn/

1) baut der Privatmann nicht so theuer, wie eine
Kommune, und

3) hat man gelernt, die Wasserkraft jetzt auch noch
zu anderen Gewerben als zum Getreidemahlen zu
verwenden, eine Verwendung, die bei dem niedri¬
gen Stande der Getreide-Preise, der in gewöhnli¬
chen Jahren kaum höher erwartet werden darf, al¬
lerdings nicht vorzüglich einträglich ist.

Es sind nicht wenige Jahre in der neueren Zeit
nachzuweisen, in welchen die Wasser-, Wehr- und-
Mühlenbaue fast sammtliche Pachtcrträge der Mühlen
ganz absorbirt haben, und eben so gewiß ist es, daß
der <Zte Tbeil und mehr von allen Stadtbauten unfern
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Mühlen, Wehren, so wie dem'Wasserbau überhaupt

zur Last fallt, und somit wäre die Näthlichkeit der Bei¬

behaltung unseres Mühlenbesitzcs mindestens gerechter
Weise sehr zu bezweifeln.

Die Kommune hat ferner das unerwünschte Besitz¬

thum stadtischer Gebäude zu beklagen. Zunächst die

Stadt Berlin. Erdgeschoß und Ite Etage ist einem Kaf¬

fee-Wirthe und Nestaurateurs verpachtet, und die 2te

Etage wird als Geschäfts-Local der Herren Stadtverord¬

neten (!) zum eigenen stadtischen Gebrauch verwendet.

Die Einkünfte aus diesem Hause haben sich seit

1811 gleichfalls verringert, und der Ertrag ist jetzt nur
noch 1120 Thlr. Brutto; mit dem Schweidnitzer Kel¬

ler (dem Rathhaus-Keller) ist es zusammen für 2800

Thlr. jährlich verpachtet. Ferner das Gasthaus zum

Schwer dt vor dem Nikolai-Thore, in dessen Besitz
die Stadt durch eine ganz unerhörte Beleihung als

Hypotheken - Gläubigerin sub basta gelangte, mit ei¬
nem Brutto-Ertrage von Thlr. 1020. Ferner das

Schön'sche Haus am Ohlauer Schwiebbogen, wel¬
ches in der rühmlichen Absicht erkauft wurde, die Stra¬

ße dort zu erweitern; allein dies geschah leider schon zu

einer Zeit, als die Kämmerei in den drückendsten Ver¬

hältnissen war und die laufenden Ausgaben nicht mehr
decken konnte; der Brutto-Ertrag ist Thlr. 254.

Schlüßlich endlich das Marstallgebäude, über dessen Ver¬

wendung bei dem Titel IX. der Ausgabe ein Weiteres
vorkommen wird, mit einem Ertrage von etwa 800 Thlr.

Es unterliegt wohl ernstlich keiner weiteren Unter¬

suchung, ob vie Stadt mit irgend einem ersprießlichen

Nutzen Hausbesitzer sein kann; daß man aber früher
nicht schon mit Ernst und Nachdruck darauf hingear¬

beitet hat, sich dieser Besitzthümer, und damit einer

für die Kommune gewiß doppelt schwierigen und kost¬

baren Verwaltung und Aufsicht zu cntschlagen, er¬
schiene räthsclhaft, wenn man nicht billig in Anschlag

bringt, daß die Gewohnheit und das Hergebrachte Vie¬

les erträglich und ordnungsmäßig uns erscheinen laßt,
(2)
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was genauer genommen weder zu ertragen, noch auch
in Ordnung ist.

Unter den jetzigen Umstanden verlangt ein Hausbe¬
sitz die unausgesetzte Aufmerksamkeit des Besitzers; je¬
der lose Nagel muß befestiget werden, ehe er ganz
wandelbar wird; jeder wankende Dachstein muß repa-
rirt werden, ehe der Schaden sich vergrößert, sonst ent¬
stehen Bauten, die den reinen Ertrag der Häuser, wie
er jetzt leider ist, vernichten. Wie kann bei einer gro¬
ßen Verwaltung eine solche Vorsicht statt finden? und
wie groß sind wohl die Baukosten im Verhältnis zu
den Erträgen dieser Kämmerei-Grundstücke?

Es gehört vielleicht ein gewisser Muth dazu, mit
scheinbarem Nachtheil sich solcher Besitzthümer zu ent-
schlagcn. Genau gerechnet wird man aber, der Ver¬
kaufspreis sei auch dem Brutto-Ertragc wenig angemessen,
sicher der Kämmerei einen Gewinn bringen, wenn man
sich dieser Grundstücke bei verständiger Benutzung von
Zeit und Gelegenheit entäußert, und auch auf diese
Weise der Verwaltung Erleichterung verschassen. Selbst
für den Wiederverkauf des Schön'schen Hauses muß
man sich erklären, denn die Mittel zur Ausführung
der beabsichtigtenErweiterung der Ohlauer Straße, wo¬
zu der Ankauf und die Niederreißung noch einiger
Grundstücke erforderlichwäre, sind, wie der Kämmerei -
Zustand der Stadt gegenwärtig ist, ganz unerreichbar.

Was die jetzige Verwaltung für die Verschönerung
der Stadt gethan, ist gewiß bei den geringen Mitteln,
die ihr früher zu Gebote standen, ganz respectabel; es
mögen glücklichere Enkel das vollenden, was die im
Kriege und bürgerlichen Ungemach erwachsenen Großvä¬
ter ihnen unvollendet zurücklassen mußten.

Die der Stadt auf diesen Titel zufließenden Ein¬
nahmen aus Berechtigungen sind theilwcise sehr bedeu¬
tend; zunächst Pflaster- und Brückenzoll durch Privi¬
legium Königs Sigismund Ann. 1331 eingeführt und
gegenwartig für 24500 Thlr. verpachtet. Es ist die¬
ses ein sehr erheblicher Beitrag zu dem höchst kostspie-
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ligen Brücken - und Straßenbau. Die Einnahme lie¬
ße sich vielleicht noch dadurch erhöhen, daß man die
Pacht einer größeren Zahl von Eoncurrcntcn zugänglich
machte. Da es indessen vielleicht zu mannigfachen Be¬
schwerden Veranlassunggeben könnte, wenn man die
Zollstattcn einzeln verpachten wollte, so verpachte man
mindestens die Zölle diesseit und jenseit der Oder sepa¬
rat. Uebrigens ist nicht abzusehen, warum nicht alles
Fuhrwerk, unbeladeues, welches bis jetzt zollfrei war,
so wie Spazier-Fuhren und auch Reiter dem Brückcn-
und Pflaster-Zoll unterworfen werden sollen! Ja es
ist die Frage, welches Pferd eigentlich Brücken und
Pflaster mehr verdirbt: das sanft, im Schritt auftre¬
tende und selten beschlagene Landpserd vor dem halb
beladenen, leichten Flechten-Wagen, oder das muthig
dahin eilende, das Pflaster und die Brücken zerstören¬
de Luxus-Pferd. In den größten, wohlhabendstenStäd¬
ten des mittleren Deutschlandssind solche Zölle auch
von Spazier- und Luxus-Fuhren nicht ungebräuchlich,
das Pflaster ist dabei in der Regel dort schlecht, wäh¬
rend es bei uns wenig zu wünschen übrig laßt. Der
Wohlhabende,der den Aufenthalt an der Zollstätte ver¬
meiden will, vergleiche sich mit dem Pächter auf ein
Fixum-, der Lohnfuhrmann wird sich am Lohne seine
Ausgabe zu decken wissen, und der Spazierenfährende
wird es kaum empfinden, wenn er bei dem Thaler,
den er zu seinem Vergnügen verwendet, auch wenige
Groschen für den Kammerei-Säckelausgicbt. Es ist
mindestens nicht wohl abzusehen, wie der arme Bür¬
ger dazu kömmt, Brücken und Pflaster mit zu bauen,
die theilwcise der wohlhabende Reiter und Equipagen-
Besitzer abnutzt; dabei läßt sich diese Steuer-Vermeh¬
rung mindestens eben so rechtfertigen, als der Kommu¬
nal-Zuschlagauf Mahlwerk und Fleisch.

Das Monopol der Wasser-Fähren, welches die
Kämmcrei für 50g Thaler verpachtet hat, wird von
der Kommune nur einseitig benutzt. Es würde nämlich
wenig oder gar nicht das Pachtquantum vermindern,
wenn man es den Pächtern zur Pflicht machte, nur
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anständige, möglichst bequeme Fahrzeuge zu gebrauchen,
und die Führung der Kahne nicht Knaben und Jun¬

gen oder solchen Menschen anzuvertrauen, die Mitleid
für menschliches Unglück aufs innigste und widerlich¬

ste zugleich, und sicher oft nicht ohne Nachtheil man¬

cher Passagiere, erregen.

Titel VIII. An indirecten Gefallen Thlr. 56127. 1. 8.

Laut Etat sollen eingehen ,, 55167. 29- 7.

Ist mehr eingegangen Thlr. 959. 2- 1.

Nach einer 6jährigen Fraction kommen auf:

Ufer- und Wasser-Zoll. . . . Thlr. 866.

Hopfengcld und Bicrgroschen von den

Abgabe vom Brennholz . . . „ 2666- —
und mehre kleine Einnahmen.

Im Jahre 18 l6 war die etatsmäßige Einnahme

noch Thlr. 83,666. —

Eine der bedeutendsten Einnahmen auf diesen Ti¬

tel war sonst die von den städtischen Waagen. Das

Privilegium, daß alle hier ein -, durch- und ausgehenden
Waaren auf den städtischen Waagen verwegen werden

müssen, crtheilte Herzog Heinrich IV. ( 1272) und er¬
weiterte König Karl IV. (1352) und König Sigis¬

mund (1422) in der Art, daß von jedem Stein ein

Heller, nach jetzigem Gewicht und Geldwerth für den
Zentner etwa 1^ Silbcrgroschen, erhoben werden darf.
Mit dem steigenden Bedürfnis der Kammerei stieg auch
der Breslaucr Waage-Tarif, und 1815 brachten fammt-

liche Breslauer Kämmcrci-Waagen bei dem damals so

schwunghaften Kolonial-Waaren-Handel an 36,666
Thlr. ein. Die Umgestaltung unserer Gewerbe-Gesetzge¬

bung und die Freiheit des Handels erforderte die Auf¬

hebung dieser auf einem fast 666jahrigen Privilegium

Bierbrauern

Krahngeld
Schlachtzoll

Waagcgefällc
Kommunal-Zuschlag für Mahl - und

„ 16266. —
„ 1366. —
„ 3366. —

„ 6566. —

Schlacht-Steuer „ 36666. —
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gegründeten Berechtigung, und was sonst Zwang war,
ist jetzt, bis auf die Packhofs-Waage für die unver¬
steuert eingehenden Waaren, lediglich dem freien Willen
anheimgegeben. Dadurch ist denn diese Einnahme ganz
versiegt, denn der Ertrag der 4 Waagcstätten, einschließ¬
lich der Extra-Waagen, die während des Wollmarktes
errichtet werden, ist jetzt nicht viel über 6000 Thlr.,
und mehr als die Halste dieser Einnahme erfordert
(Ausgabe-Titel I. I.) die Besoldung der Waage-Be¬
amten. Rechnet man von dem llosilluum die Amts-
nothdursten, die Kosten der Baulichkeiten der Gebäude,
die Instandhaltung der Utensilien, so wie die Oberver¬
waltung, Kontrolle und Aufsicht ab, so dürfte als reine
Einnahme gar nichts übrig bleiben.

Ob es unter so mißlichen Umstanden denn endlich
nicht gerathcn sei, die für Handel und Gewerbe so
überaus günstig gelegenen Localitäten entweder zu an¬
deren Zwecken zu benutzen, oder durch Verpachtung zu
einem höheren reinen Ertrage zu steigern, scheint wohl
nicht weiter in Frage gestellt werden zu dürfen. Schon
im Jahre 1744 wurden, sowohl die kleine als auch
die große Waage, sammt der Einnahme für das Nöthe-
zeichnen auf allerhöchsten Befehl auf 6 Jahre
zur Verpachtung ausgeboten. Die damals, zu weit aus¬
sehenden Unternehmungen wenig geeignete politische Lage
Schlesiens, besonders aber Breslau's, verhinderte in
jener Zeit die sehr weise Königl. Maßregel.

An Hopfen-Geld und Biergroschen zahlen
die Brauer I0000 Thlr., eine Steuer, die seit 20 Jahren,
ungeachtet der Zunahme der Bevölkerung und der dadurch
doch eigentlich bedingten stärkeren Konsumtion und stei¬
genden Steuer-Einnahme, um mehrere tausend Tha¬
ler sich verringert hat, weil der Bierverbrauch abnimmt.

Der Bicrgroschen ist wahrscheinlich eine der ältesten
indirecten Kommunial-Steuern Breslau's, und kommt
urkundlich schon zu Anfange des 14. Jahrhun¬
derts vor.

Nächst dieser Abgabe vom Brauen hatte die Käm¬
merei auch durch ein Privilegium des Königs Wcnzes-
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laus den Alleinhandel mit Hopfen, und die Kretschmer

durften keinen andern Hopfen verbrauchen, als den,

welchen sie vom Rathe erkauften.
Da die Kammerei überdem im I. 1500 eine ei¬

gene Brauerei errichtete, so hatte sie eine dreifache Ein¬
nahme vom Bierbraucn -

1) An Biergeld, welches der Brauer ursprünglich
mit Mark für jedes Gebräu Bier bezahlen muß¬
te. Als aber König Matthias 1478 die ersten

allgemeinen jahrlichen Steuern aus Schlesien er¬
hob, und Breslau mit 6000 Gulden, und in

vcm folgenden Jahre schon mit 12000 Gulden

angezogen wurde, erhöhte man diese Steuer, um
die neue Auflage zu erschwingen, weil, wie es in
der Bekanntmachung darüber heißt: „alsdann

auch dazu die Geistlichen, Fremden, ledigen Bur¬

schen , Huren und Buben beitragen müßten."
Diese Steuer wurde nach und nach und bis in

neueste Zeit auf Thlr. 3. 10 Sgr. für jedes Ge¬

brau erhöht und brachte zu Ende des vorigen Jahr¬
hunderts 7000 Thaler ein.

2) An Hopfengeld; durch den Alleinhandel mit Ho¬
pfen, den die Kretschmer 1753 für 5700 Thaler
jährlich von der Kämmerei pachteten, und den

1750 der Magistrat in eine fixirte Abgabe auf

das Brauen verwandelte, welche zu Ende des vo¬

rigen Jahrhunderts Thlr. 5500 einbrachte; und
endlich

3) durch die Kämmerer-Brauerei und den damit im
Rathhauskellcr verbundenen Ausschank, so wie

durch den dort betriebenen Alleinhandel mit frem¬

den Bieren. Der Schweidnitzer Keller trug frü¬

her große Summen ein; nach einer alten Käm-

mcrei-Rechnung von 1468 nach jetziger Währung

etwa 6000 Thaler, und wenige Jahr später (1477)

gar 12 bis 13000 Thaler. Wie sehr man aber
auch sonst auf gutes Bier dort gehalten, geht aus
einer handschriftlichen Nachricht hervor, daß sich

zu Anfange des 18. Jahrhunderts der Buch-
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Halter im Schwcidnitzcr Keller bei Kosel am Sand¬
berge ersauft hat, „weil das Bier etliche Malen
mißlungen". — Der Vortheil hat sich indessen
durch Vernichtung des Monopols und veränderte
Lebensweise sehr vermindert, und sank nach und
nach, und zwar zu Anfang des vorigen Jahrhunderts

auf Thlr. 6709.
imJ. 1700 „ „ 2600.

„ 1783 „ „ 1000.
„ 1795 „ „ 2000.

1803 „ „ 3000.
„ 1834 „ „ 1700.

Das Schwächerwerden sowohl, als das Schlech-
terwerdcn des Bieres schränkte den Gebrauch dessel¬
ben ein.

Für Letzteres dient Nachstehendes zum Beweis.
Im Jahre 1750 wurden in Bres¬

lau bei 55000 Einwohnern, Ztnr. 80990 Mal;
1790 „ 00100 „ „ 90045 „
180? „ „ „ 85900 „
180Z- „ 04000 „ 80407 „

verbraucht. Der Verminderung des Malzes nach zu
urtheilcn, sollte nun 18<H weniger Bier gebraut wor¬
den sein, als 1790. Allein ganz im Gegenkheil be¬
trug das Bier- und Hopfengeld, welches von den Ge-
dräuen bezahlt wurde, 18lH an 1000 Thlr. mehr als
1790; es ist demnach im Gegentheil mehr Bier fabri-
cirl worden, allein man hatte aus wenig Malz viel
mehr gebraut, als 10 Jahre vorher aus einer größeren
Quantität Malz. Bringt jetzt das Bier- und Ho¬
pfengeld etwa 10,000 Thlr., während es bei einer um
30000 Menschen geringeren Bevölkerung zu Ende des
vorigen Jahrhunderts fast 13000 Thlr. einbrachte, so
hatte die Stadt doch auch bis zur Einführung der
neuen Gewerbegesctzgebungdas Meilcnrecht (Privile¬
gium Heinrich des IV. vom Jahre 1272), wonach 68
zwangspflichtige Dörfer ihr Bier von Breslau holen
mußten und wodurch sich auch die beschränkte Konsum¬
tion jetzt theilweife erklärt.
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Welchen bedeutenden Nutzen auch dieses Privilegium
der Stadt und ihren Baudercchtigten gebracht; auch
dieser mußte der neuen Ordnung der Dinge geopfert
werden.

Bedenklich erscheinen daher die nun so vielfachenund
hohen Steuern bei der Bierfabrikation: Königl. Mahl¬
steuer, Kommunal-Zuschlag, Biergroschen und Ho¬
pfengeld, wozu noch für den Ablösungsfond der Bank-
gercchtigkeitcn eine erhebliche Abgabe erhoben wird;
wenn man erwagt, welche wohlwollenden, menschen¬
freundlichenMaßregeln in neuerer Zeit der Staat nahm,
um den Verbrauch des Bieres zu begünstigen, um da¬
gegen den des Branntweins dadurch möglichst einzu¬
schränken.

So sehr auch durch die jetzt sorgsamere Bereitung des
Bieres, die wir dem Vorgange einiger hiesigen ausge¬
zeichneten Brauereien verdanken, ein etwas erhöhter
Preis gegen früher gerechtfertigt erscheint, so ist die
Steigerung desselben doch ohne alles Verhältnis zu sei¬
ner besseren Quantität und offenbar nur eine Folge
der mannigfachen Steuern, denen die Fabrikation jetzt
unterliegt. Im Jahre I3V4, als der Scheffel Weizen
5 Thlr., der Roggen 4^ Thlr. und die Gerste 3 Thlr.
galt, wurde das Breslauer Quart Bier um L Pfenni¬
ge, das preußische Quart um l Silbergroschen verkauft.
Die Gctreideprcife sind weit unter ^ ihres damaligen
Standes gesunken, das Bier ist aber jetzt nicht billiger
als 1ö34; und während der Arbeitsmann für einen
Silbcrgroschcn nur eben seinen Durst mit Vier stillt,
wird er für eben so viel sich schon einen nicht unerheb¬
lichen Anflug von Seligkeit im Kartoffclbranntwcin er¬
kaufen können. Hieraus scheint mit Sicherheit sich her¬
auszustellen :

4) daß das Bier zu hoch besteuert ist, und
2) daß dem Branntwein an Steuer, in philanthropi¬

scher und ökonomischer Rücksicht, mit allem Rechte
Das zugelegt werden sollte und könnte, was die
Kämmerei bei der Heruntersetzung der Biersteuer
einbüßen müßte.
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Wie sehr der Verbrauch des Branntweins sich ge¬
mehrt, weil leider die entkräftete Organisationdes le¬
benden Geschlechts jetzt eines reizenden Mittels zu ih¬
rer augenblicklichen Belebung zu erfordern und mehr
und mehr nicht entbehren zu können scheint, ist hin¬
länglich bekannt. Wie verderblich indessen die Wirkung
des Branntweins auf den Charakter des Volks ist,
welch' unausbleibliches, moralisches und körperliches Elend
unter den niedrigen Volksklassen dadurch immer häu¬
figer wird, ist gleichfalls längst zugestanden; nicht nur,
daß er gewaltsam und unwiederbringlich alle Kräfte auf¬
reibt und Laster aller und der verworfensten Art er¬
zeugt; er verführt auch schon bei nicht ganz mäßigem
Genuß zur Trägheit und zum Müßiggang. Die Kam-
merci könnte nicht nur auf die schonendste Weise be¬
deutende Einkünfte erheben, sondern auch die Morali-
tät des auf dem Pfade der Sittlichkeit wankenden Be¬
wohners von Breslau, der sonst für sich und seine Fa¬
milie spater der Armenverwaltung zur Last fällt, wirk¬
sam fördern, wenn sie neben der jetzt geringen Steuer
auf den Branntweinschrooteine hohe Accise auf den
Verbrauch des Branntweins legen dürfte.

Sicher würde eine solche Auflage ein mächtiger Zü¬
gel werden, um Ausschweifungen im Trünke minder
stark, und häufig zu machen, wozu der jetzt so geringe
Preis des Branntweins nur zu leicht zu verführen scheint.
Die niedrige Volksklasse wird alsdann den Verbrauch
dieses Getränks auf das unabweisliche Bedürfnis ein¬
schränken müssen, und diese Steuer, weit entfernt, die
unmittelbarenLasten zu erhöhen, wird nur eine wohl-
thatige Entbehrung des Überflüssigen erzwingen. Da¬
durch könnten die Steuern der Bierfabrikationherabge¬
setzt und der Verbrauch eines nahrhaften Bieres durch
Ermäßigungseines Preises erleichtert werden.

Schlacht - und Mahlsteuer wird jährlich 200000
Thlr. in Breslau erhoben, wovon dem König!. Steuer-
fiscus zugetheilt werden . . . Thlr. 130,000. —
der Kammerei-Casse zur Bezahlung

der Kriegsschulden .... „ 35,000. —>
3
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und dem Fond zur Ablösung der

Bank-Gerechtigkeiten . . . Thlr. 35,WO. —

Die Schlachtsteuer ist eine in Breslau schon früh

vorkommende Abgabe; Heinrich IV., Herzog von Bres¬

lau, verkaufte 1200 drei hiesigen Bürgern den Kut-
tclhof und die Steuer für die Benutzung desselben.

König Sigismund erhöhte 1422 den Schlachtzoll um

ein Bedeutendes, den indessen die Stadt an sich löste;
1631 endlich nahm die durch den verhcrenden Krieg hart

bedrängte Kammerei einen Schlachtzoll von 2 Hellern

von jedem Pfund Fleisch.

Da das Pfund Fleisch um drei Heller verkauft

wurde, so trug die . Steuer das Doppelte des Fleisch-

werthes. Dieser Steuer wegen wurde das bis dahin
in Breslau stückweise verkaufte Fleisch seitdem nach

dem Gewicht verkauft.

Ungeachtet der steigenden Bevölkerung hat dieSchlacht-
und Mahlsteuer sich dennoch bedeutend vermindert. Im

Jahre >821 zahlten die damals in Breslau lebenden
77000 Menschen an 228,000 Thlr., und die jetzt in

Breslau lebenden 88000 Menschen zahlen nur noch

200000 Thlr. Schlacht- und Mahlstcuer. Der Zu¬
schlag zur Schlacht - und Mahlstcuer für die Kamme¬

rei-Kasse ist nur unter dem ausdrücklichen Vorbehalt

gestattet worden, daß der volle Ertrag dieser Steuer,

nach Abzug der dem Kvnigl. Steuersiscus für die Er¬

hebung desselben zukommenden Vergütigung zur Abbür-
dung der Stadtschulden verwendet werden soll. In wie
weit diese ausdrückliche, keiner weitern Deutung unter¬

liegende allerhöchste Bestimmung erfüllt worden, wird

sich aus Titel Vll der Ausgaben ergeben. Während
in Schlesien die Schlacht- und Mahlstcuer von viel

mehr Städtebewohnern getragen wird, als in irgend

einer andern Provinz des preußischen Staates (gegen

das gewerbreiche und wohlhabende Rheinland und West-

phalcn um 15 vom Hundert der Stadtcbewohncr mehr,

weil in Schlesien die Anzahl der mit Mauern umge¬

benen Städte größer ist, als in irgend einer andern
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Provinz), so liefert diese Steuer doch in Schlesien
den niedrigsten Ertrag.

In Breslau aber ist der Ertrag kleiner als:
Procentin Aachen

„ Bojanowa

„ Berlin

„ Bromberg

„ Charlottenburg
„ Düsseldorf
„ Erfurt

„ Frankfurt a. O.
„ Köln

„ Koblenz

„ Magdeburg
„ Münster

„ Potsdam
„ Saarlouis

„ Stettin
,, Trier

um 8

zz 255

z» 25

z? 180

ZI 00

Ii 50

?> 28

>1 45

ZI 5

ZI 55

?z 65

1? 22

?> 10

?z 100

?? 30

11 48

ungeachtet dort der

5te Einwohner schon

ein Almoscnempfan-
ger ist.

Für den Zentner ausländisches Rindfleisch müssen, wenn

auslandisches Vieh nicht ganz verboten ist (wie jetzt)
Zoll- und Königl. und Kommunal-Konsumtions-Steuer

per Zentner 34 Thlr. bezahlt werden. Ein Zentner

Grütze zahlt nach Qualität 4 bis 24 Thaler, dagegen

zahlen weder Zoll- noch Konsumtions-Steuern-. Ha¬
sen, Frischlinge, Fasanen, Rebhühner, Aucrhühner,

Birkhühner, Haselhühner, Truthühner, zahme und
wilde Ganse und Enten, Schnepfen, Lerchen, Ortola-

ne und wie dergleichen Luxus-Artikel noch heißen.

Konsumtions-Accise sSchlachtsteuer) zahlen auch Rehe,
Hirsche und wilde Schweine nicht, und daher kömmt

es, daß in mancher schlachtsteuerpflichtigen Stadt

nicht selten delicates Wild billiger als schlechtes Fleisch
zu kaufen ist. Der Staat verfährt nach den bekannten

und bewährten Grundsätzen, daß niedrige Steuern für

Luxus-Genüsse bei der Unerheblichkeit der zum Handel

und Verkehr kommenden Quantität wenig eintragen,

hohe Steuern aber die Prämie für das Schwärzerge¬

werbe erhöhen und eine außerordentliche Kontrolle erfor-3 *
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dem, welche die ohnedies drückenden Steuer-Fiskalitäten

noch drückender machen und den allergrößten, vielleicht

ganzen Ertrag einer solchen Stcuereinnahme wieder ver¬

schlingen. In einer ganz andern Lage aber befindet sich
unsere Kommune; hier, wo das Brennmaterial schon

als ein erheblicher und der Besteuerung angemessener

Gegenstand mit einem Vcrbrauchzoll belegt ist, welcher
freilich nur 2ZtZ0 Thlr. einträgt.

Wenn ein hier so theures, in unserem Klima so

unabwcisliches Bedürfnis, dessen Anschaffung in einem

langen Winter auch ohne Steuer schon die Vermögcns-

kraft manches Bürgers erschöpft, einer Besteuerung un¬
terworfen werden soll und muß, so kann wohl von einer

Besteuerung luxuriöser Verzehrgegenstände, wobei auch
der Wein nicht frei bleiben darf, viel eher, als von der

Besteuerung des Brennmaterials die Rede sein.

Die Freiheit des Verkehrs zwischen Land und Stadt,

die man mit der Aufhebung der Thor-Accise beabsich¬

tigte, ist durch die Kontrolle wegen der Schlacht- und
Mahlsteuer doch wieder verloren gegangen; und eine

größere Beeinträchtigung des freien Verkehres würde
durch jene erweiterte Konsumtions - Steuer nicht zu be¬

fürchten sein, zumal jeder Wagen und lasttragende

Fußgänger an den Barrieren unserer Stadt revidirt wer¬

den soll und es in der Regel auch wird.

Wie der Handel und der Verkehr mit der Provinz
durch eine solche örtliche Kommunal-Steuer unbeschwert

bleiben kann, möchte leicht zu ermitteln sein, wenn

man sich erst nur ernstlich für diese Art der Steuer be¬

stimmt haben wird. Es erscheint aber um so rechli¬
cher, neben dem directen Wege der Besteuerung den

indirekten einzuschlagen, und den Verbrauch entbehrli¬

cher Genußmittel im Verhältnis ihrer Entbehrlichkeit

zu besteuern, weil nur dadurch dem Prinzips der

Gleichheit näher gekommen und somit die dirccte

Steuer für den größeren Theil der Einwohner weniger

drückend gemacht werden kann, indem man sie zu er¬

leichtern im Stande ist.

Für den Gebrauch des Schlachthofes müs-
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sen die Fleischer noch eine anderweitige Abgabe zahlen,
den Schlachtzoll, nach der Stückzahl des zur Schlacht¬
bank kommenden Viehes; zener Zoll hat sich aber mit
dem Zurückgehen des Fleischverbrauches sehr vermindert;
vor 20 Jahren betrug die Einnahme fast 0000 Thlr.
jährlich, gegenwärtig nur noch an 3090 Thlr.

Eben so verminderte sich die Einnahme an Krahn-
gcld durch die veränderte Gewcrbegesetzgebung, von
2500 Thlr. im Jahre 1810, auf 1200 Thlr. im Jah¬
re 1833. Der Uferzoll, der jetzt nur 800 Thlr.
einträgt, wird sicher, wenn derartige Jntraden zur Ver¬
einfachung und Erleichterung der Verwaltung verpachtet
sein werden, einen viel höheren Ertrag abwerfen, min¬
destens werden dann nicht 30 oder 50 Prozent der
Einnahme für die Verwaltung abgehen. Bis zum Jah¬
re 1819 (am 1. Juni) erhob die Kämmerei zum
Theil auf den Grund der Privilegien von Heinrich III.
und seinem Bruder Wladislaus, Erzbischof von Salz¬
burg (^u»o 1200 und 1273), Heinrich des IV. (1274)
und König Sigismund (1430) einen Stadtzoll von
Fischen, Kalk, Wein nnd Branntwein, Essig, ein
Mark-Maaß-, Schroot- und Seil-Geld, welches zusam¬
men jährlich bis 18000 Thlr. eintrug.

Der veränderten Gewcrbegesetzgebung mußte auch
dieses Opfer fallen, und nur für die gleichzeitig aufge¬
hobenen Schiffs-Mauthen und Schisss-Zölle und für den
Wasser - und Stapclzoll, den die Stadt früher theilweise
an sich gelöst hatte, wie 1330 den Wasserzell von
Hans Recker unter Bestätigung des Königs Wenzeslaus,
erhebt die Kämmerci aus Königl. Kassen eine theilweise
Entschädigung von 4800 Thlr. für eine fast doppelt so
große Einbuße, die auf dem nachfolgenden Titel verein¬
nahmt wird. Dies ist die einzige und so unerhebliche
Entschädigung, die Breslau für die bedeutende Einbuße
aller ihrer mit Opfern jeder Art theucr errungenen
Privilegien aus Staats-Kassen bezieht, und es mag
sich jeder Bürger unserer Stadt des Antheils freuen,
den er durch seine directen, jährlich wiederkehrenden
Opfer an der Umgestaltung des Staates seit 1807 hat.
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Titel IX. An allerlei Einkünften:

eingegangen sind Thlr. 33376. 2. —

Rest geblieben „ 18. — —

Thlr. 33394. 2. —

etatsmaßig sollen eingehen „ 1696?. 15. 7.

mehr eingegangen Thlr. 17391. 16. 5.

Da auf diesem Titel unerwartete Einnahmen

eingehen, so schwankt seit 3 Jahren die Einnahme die¬
ses Titels zwischen dem Doppelten und Dreifachen der
Etats - Summe.

Im Jahre 1831 wurden die neuen Schulden, wel¬

che kontrahirt worden waren, hier thcilweise als Ein¬

nahme aufgebracht.

Die Haupt-Vermehrung der Einnahme dieses Ti¬

tels im Jahre 1833 hat darin seinen Grund, daß von

des Königs Majestät zur Vollendung des Neubaues des
Elisabcthanischen Gymnasiums ein Geschenk von 12V66

Thaler bewilligt worden ist.

Etatsmaßig sollen eingehen:

An Bürgerrechts - Geld per Fraction . . Thlr. 6666.

Entschädigungs-Quantum von der Regie-

rungs - Haupt - Kasse für aufgehobene

Schiffs-Manchen und Zölle und Was¬
ser- und Stapelzoll „

An Gewinn aus dem Holzhandel . . . „

Kommunal-Beitrage für Befreiung vom

Vorspann
Zeichnen und Brennen der Röthe . . . „

Für Anbinden der Pferde auf dem Roß¬
markte

Zuschreibegebühren bei Bcsitzveranderungcn „

und mehre andere kleinere derartige Einnahmen.

Die Haupteinnahme dieses Titels bildet das Bür¬

gerrechtsgeld neuer, der Kommune zutretenden Bürger.

Es ist dieses eine der wenigen Stadtcinnahmen, de¬

ren wesentliche Verminderung nicht durchaus zum Scha¬

den der Kommune ausfallen dürste. Unsere weise und

vaterliche Staatsverwaltung wird sicher endlich bei der

4886.

2500.

313.

473.

275.
342.
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Revision der Gcwerbcgesctze, wenn auch nicht streng
materielle, doch sicher streng sittliche Garantien von dem
künftigen Stadt- und Staats - Bürger verlangen, die
den übermaßigen, nur zu oft allseitig unfruchtbaren
Andrang zu städtischen Gewerben möglichst auf solche
Subjecte beschranken werden, an denen der Staat und
die Stadt, durch erprobte Sittlichkeit des Wandels, wahr¬
hafte Bürgen und Bürger zur Erreichung aller Staats¬
und Kommunal-Zwecke gewinnt.

Es leuchtet ein, daß es bei der Wandclbarkeit al¬
ler rein materiellen Formen unthunlich wäre, ein ge¬
wisses feststehendes Maaß an Gewerbegeschicklichkeit oder
Vermögen dem künftigen Bürger als Bedingung seines
Eintritts in die Kommune abzufordern.

Der Gewinn durch den Holzhandel soll per
Fraction jährlich 2599 Thlr. eintragen; berechnet man aber
die der Kämmerei unentgeltlichBehufs des Holzhandels zu¬
stehenden Letalitäten, die Besoldung der Beamten, fer¬
ner die Interessen der großen Kapitale, weit über Z99999
Thlr., welche in diesem Handel zum Theil zinsfrei,
zum Theil zu einem sehr mäßigen Zinsfuß, verwendet
werden, die Ober-, Bei-, Mit- und Nebenaufsicht und
Kommissionen, so wird statt eines Vortheils von 2509
Thlrn., sich leicht ein doppelt so großer Schaden nach¬
weisen lassen.

Kann die Kammerei mit reellem Vortheil weder Guts-
noch Haus-Besitzer, weder Maurer-noch Zimmer-Mei¬
ster, weder Müller, noch Kretschmcr sein, so kann sie
noch viel weniger Handeltreibender und daher auch nicht
Holzhändlcr sein. Die sehr dankenswerthe und väterli¬
che Rücksicht, durch den Holzhandel der Stadt die
Holzpreise auf dem möglichst niedrigen Standpunkte
zu erhalten, fallt jetzt, wo die Konkurrenz in jedem
Gewerbe die billigsten Preise am sichersten und ohne wei¬
teres vormundschaftlichesZuthun herbeiführt, doch wohl
ganz weg. Wird dieser Holzhandel überdies noch so
aus den Händen gegeben, daß der oder die Nachfolger
durch mäßige Zahlungs-Modalitäten und Kaufsbedin¬
gungen gleich in der ersten Zeit mit voller Kraft und un-
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geschwächten Hülfsmittcln den übrigen Holzhändlern
entgegentreten können, so ist auch nicht die mindeste
Gefahr für die Vcrtheurung des Brennmaterials hier
abzusehen. Neben den Ersparnissen an Verwaltungs-
und Geld-Aufwand ist dabei auch noch der moralische
Gewinn in Anschlag zu bringen: daß die Kämmerci
den Bürgern gegenüber nicht als Erwerbs-Beschränker
auftritt und nicht in Gefahr kömmt, mit den mannig¬
fachen, ihr zu Gebot stehenden Mitteln das Gewerbe,
statt es zu erweitern, zu beschränken,und aus falsch ver¬
standenem Interesse da Hemmnisse anzulegen, wo gerade
der sreieste Verkehr ein Haupterforderniß ist; ein Uebelstand,
über den, und vielleicht nicht ohne Recht, geklagt wird.

An Z u sch re i bc g e b ü h re n bei Besitzve Min¬
derungen städtischer Grundstücke kommt per Fraction
342 Thlr. ein.

Bei den Verkäufen von Häusern oder Buden hat
der Käufer, gleichviel, ob er sub Imsta oder aus freier
Hand kauft, Procent an Zuschreibegebühren zu be¬
zahlen. Es ist dieses, wenn gleich nur eine unerheb¬
liche, doch immer eine dem Grundbesitz zur Last fallen¬
de Abgabe. Wer die bedeutenden Stempel- und andere
Kosten, die bei der Veräußerung von Grundstücken erhoben
und gezahlt werden müssen, kennt, wird wünschen, daß,
so gering die Abgabe auch ist, diese Zugabe zu den schwe¬
ren Lasten, die auf dem Grundeigenthum haften, abge-
than werden möchte. Es erscheint unbillig, daß das ohne¬
dies allseitig beschwerte Grundeigenthum noch zum Besten
der Kämmerei eine Abgabe zahlen muß, um Kommunal-
Zwecke zu erfüllen, die zum größeren Thcil zum Vor¬
theil der nicht grundbesitzendenBürger erforderlich sind.

Für das Zeichnen der Röthe-Säcke und
das Brennen der Röthe-Fässer werden per Fra¬
ction 4 bis 500 Thlr. jährlich eingenommen. Die
neue Gewerbgesetzgebung erfordert bei dem Handel mit
Rothe die Röthe-Schau nicht unbedingt. Daher hat
sich die Einnahme dafür, obgleich der Rötheanbau nicht
eingeschränktworden, von Thlr. 2000, wie sie 1814
noch war, auf diese unerhebliche Summe vermindert.
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Es ist sehr wahrscheinlich, daß diese ganze Einnahme

von 500 Thlr. jährlich durch die Verwaltung absorbirt
wird, da an Gehalt allein für die Schau- und Zei¬

chen-Meister Thlr. 250 verbraucht werden, und die

Amtsnothdurften anch nicht ganz unerheblich sind.

Die Kultur dieses Farbestoffes und der Handel da¬

mit haben überdem in der letzten Zeit eine große Ver¬

änderung erlitten. Es wird jetzt viel Krapp fabricirt und

die Wurzeln kommen jetzt mehr im rohen als vermah-

lenen Zustande zum Verkauf. Zur Erweiterung der

Kultur dieses Farbestoffes und zur Erhaltung des guten

Rufes desselben wäre es sehr wünschenswert!), daß die
mit inländischer Rothe und inländischem Krapp handeln¬

den Kauflcute auf die Schau derselben, in ihrem eige¬

nen Interesse, mehr achten mochten. Die Geschichte

des Krapphandels in Holland, Avignon und Elsaß giebt

dazu eine eben so dringende, als nützliche Anweisung.
Die Abgabe mit Thlr. 313 von Luxus-Equi¬

pagen wird erhoben für die Befreiung ihrer Besitzer
von dem der Kommune zur Last fallenden Vorspann.

Bis zur neuen Gewerbegesctzgebung hatte die Käm¬
merei auch den Alleinhandel mit Pech, Maaß und Ge¬

wichte, der an 400 Thlr. eintrug. Eben so kamen da¬

mals auf diesem Titel noch cin i an Zinsen - Anthcil
von einem bei der Kämmerei stehenden „anatomischen"

Kapital von Thlr. 7001. 3. 84 Pf. 100 Thaler jährlich.
Die eigentliche Bewandtnis, die es mit diesem Ea-

pital hat, und wohin es jetzt gediehen, ist uns nicht

bekannt geworden.
Titel X. Directc Kom¬

in una l-Steue rn sollen

einkommcn Thlr. 155398. 14. 6.

Es sind cinge-

kommen Thlr. 152219. 16. 8.

Rest sind ge¬
blieben „ 2320. — 7.

„ 154539. 17. 3.

Die Einnahme ist unter dem Etat

geblieben ....... Thlr. 858- 27. 3.

/
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Das ölinus soll theils durch Ermäßigung, thcils
durch ganzlichen Erlaß von Kommunal-Steuer-Bei¬

tragen entstanden sein.

Nach dem Etat für 1831 war die Soll-Einnahme

dieses Titels 150500 — und hat sich demnach seit 2
Jahren um fast 5000 Thlr. vermindert.

An Real-Kommunal-Steuer sol¬
len eingehen Thlr. 78182. 17. —

„ Personal-Kommunal-Steuer

sollen eingehen Thlr. 73131.15.
„ Personal-Kom¬

munal - Steuer

sollen eingehen:
von sammtli-

chen sowohl Kö¬

nig!. als nicht

Königl. Beam¬
ten und Pcn-

sionairs durch

deren geordnete

Gehalts - Ab¬

züge . . Thlr. 4084 12.0.

Thlr. 77215. 27. 0.

Thlr. 155308. 14. 0.

.4. Die Real-Kommunal-Steuer:

Die Steuer vom Grundeigenthum in Breslau ist

wohl so alt, als die Stadt selbst; freilich hat sie im

Laufe der Zeit bedeutende Modifikationen erlitten, man

war jedoch sonst immer ernstlich darauf bedacht gewesen,

den Hausbesitzer zu „conserviren", so drückend auch

oft die allgemeinen Kommunal-Bedürfnisse waren.
Unsere städtischen Abgaben. waren seit der frühe¬

sten Zeit doppelter Art: zur Bestreitung der fürstlichen

Steuern, und zur Erhaltung des Gemeinwesens.

Das Grundeigenthum war nur mit einer fürstli¬

chen Steuer belegt, welche unter dem Namen Ge¬
schoß: exactio, eollevta, erhoben wurde. Sie war

unwandelbar und betrug 400 Mark jahrlich. Neben
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dieser Grundsteuer wurden aber noch viele andere

Steuern für den Landcsfürsten erhoben, nicht allein re¬

gelmäßige Steuern, die auf Gewerbe-Berechtigungen
ruhten und direct davon erhoben wurden, sondern auch

außerordentliche Steuern, die nach dem Bedürfniß des

Landcshcrrn aufgebracht werden mußten und unter den
verschiedensten Vorwanden und Namen eingefordert wur¬

den. Zu diesen Extra-Steuern, so wie zur Erhaltung

des Gemeinwesens trugen die Bürger neben den indi-

rcctcn Steuern an Biergcld, Zöllen und dergleichen
mehr, wie wir bereits erwähnt haben, noch durch eine

Vermögenssteuer, bei, welche Eidgeschoß hieß, weil

jeder eidlich sein Vermögen an liegenden Gründen und

beweglichem Gut angeben und versteuern mußte. In
der Regel wurde davon Proccnt, von der Mark ein

Groschen, bei jeder Erhebung eingefordert, die aber öfter,
zwei und mehre Mal in einem Jahre sich wiederholte.

Im Jahre 1456 betrug das von den Bürgern in

Breslau angegebene Vermögen in liegender und fahren¬

der Habe nach unserem Münzfuß etwa ein und eine
halbe Million Thalcr, wofür in diesem Jahre nur
10,000 Dukaten Steuer eingefordert wurden; eine in

demselben Jahre erhobene Kopfsteuer, ü ein Groschen da¬

maliger Währung, von 18000 Steuerpflichtigen betrug
050 Dukaten.

Au den verschiedenen Steuern indessen, so bedeutend
sie waren, zahlte der Grundbesitz nur nach seinem ein¬

geschätzten Werths, wie anderes Vermögen, Procent.

Als 1478 neben den gewöhnlichen und außerge¬

wöhnlichen fürstlichen und stadtischen Geschossen und

Steuern König Matthias noch eine neue jährliche

Steuer in Breslau regelmäßig erheben ließ, die von

Jahr zu Jahr erhöht wurde, und indirect Vermögen,

Handel und Gewerbe belästigte, so wurde durch Raths¬
beschluß im I. 15W endlich das Grundcigenthum von

der doppelten Steuer befreit; in der Art, daß von dem

Grundeigenthum, zur Erhaltung des Grundeigenthü-

mcrs, fortan nur das altherkömmliche Geschoß, ein

Eidgeschoß aber nicht eingefordert werden sollte.



Allein schon 1527 mußte dieser Stcuer-AIoäu8 eine

Acnderung erleiden.

Am 17. Mai 1527 nämlich zur Krönungsfcicr

Ferdinand 1. in Breslau wurden Fürsten und Stande

aufgefordert, eine freiwillige Türkensteucr aufzubringen,

was auch mit 1(19,VW Dukaten als „ein guthertzi-

ges Subsidium" zugestanden wurde.

Um die Steuer gleichmaßig durch ganz Schlesien
zu verthcilen, schätzten sich Land- und Städte-Bewoh¬

ner ein jeder auf sein Gewissen, an Zinsen, Grund¬
stücken, baar Geld, Schulden, Waaren und dergleichen,

und das auf diese Weise ermittelte Vermögen in Schle¬

sien betrug 7,7VVVVV Dukaten, wovon etwas weniger

als 1^ Procent gesteuert wurden.

Breslau's Einwohner hatten sich auf 87V,vvv Du¬

katen geschätzt und steuerten demnach II,3VV Dukaten.

Da bei dieser Schätzung die Hominis den Werth
der darin befindlichen Scholtiseicn und Bauergüter, die

Magistrate den Werth der bürgerlichen Besitzungen,
Häuser, Aecker und Garten ansagen mußten, ,,so

wie es ein jeder gegen Gott, den römischen Kuhning

und Gemein Vaterlant hoffe zu verantworten", so wa¬
ren auf diesem Wege die ersten Kataster für Schlesien

vorhanden, auf die man dann jährlich allgemeine Lan¬
dessteuern entrichten ließ.

Aus dem „guthertzigcn Subsidium" wurde eine ge¬
zwungene Steuer, die nicht bei dem jährlichen Quantum

von Ivv,VVV Dukaten stehen blieb, sonoern schon 1537

auf 144,VVV erhöht wurde und nach dem Bedürsniß

des Wiener Hofes bald noch mehr erhöht, und nur in

einzelnen wenigen Fällen ermäßigt ward. Das Steuer-

Kataster selbst erlitt indessen durch die Veränderung der

Münze und des Silberwcrthes und dadurch, daß spä¬

ter das baare Kapital- und umlaufende Vermögen aus
dem Kataster wegfiel, und die Steuer nur das Grund-

cigenthum treffen sollte, bedeutenden Aussall.

Im Jahre lv/v war der Steuer-Kataster Schle¬
siens nur noch Thlr. 7,7VVVVV, und der Breslau's bis

auf Thlr. 7VVVVV heruntergesetzt. Indessen mit der
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steigenden Finanznoth des östreichischen Kaiserhauses stie¬

gen auch die Procentsatze der Steuer dermaßen, daß 1698
unter Kaiser Leopolds I. die ursprüngliche Steuer von

166666 Dukaten schon aus 2 Millionen Kaiserguldcn oder

1,466666 Thlr. erhöht war, und demnach, was auf

den Fürstentagen am Kataster heruntergehandelt wur¬

de, 16fach im Procentsatze zugelegt werden mußte.
Neben dieser allgemeinen Landessteuer wurden nach

Höhe des Katasters dircct noch erhoben: Türken-, Rauch¬
sang-, Vermögen-, Fräulein-, Religions- und Tanzsteuer,

Kopf- und Gewerbe-Steuer, ferner indirecte Steuern
aus alle Handels- und Verzehr-Gegenstände, dabei

Tabacks-, Karten - und Salz-Monopol und Stempel-

Papier, und militärische Ausrüstungen, bestehend in
Infanterie, Kavallerie und Artillerie nebst Geschütz. Die

Steuernoth hatte in jener Zeit, wo des Vermögens und
des umlaufenden Geldes nicht so viel war, als zu un¬

serer Zeit, eine vernichtende Höhe erreicht.
Ein Gedicht in dem Krippitzer Steuerbuche vom

Jahre 1649 giebt eine Schilderung der damaligen gro¬

ßen Steuernoth in Schlesien, und mag deshalb hier
eine Stelle finden.

Eher wird der Dornstrauch zuckersüße Feigen bringen;
Eher wird die Eule besser, als die Nachtigallc singen;
Eher wird der grimme Wolf sich mit sanften Schaafen paaren;
Eher wird man aus dem Meer als wie auf dem Lande fahren;
Ehe man in Schlesien wird von keinen Steuern hören,
So die Seele des Vermögens fast bis auf den Tod verzehren;
Bei dem armen Landes-Manne, der darüber geht zu Grunde,
Und daneben Mangel leidet, selbst an seinem eignen Munoc,
Darum seid barmherzig doch nur ihr Stcuer-Ämts-Berwalter!
Bis uns wieder segnen wird aller Dinge ihr Erhalter;
Schicker nicht die Triller her, die man Ercquirer nennet,
Deren Herze ohnedies gegen uns mit Hasse brennet;
Ei so wollen dankbar wir, immerfort ja uns erzeigen,
Und auch stille noch dazu von den Steuer-Sorgen schweigen.

Vreslau's Beitrag zur allgemeinen Landessteuer hat¬

te bis 1693 die ungeheure Summe von Thlr. 128666
— erreicht.

Obgleich diese Steuer nur auf dem Grundbesitz haf¬

tete, deren keines in Breslau mit Ausnahme des Krer-
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schamhauscs in dcr Kathannen-Ecke steuerfrei war, so

mußte doch dcr unerschwinglichen Höhe oiescr Steuer

wegen, die den ganzen Grundbesitz in Breslau in we¬

nigen Jahren, nach dem damaligen Werth der Grund¬

stücke, hatte vernichten müssen, auch eine Personal-

Steuer zur Abtragung dcr Grundsteuer von Nicht-Haus¬
besitzern erhoben werden, die bis einhundert Thaler

jährlich von einzelnen Bürgern betrug.
Im Jahre 179!1 wurde zwar der Stadt Breslau

von der Kataster-Summe Thlr. 117,599 abgeschrie¬

ben, weil die Steuerauflage ganz unerschwinglich ward,

so daß sie sich bis auf 588999 Thlr. verminderte;

allein da dcr Steuersatz dagegen außer altem Verhält-
niß noch erhöht wurde, so war damit nicht nur nichts

für den schwerbelasteten Bürger gewonnen, sondern sei¬

ne Lasten erhöhten sich dermaßen, daß im Jahre 1749

der einmonatliche Beitrag zur allgemeinen Landessteucr

für Breslau bis auf Thlr. 1Z599 gestiegen war.

Friedrich der Große, der Schlesien aus mannigfa¬

chen Nöthen und so auch von der ohne Maaß und Ziel
aufgebürdeten Steuer rettete, hob die mannigfachen, ver¬

vielfältigten Abgaben auf und führte zwei Haupt-

Steuern ein: das Land gab Grund - und Nahrungs-
steuer, die Städte Accise und Servis.

Die Einquartirung der Soldaten beschränkte der Kö¬

nig nämlich auf die Städte; ^ der schlesischen Städte
waren aber nur mit Garnison belegt. Um nun die Ein-

quartirungslast der einzelnen Städte und Quartiergebcr

untereinander, so wie gegen die von Einquartirung be-

freieten Städte nach Billigkeit auszugleichen, wurde der
Servis erhoben, der in einer Abgabe bestand, die alles

städtische und vorstädtische Grundeigenthum, so wie alle

daselbst betriebenen Gewerbs-Nahrungen zu entrichten
hatten. In dcr ersten Zeit dcr preußischen Besitznahme

lastete nämlich in Breslau die Einquartirung fast ganz

auf den Kretschmerhäusern, und jedes solches Haus

war mit 6 — 8 und oft noch mehr Mann belegt.

Die gemeinen Soldaten beklagten sich indessen über die

engen und unbequemen Quartiere, weil die Gemächer,
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welche der Hauseigentümer nicht unerläßlich für sich

brauchte, vermicthct waren und die Soldaten sich des¬

halb in den Arbeits - und Wohnstuben der Bürger auf¬
halten mußten, wodurch diese eben so sehr in ihren Ar¬

beiten, als jene in ihrer Bequemlichkeit gehindert wurden.

Die Einquartirungslast mußte demnach bald allgmein
mit wenigen Ausnahmen getragen und den Soldaten

mußten besondere Kammern und Stuben angewiesen wer¬

den. Das Mißverhältnis auszugleichen, in Ansehung

des Wohnungsraumcs, den die Einquartirung einnahm,

im Verhältnis zu der besonderen Verpflichtung des zur

Tragung der Einquartirung schuldigen Hausbesitzers,

diente dann die städtische Servis - Kasse, der die
Hausbesitzer von Adel, die „Honoratioren" und die
Kaufmannschaft, welche auf Special-Befehl des Kö¬

nigs von aller Natural - Einquartirung befreit bleiben

sollten, 3 bis 6 Thaler monatlich zahlen mußten.

Als aber diese Beiträge zur Entschädigung der Ein¬

quartirung tragenden Hausbesitzer nicht ganz ausreich¬

ten, wurden auch die nicht possessionirten Bürger bis
zu einem Betrage von 3 bis 4 Thlr. monatlich ange¬
zogen.

Die Servis-Kasse zahlte dann dem Quartiergeber
für jeden gemeinen Soldaten (Offiziere erhielten kein

Natural-Quartier) täglich 4 Pfennige, für jeden be¬

weibten 8 Pfennige und für jedes Pferd 3 Pfennige

Quartiergeld, und berechnete mit dem Gouvernement

die zu empfangende Entschädigung im Verhältnis des

Bedürfnisses der mit Wohnung versorgten Garnison,

und die allgemeine General-Servis-Kasse für Schle¬
sien hatte dann zu den Servis-Beiträgen, die Breslau

selbst aufbringen mußte, jährlich noch etwa Thlr. W

bis 24f)W zuzuschießen. Indessen trug die Stadt im

Verhältniß des allgemeinen Servis-Bedürfnisses sammt-
licher schlesischen Städte mehr an Servis bei, als ihr

aufgelegt werden sollte. In dem ersten Jahre floß der

in der stadtischen Servis-Kasse bleibende Ueberfluß in

die Kämmerei-Kasse; bald aber wurde die Servis-Kas¬
se sammt der bis dahin städtischen Thorsperr-Kasse der
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städtischen Verwaltung entzogen, und es blieb der Bür¬

gerschaft nun ganz unbekannt, wozu die ansehnlichen

Überschüsse aus beiden Kassen verwendet wurden. Der

stadtische Scrvis wurde indessen 1742 auf den Grund

des Königl. Servis-Reglements für Breslau, von dem¬
selben Jahre, sixirt, und es mußten zu demselben bei¬

tragen, ohne fernere Rücksicht auf das bald kleinere oder

größere Bedürfnis:

1) Alle Haus- und Grundeigcnthümcr,
nach dem Werth ihrer Häuser und
Grundstücke und des daraus zu ent¬

nehmenden Nutzens Thlr. 55999.

2) Dieselben von ihren Gewerben und
Nahrungen „ 15999.

3) Die Miether von ihren Gewerben und

Nahrungen 14999.

4) Die Beamten von ihrem Gehalte . „ LOW.
5) Die Judenschaft ..... „ 1200.

zusammen Thlr. 87299.

Die vorstadtischen Grundbesitzer bezahlten für ihre

Häuser sowohl, als für die unter Kultur stehenden Ack-

ker und das darauf gehaltene Nutzvieh, der Morgen
nach Güte des Bodens 6 bis 19 Thlr., die Kuh mit

3 Thlr. Ertrag veranschlagt. Der Kapitalwerth aller
Grundstücke in der Stadt war veranschlagt aus

Thlr. 4,92386V mit einem Ertrag von Thlr. 246393.
in den Vorstädten

inrlns. Aecker und Vieh
„ 1,053740 52687.

Das Gesammt-Grundvermögen auf Thlr.

5,977699. Der Ertrag auf Thlr. 298889.

von dem ü 18^ Procent das Servis-Quantum mit
Thlr. 55999 von Haus- und Grundeigenthümern er¬
hoben wurde.

Zur Bestreitung der Kämmcrei-Bedürfnisse wurden

direct von der Bürgerschaft unter dem Namen i Groß-

gcfchoß, Kleingeschoß, Karrengeld, Monatsgeld, Ring¬

wache, Nachtwache, Fcuerheller, Wassergcld u. d. m.
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in Allem nur 23000 Thlr. jährlich erhoben, wovon dos

Grundcigcnthum Thlr. 16500, und 6500 Thlr. die
Miethcr trugen mußten.

Diese Steuer des Grundbesitzes an Scrvis Thlr. 55000

und an Kammern - Gefällen „ 16500

zusammen Thlr. 71500

erhielt sich in gleicher, unabänderlicher Hohe bis zum

Jahre 18ss^f, obgleich der Ertrag der Breslaucr Reali¬

täten gestiegen war, und ein Theil der Ertragsermitte¬
lung noch aus dem Jahre 1726 sich herschricb.

Als nun im Jahre 1811 der preußische Staat alle Kräfte
aufbieten mußte, seine gegen Frankreich übernommenen

Verpflichtungen zu lösen, wußte Breslau nicht nur ei¬

nen noch einmal so hohen Servis-Beitrag als früher
aufbringen, sondern es hörten in Folge des Servis -

Reglements v. 17. März 1810 auch die Zuschüsse aus
Staatskassen für das hiesige Einquartirungswesen, die
30 bis 40000 Thlr. betrugen, auf, während die Bu¬

reau-Kosten der Scrvis - Kommission auch bis auf
12000 Thlr. gestiegen waren.

Dadurch wurde eine Servis-Ausschreibung von
170000 Thlr. erforderlich, wovon 100000 Thlr. das

Gruudeigenthum und 70000 Thlr. die zum Personal-
Scrvis Verpflichteten aufbringen mußten. Durch die

dringenden Bedürfnisse des Augenblicks nothwcndig ge¬
macht, waren gleichmäßig die indirecten Kommunal-

Stcuern bedeutend erhöht worden; nur für eine kurze
Zeit bestimmt, wurden diese Abgaben weder nach den
aus der Natur der Sache fließenden Grundsätzen ver¬
anlagt, noch nach dem productivcn und steuerbaren

Vermögen der ihnen unterworsencn Objekte berechnet,
deren Bezeichnung oft selbst nur ein Werk des Au¬
falls war.

Neue Bedürfnisse aber machten neue Auflagen noth-

wendig. Man fand weniger Bedenken, zu diesen seine

Auflucht zu nehmen, als zu einer Vermehrung oder
Berichtigung der schon vorhandenen Abgaben zu schrei¬

ten, ein Verfahren, das durch den einmal angenom¬

menen Grundsatz, daß alle diese Lasten nur vorüberge-
4
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hend wären, und daß daher auch die Neueren zu¬

gleich mit der Noth, die sie dictirt hatte, verschwin¬
den sollten, herbeigeführt wurde. Die veränderten
Steuer- und Kommunal-Verhaltnisse erheischten indes¬

sen die Beibehaltung aller ohne System entstandenen
Kommunal-Abgaben, und auf diese Art entstanden die

jetzigen Abgaben, welche statt eines aus solide Grund¬

lagen gebauten Systems einen Hausen von Ansätzen dar¬
stellen, die sich selbst unter einander und besonders das
Grundeigcnthum überladen, und daher dem Interesse
des Staates, der Kammerci, wie dem der Steuerpflich¬

tigen gleich schädlich werden müssen. Um diese, das
Grundeigenthum hart angreifende Steuererhöhung mög¬

lichst gleichmäßig zu vcrtheilen, wurde, mit durch die

Zeitumstände entschuldigter Ungründlichkeit, eine Revi¬

sion der Ertrage von sammtlichen Realitäten vorgenom¬
men und solche von Thlr. 316666 auf — 667666

Thlr. netto, nach Abzug von I6K Steuer, freiblei¬

bendes Eigenthum ermittelt und mit 15A zum Servis
angezogen.

Allein auch die direkten Steuern zur Bestreitung

der eigentlichen Kämmerei - Bedürfnisse langten nicht
weiter aus, da die Ausgaben in Folge der neuen Städ¬

te-Ordnung sich mehrten, und die neuen gcwcrbpoli-

zcilichcn Verfügungen auch einzelne indircctc Einnah¬
men vernichtet hatten.

So wurden 1811. auch die bis dahin erhobenen

Thlr. 23614 an Groß- und Klein-Geschoß u. s. w.,
wovon früher das Grundeigenthum Thlr. 16566 tra¬

gen mußte, aufgehoben und dagegen unter dem Titel
von „Kommunallasten-Beitrag" fortan 52666 Thlr.

jährlich ausgeschrieben. Obgleich der Werth des Grund-
cigenthums durch die Revision desselben auf das Dop¬

pelte gegen früher veranschlagt war, so sollte es doch nicht

mehr als früher an Kämmcrcigefällen zu dem neuen
Kommunallasten-Beitrag steuern, weil man richtig
erkannte, daß diese Abgabe eine doppelte, durch nichts

zu rechtfertigende Steuer sein würde. Das Grundei¬
genthum sollte unabänderlich mit demnach mit 17666
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Thlr. etwa, H aber die Persönlichkeit der Einwohner
Brcslau's treffen.

Vom Jahre 1811 an war das Grundeigenthum
demnach belastet:
1) mit Real-Servis ..... Thlr. 100000.
2) „ Neal-Kommunallasten-Beitrag „ 170110.

zusammen mit Thlr. 11700R
Bis dahin war es belastet:
1) mit Servis . . . Thlr. 55000.
2) „ Kämmereigefallen „ 10500.

" 71500.
Das Grundeigenthumwar demnach er¬

höht mit Thlr. 45500.
jahrlicher Steuer. Aber schon in wenigen Jahren war
der Kommunallastcn-Beitrag der Realitäten von 17
auf 20000 Thlr. gesteigert worden, und die nach dem
Frieden 1815 vom Staate auf 48500'Thlr. ermäßigte
Servis-Abgabe nicht verhaltnißmäßig auf das Real-
und Personal-Eigenthum vertheilt, sondern dem Grund¬
besitz allein aufgelegt worden. Der Kommunalla¬
sten-Beitrag, der 1820 für die ganze Kommune auf
47000 Thlr. ausgeschrieben wurde, hatte nun nach dem
Stcuer-5Iv >Iu8 von 18 l 1 nur mit 10000 Thlr. das Grund-
cigenthum, dagegen die Persönlichkeit mit 31000 Thlr.
treffen müssen-, allein erstcres wurde mit 20000 und das
andere nur mit 27000 Thlr. belegt, und im Jahre
1821 das Bedürfnis von 45000 Thlr. ebenfalls mit
20000 Thlr., und mit 25000 Thlr. nur die Persön¬
lichkeit belegt; in diesem Jahre waren demnach die Rea¬
litäten schon um 5000 Thlr. zu hoch belastet.

Indessen war auch das Gesetz über die Einrichtung
des Abgabenwesens vom 30. Mai 1820 erschienen.

Nach §. 10. dieses Gesetzes hörten mit dem Jah¬
re 1821 gegen die den Städten auferlegten anderweiti¬
gen Königl. Steuern die ordentlichen und außerordent¬
lichen Zuschüsse, die dieselben zum reglementsmaßigen
Servis für die Offiziere (den sogenannten Hülfs-Scrvis)
sonst zu zahlen hatten, für immer auf, und nach §. 0.
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desselben Gesetzes soll der sonst von den Städten zur
Königl. General-Servis - oder Königl. Haupt-Institu¬
ten-Kasse gezahlte Servis als eine Grundsteuer von den
Städten erhoben und für Breslau bis auf eine zunächst
vorzunehmendeallgemeine Revision der Grundsteuern (die
aber auch jetzt noch nicht erfolgt ist) mit Thlr. 59941
9 Sgr. jahrlich bezahlt werde». Es war jetzt gesetzlich
ausgesprochen, welche Bewandniß es nun mit dem Ser¬
vis nach der neuen Steuergesetzgebungferner habe. Der
Krieg, der 9 Jahre von 1897 bis 1816 die Grund¬
besitzer aufs Erschöpfendsteund vorzugsweise geschwächt
hatte, war dem Frieden gewichen, Steuer-Ermäßigun¬
gen sollten den ungeheuersten Unfällen und Erpressun¬
gen folgen; der Staat war namentlich damit vorausge¬
gangen, so viel als möglich, und so weit unsere beson¬
deren staatswirthschastlichenVerhältnisse es gestatten, die
gleichmäßigsteBesteuerungsweise geltend zu machen. —
Leider hat man bei uns die Nothwendigkeit und Weis¬
heit dieses Grundsatzes bis jetzt verkannt.

In Breslau war das aus den frühesten Zeiten vom
Grundcigenthum erhobene Geschoß schon bei der preu¬
ßischen Besitznahme erlassen, der an seine Stelle getre¬
tene Servis nach seiner ursprünglichen Bestimmung
ebenfalls erlassen und dagegen eine Grundsteuer aufge¬
legt, die bis aus eine uns noch bevorstehende Revision
auf Thlr. 59969 sipirt ist. Was das Grundeigenthum
in Breslau tragen durfte, stand demnach fest. Die Er¬
träge des Privat-Grundcigenthums wurden indessen nach
und nach möglichst genau ermittelt, aber das Grundei¬
genthum der Kammerei an öffentlichen Gebäuden und
Lokalen, an Mühlen, Aeckern, Wiesen, Holzplätzen,
Fischerei und Graserei aus dem Ansatz gelassen. Es
schien aber diese Mitanschlagung und Zuziehung des
Kammerci - Grundvermögens zur Grundsteuer schon um
deshalb billig, weil Breslau vorzugsweise hoch in der
Königl. Grundsteuer klassirt war. Berlin mit einem
Ertrage von Thlr. 3,999999 aus dem Grundeigenthum
war nur mit Thlr. 1L9749, demnach mit 3^ Procent
vom Ertrage besteuert; Breslau dagegen mit Thlr.



53

1MMM Ertrag vom Grundcigenthum mit Thlr.
ZlK)4I, auf 5^ Proccnt, also um 7l) Procent höher
als Berlin klassirt. Es scheint demnach nicht allein dil¬
lig, sondern auch durchaus rechtlich, das ganze stadti¬
sche Kammerei - Grundvermögen um so mehr zur Kö-
nigl. Grundsteuer mit heranzuziehen, als Breslau vor¬
zugsweise hoch besteuert ist, der hiesige Privatgrundbe¬
sitzer vom Staate wahrscheinlicham stärksten vor allen
Städten im ganzen preußischen Staate zur Grundsteuer
herangezogen worden ist, und man schon deshalb von
den hiesigen Grundbesitzerndie Uebertragung eines Theiles
der Grundsteuer, welcher der ganzen Kommune zur Last
fallen muß, um so weniger verlangen noch erwarten darf

Das Kammern-Grundvermögen ist aber bedeutend
und ist zu veranschlagen:
Ertrag: von öffentlichen Gebäuden,

Schulen, Kirchen, Rathhaus
u. s. w> etwa Thlr. WWl). —

von Aeckcrn, Wiesen und Holzplätzcn „ 1WEE. —
„ Mühlen 140N0. —
„ Hausern, Kellern, Packhöfen u. s. w. „ IZMö. —
„ Fischerei, Gräscrei und anderem

dahin gehörigen Eigcnthum . .
zusammen Thlr. dizblUll Ertrag,

die gleichmäßig zur Grundsteuer zu ziehen sind. Da¬
durch vermehrt sich das steuerpflichtigeGrundvermögen
bis auf Thlr. 1,I3LWs>, und hierauf die Brcslauer
Grundsteuer vcrtheilt, vermindert jenes den Steuer-Di¬
visor von 5-^ auf 4-fä Procent und die von den Pri¬
vat-Grundbesitzernauszubringende Steuer von 56l)W
Thlr. auf Thlr. 5?5l1l), die demnach eine jährliche
Ersparung von ?>5slE Thlr. gewinnen muffen. Dann
erst wäre die gesetzliche Grundsteuer auch rechtmäßig er¬
hoben und das durch die verzögerte Revision der Grund¬
steuern ohnedies über alles Verhältnis, schwer belastete
Grundeigenthumin Breslau mindestens nicht über die
gesetzliche Norm noch beschwert worden.

Mit dem Jahre 1831 veränderte man indessen auch
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diese Steucrform, indem man den Real-Servis und
den Real-Kommunal-Scrvis in eine Steuer „vom

Grundcigenthum " umwandelte. Die Bedürfnisse der
Kammerei cinschlüßlich der Königlichen Grundsteuer, die

vom Ertrage des Grundcigenthums bezahlt werden

muß, sollten fortan so vertheilt werden, daß des

Bedürfnisses als Grundsteuer vom Grundeigenthum,
als Einkommenssteuer von der Persönlichkeit getragen

würden.

Bei dem damaligen Bedürfnis der Kammerei, das

mit 166666 Thlr. ausgeschrieben werden mußte, soll¬

ten demnach die Grundbesitzer steuern Thlr. 66667 —;
da diese nach dem Gesetz vom 36. Mai
1826 aber, wie oben bewiesen, nur

Grundsteuer aufzubringen hatten . . „ 52 566 —,

so mußten die Erundcigenthümcr auch

noch zu allgemeinen Kammerei-Be¬

dürfnissen Thlr. 14666 —
etwa aufbringen.

Wer in Breslau seine Kapitalien in Grundstücken

anlegt, eine Verwendung, die an sich in der Regel

nicht zu den fruchtreichstcn gehört, hatte demnach zu

den Kammerei-Bedürfnissen von seinem Einkommen
doppelt zu steuern:

1) vom Ertrage des Grundstücks zu den mehr erhobe¬
nen Thlr. 14666 -— der Grundsteuer und

2) von demselben Ertrage zu der Einkommensteuer.

Wer demnach 1666 Thlr. Ertrag aus Grundstük-
ken hatte, trug etwa 14 Procent, 15 Thlr. jahr¬

lich mehr Steuer zu den Kammerei- Bedürfnissen,

als der, welcher 1666 Thlr. Ertrag aus Renten
oder Gewerben zog.

Obgleich nun gar nicht abzusehen ist. nach welchen

wissenschaftlichen, ja nur verständigen Grundsätzen es

sich rechtfertigen läßt, eine Steuer ohne eigentliche Kennt¬
nis der besteuerbaren Objekte so aufs Gcrathcwohl und

auf gutes Glück, nach bestimmten Bruchtheilen, wie der

Zufall sie in die Feder gab, auszuschreiben, so ward
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dennoch das zufällig ausgesprochene, jeder Basis ent¬

behrende Steuerprinzip zum Gesetz erhoben.

Die Folgen blieben nicht aus, denn die auf Höhe
von Thlr. 93333 veranschlagte Einkommensteuer ertrug

gleich im ersten Jahre nur 76999 und blieb 17999

Thlr. unter dem Ansatz.

Den Ausfall deckte man aus Bestanden der ehema¬

ligen Scrvis - Kasse, zu der aber früher auch wiederum
die Grundsteuer über Verhältnis gezahlt hatte. Da

nun mit der Einkommensteuer die erwartete Abgaben-

Höhe nicht erreicht wurde, weil die gründliche Ein¬

schätzung einer solchen Steuer schwierig und gehässig und

die zur Anwendung gebrachten Procent - Steuersätze dem

Bedürfnis auch nicht angemessen waren, so hielt man

sich an die Grundsteuer. Man ermittelte mehr und

mehr die Erträge des Grundvermögens aufs Genaueste,

was minder schwierig und gehässig war, und setzte fest,

daß ss der Erträge steuerfrei, die andern ^ aber mit 1If>
belegt werden sollen und erhebt nunmehr Thlr. 78599
vom Grundeigenthum, wonach denn, abzüglich der
52599 Thlr. Königlicher Grundsteuern, zu denKämmerei-

Bedürfnisscn Thlr. 26999 vom Grundeigcnthum beige¬
tragen werden müssen. Während in Berlin die Steuer
des Grundcigenthums jede 199 Thaler Ertrag um Thlr.

3. 6 Sgr. kürzt, werden dem Breslauer Hausbesitzer
von jedem 199 Thlr. des Ertrages Thlr. 7. 19 Sgr.

genommen; der Breslauer trägt demnach eine um 139
Procent höhere Grundsteuer als der Berliner Haus¬

besitzer.

Der Breslauer Hausbesitzer mit einem Ertrage von

1999 Thlr. aus Grundstücken trägt somit jetzt zu den Käm-

mcrei-Bedürfnissen 2-^? Procent oder 24 Thlr. jährlich
mehr bei, als der, welcher 1999 Thlr. aus Renten

oder einem Gewerbe bezieht.

Seit 15 Jahren fast wird den Grundbesitzern in

Breslau ohne allen Anschein von Recht oder Billigkeit

auf diese Weise jährlich 26999 Thlr. mehr an Steuern

abgenommen, als sie nach den Grundsätzen einer ge¬

rechten, gleichmäßigen Steuer tragen sollten; mit Hin-
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Zurechnung der Zinsen erlitten sie seitdem eine unwie¬
derbringlich verlerne Einbuße von mehr als einer hal¬
ben Million Thaler, und hieraus wird erklärlich, wie
es möglich war, daß neben den, die bürgerlichen Ge¬
werbe seit l.5 Jahren und langer getroffenen mannig¬
fachen Kalamitäten die Ueberbürdung in der Grund¬
steuer den Werth des Grundeigenthums in Breslau so
erniedrigen konnte, daß nicht selten noch vor !5 Jah¬
ren pupillae--sichereHypotheken jetzt nur noch 70A und
weniger Werth haben.

Das Recht, die Stadtbewohner zu besteuern, wel¬
ches Magistrat und Stadtverordnete babcn, beruht in der
ihnen obliegenden Pflicht der Unterhaltung aller derjeni¬
gen Anstalten, welche den Zweck des Kommunal-Ver¬
bandes erheischen und fördern. Eben so wie alle Steuern
für allgemeine Staats-Zwecke allgemein von allen Un-
terthanen aufgebracht werden müssen, so müssen auch
alle Steuern für allgemeine stadlische Zwecke allgemein
von allen denen aufgebracht werden, welche in der Stadt
ihren Wohnsitz nehmen. Unter mehreren möglichen Ec-
hebungsarten der Steuern muß die für die Steuernden
am mindesten beschwerlicheallerdings immer zunächst
gewählt werden, jedoch nur immer so weit, als hier¬
unter der Grundsatz der Allgemeinheit nicht leidet.
Nun scheint es sicher jedem Unbefangenen mit dem Ver¬
fasser unerklärlich, wie es mit diesen unumstößlichen
Prinzipien zu vereinbaren ist, daß man das Grundci-
genthum zu den allgemein städtischen Zwecken doppelt
besteuern darf: einmal in der Form eines Zuschlages
zur Königl. Grundsteuer, und dann als ein Einkom¬
men gewahrendes Objekt.

Das Grundcigenthum unterliegt ja überdcm neben
der Königlichen Grundsteuer von mehr als 5, Proccnt
des Brutto-Ertrages und neben der doppelten Kommu¬
nal-Steuer noch einer anderen Last, die, allgemeine
Zwecke fördernd, auch von allen Stadtbewohnern allge¬
mein getragen werden müßte. Die Verpflichtung näm¬
lich, zur Tragung militairischer Einquartirung solcher
Staatsdiener, die allen Unterthanen, sowohl denen,



57

welche verschuldete Häuser, als denen, welche nur sicher
rentirende Staatspapiere Huben, ganz gleichmäßig inne¬
re Sicherheit und Schutz nach außen gewähren und
für alle llnterthanen demnach gleich ersprießlich sind, die
aber dennoch nur von den Grundbesitzern allein Woh¬
nung, Hausrath, Salz und Feuer zu fordern haben.
Wie wichtig diese Last ist, weiß jeder Hausbesitzer, al¬
lein wenige vielleicht wissen, daß die Vcrgütigung, die
der Hausbesitzer für seine Einquartirung bekommt, seit
1742 hier bei uns unverändert blieb, und daß für je¬
den einquartirten Soldaten täglich, wie vor fast 1kl)
Jahren, der Bequartirte nicht mehr als 4 Pfennige
Entschädigung erhält, wofür das Essen gekocht und ge¬
würzt, Wohnung, Mobiliar, sammtliches Koch-, Tisch-
und Bereinigungsgeschirr, Lagerstätte, Bettwäsche und
Handtücher geliefert und gereinigt werden müssen, wozu
im Winter für die Beheizung der Stube noch täglich
3 Pfennige pro Mann vergütiget werden. Ob unter sol¬
chen bcklagenswerthcn Umstanden nicht ein sehr großer
Thcil der Ursache des Unwerths alles Grundeigenthums
in Breslau durch den unerhörten Steuerdruck herbeige¬
führt worden, der weder durch Königl. Gesetz, noch
durch Billigkeit, weder durch wissenschaftliche Begrün¬
dung der allgemeinen Steuer-Verhältnisse, noch durch
eiserne Nothwendigkeit gerechtfertigt werden kann, scheint
nicht weiter zweifelhaft zu sein.

Ganz anders verfährt man bei Besteuerung des Grund¬
besitzers in andern Städten.

In Berlin soll nach dem Gesetz vom Jahre 1823
das Grundeigenthum Thlr. I3I4I3 — für die frühere
Servis-Auflagc steuern. Man erhebt aber nicht mehr als
Thlr. 123743 von den Grundbesitzern, und zahlt dem¬
nach Thlr. 5333 aus der Kämmerei-Kasse zu, weil,
wie billig, das städtische Kammerei-Eigenthum mit den
Privat-Grundbesitzern mitleiden zu lassen für Recht er¬
achtet wird.

In Danzig ist die Grundsteuer nach dem Gesetz
vom Jahre 1823 auf Thlr. 32242 sixirt, und die von
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den Grundeigenthümcrn aufzubringende Steuer ist etwa
33000 Thlr.

Zur Rechtfertigung für die im Allgemeinen hier
nicht ganz verkannte Ueberbürdung des Grundeigenthums
macht man geltend: daß nur Derjenige, welcher die
Steuer im Moment der ersten Ausschreibung zahlen
mußte, den alleinigen Gefammt-Verlust hatte, der spa¬
tere Besitzer aber gar keinen Schaden weiter leidet.

Der Kaufer habe dann blos nach Maaßgabe der
darauf ruhenden Lasten das Grundstück erstanden, der
Erbe eines solchen Grundstücks bringt es nur nach
dem abzüglich der Steuer noch übrigen Werthe in An¬
schlag, und Derjenige endlich, welcher ein Grundstück
erbaut, macht seinen Bauanschlag nach Maaßgabe des
bestehenden Steuer - Verhältnisses. Allein alle diese
Gründe sind in der That unhaltbar. Zunächst ist es
unbestritten, daß altes Unrecht, hier sogar ein nur 15-
jähriges, durch keine Verjährung ein Recht wird. Ist
die Grundsteuer durch außerordentliche Staatsunfälle bei
uns auch einmal über 100000 Thlr. gestiegen, so hat
doch der Friede unv des Königs Gnade nicht nur die
früheren, niedrigen Abgaben wieder zugestanden, sondern
diese zum Theil noch ermäßiget. Das Breslauer Grund-
eigenthum darf gesetzlich nicht mehr als Thlr. 56041
steuern, und jeder Pfennig, der mehr erhoben wird,
schmälert das Recht des Grundbesitzers zu Gunsten der
nicht Possessionirten, die darauf auf keine Weise einen
Anspruch rechtlich geltend zu machen im Stande sind.

Fortwährend und alljährlich wird dem aus jener
Zeit noch im Besitz von Grundcigcnthum sich befin¬
denden Breslauer Ts ff seines Einkommens ungesetzlich
genommen, und nicht im Moment der ersten Ausschrei¬
bung der Steuer hatte er den Verlust schon verschmerzt,
sondern allmonatlich mit jeder Steuerquittung wird ihm
bei jedem einzelnen Thaler Steuer 10 Sgr., durch kei¬
nen Rechts- und Steuer-Grundsatz gerechtfertiget, zu
viel abgenommen; denn statt der llff vom Netto-Er¬
trage sollte er nach vollgültigem Rechte nicht mehr als
7? ? steuern. Der durch Erbschaft im Besitz von
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Grundcigcnthum Gekommene befindet sich ganz in dersel¬
ben Lage, wie der noch lebende Besitzer aus jener Zeit.

Denn nicht wie er sich die Erbschaft rechnen muß,
nachdem ihm die Steuer selbst ohne Schein von Recht

und Billigkeit einen Theil des Werths des ererbten

Grundcigcnthums weggenommen, sondern wie er unter
dem Schutz des Gesetzes es übernehmen darf und soll,

entscheidet den Werth der Erbschaft.

Was endlich die späteren Käufer anbetrifft, so ist

bekannt, daß aller Grundbesitz aus jener Zeit wie ge¬

wöhnlich auf doppelte Art an sie überging: entweder

durch Verkauf aus freier Hand, oder durch gerichtlichen

Verkauf auf Antrag der Hypotheken-Gläubiger.

Wir werden kaum irren, wenn wir behaupten, daß

alle Veränderungen iin Grundbesitz nur zum zwölften,

zum allcrkleinsten Theile durch Verrauf aus freier Hanv

vorgingen. Diese späteren Käufer aus freier Hand allein
sind es, die keinen Ausfall an ihrem Einkommen durch
die erhöhte Grundsteuer leiden; den Gestimmt-Verlust
haben die Verkäufer erlitten, und um so härter, da es

ihnen an jedem Mittel gebricht, sich auf irgend eine
legale Weise schadlos zu halten.

Der bei weitem größere Theil der Grundstücke aber

ist unfreiwillig gewechselt worden, und wir dürfen dabei
nicht erst nachweisen, wie ungeheuer die Verluste wa¬

ren, zu denen denn auch, bis so weit die Grundsteuer

erhöht worden, diese das Ihrige vollkommen und unzwei¬

felhaft beigetragen haben, und da der eingetragene Gläu¬

biger in der Regel auch gezwungen der Käufer des
Grundstücks wurde, so trifft ihn neben dem Kapital-

Verlust auch noch die höhere Steuer. Der allergrößte

Theil der jetzigen Grundbesitzer ist demnach durch die

Erhöhung der Grundsteuer, die durch nichts zu motivi-

rcn ist, an seinem Vermögen erheblich beeinträchtigt

worden; wenige nur haben sich für diese Steuerüber-

bürdung anderweitig entschädigen können, und es scheint
nicht zweifelhaft, was Recht und Billigkeit unter sol¬

chen Umständen dringend fordern. Der Staat geht

überall mit dem Beispiel voran, den ländlichen Grund-
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besitzermöglichst zu conscrvircn; mehr als seine vor lös)

Jahren ihm auferlegte Grundsteuer ist selbst in den

schwersten Kriegsjahrcn ihm nicht abgefordert worden,

und unsere standische Verfassung ist auf Grundbesitz al¬
lein basirt. Dagegen besteuert man den Grundbesitzer
in unserer Stadt so nachdrücklich, daß es seit langer

Zeit in der Regel zu einem unerhörten Mißkennen des

eigenen Interesses gehört, freiwillig hier Grundbesitzer
zu werden.

Aber die Erfahrung hat erwiesen, daß kein Bürger

der Kommune sicherer ist, als der possessionirte. Auch

in der neuesten Zeit sind Falle vorgekommen, daß nicht

angesessene Einwohner mit ihrem Wegziehen aus der

Stadt gedroht haben, wenn man ihre persönlichen La¬

sten im Verhältniß des Steuccbcdürfnisscs und ihres
Vermögens fixirte, und Mehrere haben ihre Drohun¬

gen ins Werk gefetzt. Bei der Beweglichkeit des jetzi¬

gen Kapitalvermögens wird in Zeiten der Roth, in¬

sofern sie uns einmal erreichen sollte, dieser Umstand

auf eine sicher sehr unerfreuliche Weise überraschen.

Hunderttausende führen sich jetzt leicht in der Rockta¬
sche weg; Kapitalisten und Rentiers werden leicht den

Aufenthalt wählen können, wo kein Nothstand sie. zu

höheren Steuern zwingt, und der Kommune bleibt ein

in Friedenszeiten schon ausgesogener Grundbesitzer, der

für die Zeit der Noth nichts übrig behalten hat. Aus
allem diesen stellt sich denn sattsam heraus, daß in

Breslau an die Konservirung des Grundbesitzers für die

Zeit der Noth, wenn auch nicht schon des Rechts und

der Billigkeit wegen, ernstlich gedacht werden muß, und

daß der Hausbesitzer nicht ferner ein dreifacher Lastträger
bleibe.

Es ist zu hoffen, daß bei der gründlichen Verände¬

rung, die unserem Stadthaushalt bevorstehen dürfte,

die Grundsteuer auch ernstlich und gründlich rcvidirt

werden wird, und im Falle die Wichtigkeit dieses Ge¬

genstandes verkannt werden sollte, erscheint eine Be¬

schwerde höheren und nöthigensalls allerhöchsten Orts
gewiß gcrechtfertiget.
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L. Die P e rsona l-K o mm u n a l-Steue r.
Neben dem Grundzins von 4M Mark, den die

Stadt von frühester Zeit zahlte, waren die andern strik¬
ten jährlichen Steuern wenig bedeutend im Verhältnis
zu der Wichtigkeit, welche Breslau als Handelsstadt
an einer der großen, den Norden und Süden verbin¬
denden Handelsstraßen schon früh erhielt. Außer einem
Zins von 3M Mark, den die Inhaber von Tuchkam¬
mern und Schuh- und Bäcker-Bänken zu entrichten
hatten, waren nur IM Mark Münzgeld jährlich noch
aufzubringen, die einzige regelmäßige fürstliche Steuer,
welche die Kommunität fämmtlichcr Bürger zu tragen
hatte.

Wie bereits erwähnt, sind indessen die unfssirten
Steuern und die Beiträge zur Bestreitung des Stadt¬
haushalts um so drückender gewesen, je unerwarteter
die Steuern oft eingefordert werden mußten.

So bcfreiete König Johann zwar Breslau auf ewige
Zeiten von der Entrichtung der allgemeinen Königs-
stcuer, IZarna genannt-, dennoch mußte die Stadt schon
im Jahre 1387 zu dieser Steuer wieder 1575 Mark,
etwa 1MM Thlr., schössen. Ein Beweis für die da¬
malige Wohlhabenheit der Stadt ist es aber, daß Kö¬
nig Johann, als zukünftiger Landesherr, 1331 auf fei¬
nem Zuge nach Polen bei seiner Anwesenheit in Bres¬
lau in wenigen Wochen von Juden und Christen I2MC
Mark, etwa 8MM Thlr., erpreßte.

Diese Wohlhabenheit, die bei dem damals rohen
Bürger Uebermuth erzeugte, scheint daher keine geringe
Duelle des Unfriedens gewesen zu sein, der zwischen Bür¬
ger und Rath durch mehre Jahrhunderte sich forterbte.

Die Rathmannc, zwischen dem viel und oft fordern¬
den Landcsfürsten und dem besteuerten Bürger stehend,
kamen dadurch schon früh in den Verdacht einer schlech¬
ten und eigennützigen Verwaltung.

So beschwerte sich bei Heinrich VI. 1331 die Bür¬
gerschaft, die Tuchmacher, als Breslau's damals reichste
Bürger, an der Spitze, so stürmisch und ungeziemend
über den Rath, daß drei der Rädelsführer enthauptet und
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sechs andere aus der Stadt verwiesen wurden. Man ver¬
stand schon damals die Kunst, dergleichen Aufstande
zu benutzen, um die Macht der regierenden Rathman¬
ne, die sehr bald ihre Stellen in ihren Familien erb¬
lich machten, weislich zu vergrößern und möglichst un¬
beschrankt zu machen.

Der Haß der Bürger gegen die Patrizier, die sich
ausschließlich der Nathsämter bemächtiget hatten, war
durch die despotische Unterdrückung der Beschwerden im
Jahre 1331 natürlich nicht erstorben und fand in den
immer steigenden und oft sich wiederholenden Auflagen
fort und fort neue Ursachen und größere Nahrung.
Denn nachdem Breslau unter böhmische Herrscher ge¬
kommen war, welche in ihren vcrwickelteren und grö¬
ßeren politischen Verhaltnissen auch größere Opfer von
ihren Unterthanen forderten und mit größerer Hofhal¬
tung sich in Breslau einlagerten, so mußten die Rath-
mannc alle dazu erforderlichen Mittel beschaffen und so
die Steuern erhöhen und vervielfältigen, wodurch dieselben,
da sie, gestützt auf altes Recht und Herkommen, Rech¬
nung abzulegen sich weigerten, den langst gehegten Ver¬
dacht stärkten, daß der größte Theil der erhobenen
Steuern untergeschlagen werde.

Bei dieser Stimmung der Gemüther entstanden da¬
her 1390 und 1395-Tumulte, in welchen der patrizi-
schc Rath jedesmal gewaltsam entsetzt wurde.

König Wenzeslaus suchte durch besonders abgesandte
Kommissarien die Streitigkeiten zwischen Bürger und Rath
zu schlichten, allein es folgten doch Aufstände auf Auf¬
stande. Obgleich nun zur Beruhigung der Bürgerschaft
Stadtverordnete aus den Kaufleuten und Zünften über
Einnahme und Ausgabe der Stadtgclder angeordnet
und eingesetzt wurden, so brach doch 1418 bei Gele¬
genheit einer Steuerausfchreibung ein neuer und beson¬
ders blutiger Tumult aus, der einem Bürgermeister
und sechs Rathshcrren das Leben kostete. Erst Sigis¬
mund strafte (im I. 1429) diese Verbrechen nach Ge¬
bühr, und die großen Steine, aus denen man vom
Ringe in die Elisabeth-Kirche geht, decken die Gräber
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von 23 der Haupträdelssührer, welche mit dem Tode
bestraft wurden.

Eine große Anzahl Anderer hatte die Flucht ergrif¬
fen, und Viele noch wurden der Stadt und des Lan¬

des verwiesen. Das Vermögen der Hingerichteten, Ver¬

bannten und Geflüchteten schenkte Sigismund der Stadt-

Rent-Kammer. Beschrankungen der persönlichen Frei¬
heit der Bürger, und diese von der empfindlichsten Art,

folgten jenen Ausschweifungen, und der Rath wurde den¬

noch so zusammengesetzt, daß neben 13 Patriziern nur
4 aus der Gemeine, ein Fleischer, Backer, Tuchma¬

cher und Kretschmer, gewählt werden dursten, eine Ein¬

richtung, bei der es mit geringer Abänderung bis zur

Städteordnung geblieben ist. — Indem offene Widersetz¬

lichkeit den Bürgern keine Steuerermäßigung verschaffte,
so versuchte man sich der vermeinten Ungebühr des Raths

auf andere Weise zu entziehen. Da die Angabe des
Vermögens, nach welcher die Steuern vcrtheilt wurden,

durch einen Eid bekräftiget ward, so entzog man sich

diesen Lasten durch geringere Angaben des Vermögens

und durch falsche Eide, die schon 1323 unter Hein¬
rich VI. so allgemein waren, daß er den Rathmannen

die Macht gab, jeden Mitbürger, er mochte sein,

wer er wolle, der sich erfreche, einen falschen Eid

zu schwören, aus der Stadt zu verweisen.

König Sigismund schien diesem Ucbclstandc abhel¬
fen und die Last der direkten Steuern den Brcslaucrn

erleichtern zu wollen, indem er der Stadt allerlei Be¬

rechtigungen und indirccte Auflagen zugestand. Die

Erweiterung des Waagerechts, Pflasterzolls, der Zoll

von allerhand Konsumtibilien, das Monopol zum Han¬

del mit Salz und schweren Weinen und das Angeld,

ein Extra-Zoll von Waarcn, für den Einheimischen ^
Procent, für den Fremden ^ Procent vom Werth der
Waare, sind weise und väterliche Anordnungen, die di¬

rekten Steuern mehr und mehr zu ermäßigen, wozu
der König selbst noch aus ewige Zeiten das Kopfgeld er¬
ließ. — Mit der wachsenden Wichtigkeit der Stadt stie¬

gen nicht nur die Forderungen der Landessürsten an
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Brcslau's reiche Bürger; auch die schlesische Raubrit¬
terschaft wurde der Stadt verderblich, da ein eigenes
Heer zu ihrer Abwehr und zur Sicherheit der Landstra¬
ßen unterhalten werden mußte. Des Fürsten Anwesen¬
heit in Breslau war nicht minder jedesmal eine schwe¬
re Last für die Bürger; denn nicht nur mußten der
Fürst und sein zahlreiches Gefolge hoch bcwirthet wer¬
den, auch ansehnliche Geschenke wurden weniger frei¬
willig gegeben, als eigentlich erwartet und nöthigcnfalls
mit Strenge eingefordert.

So verursachte Konig Albrecht's Anwesenheit in
Breslau im Jahre 1439 der. Gemeine neben den ge¬
wöhnlichen Ehrungen und Kosten für die freie Hofhal¬
tung noch eine Ausgabe von 29999 Dukaten, die der
König als eine Extra-Steuer von den Bürgern einzie¬
hen ließ.

Unter König Ladislaus war 1456 das Eidgeschoß,
welches der Rath für den Landesfürsten csnziehen ließ
und welches 79 Jahre früher nur 1525 Mark betrug,
schon bis auf 6999 Mark gestiegen, und dabei wurde
das von König Sigismund auf ewige Zeiten erlassene
Kopfgeld doch auch wieder erhoben, und noch waren
die eigenen Stadtbedürfnisse seit 59 Jahren von 3699
Mark auf 12599 Mark, also ums Vierfache gestiegen.

Die Breslaucr Wcltgeistlichen im Verein mit dem
Pöbel, einer schwachen Stadtregierung gegenüber, ver¬
wickelten in jener Zeit die Stadt in eine der unglück¬
lichsten Fehden, die Breslau je auszukämpfen hatte, mit
dem ausgezeichnetesten Fürsten Böhmens, mit George
Podiebrad.

In einem 17jährigcn Kampfe hatte Breslau durch
übermaßige Anstrengungen und mit dem gänzlichenVer¬
fall seines Handels und seiner Gewerbe sich in König
Mathias von Ungarn einen Herrscher errungen, der
Brcslau's Geldmittel in dem Maaße, wie es bis jetzt
noch nicht geschehen, zu seinen Zwecken benutzte. Er
erhob nicht nur bedeutende Steuern, sondern zerriß auch
eigenmächtig die Schuldbriefe, womit sich der Stadt
mehrere Gläubiger verschrieben hatten, und setzte andere
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wegen Schulden nn die Stadt-Kasse Verhaftete, die
sich mit ihm abgefunden hatten, in Freiheit; und so
kam auch für diesen König die erste regelmäßige lan¬
desfürstliche Konsumtions-Steucr in Breslau aus. Nach
dem Tode dieses harten und strengen Fürsten suchten
sich die Breslauer, von den politischen Verhältnissen
begünstiget, der von ihm aufgebürdeten Steuern zu ent¬
ziehen und ließen zunächst den ersten Bürgermeister, ei¬
nen dem König Mathias sehr ergebenen Beamten, ent¬
haupten und sühnten so in fremdem Blute, was das
eigene verschuldet.

Unter des schwachen Wladislaus Regierung hatten
sich denn auch die Steuern und Lasten so vermindert,
daß die im Jahre 1475 bis auf 25555 Mark gestie¬
genen Stadtausgaben 1495 nur noch 14555 Mark er¬
forderten.

Zu Ansang des 16. Jahrhunderts stiegen indessen
die Stadtausgabcn wieder, weil räuberischer Adel und
Plackcr den Landfrieden störten und den Brcslauer Han¬
del belästigten, wogegen die Stadt Fußvolk und Reiter
in Dienste nehmen mußte und in sehr verwickelte Hän¬
del gcrieth.

Männer von großen Verwaltungsansichten und von
gründlicher gelehrter Bildung standen indessen damals
an der Spitze des Raths. Die Abgabenverhältnissewur¬
den geordnet und mit Billigkeit vertheilt, und so konn¬
te denn im Jahre 1525 das Eidgeschoß der Hausbe¬
sitzer für ihren Grundbesitz abgeschafft werden, um sie
der doppelten Last zu entheben, indem der Ausfall an
den Steuern durch Auflagen auf Bier und Wein ge¬
deckt wurde. Die Finanzen vcr Stadt besserten sich un¬
ter einer so verständigen Verwaltung dermaßen, daß die
Kämmcrci nicht allein im Stande war, ohne Erhöhung
der Abgaben, die Befestigungs-Werkeder Stadt aus¬
zubauen, sondern auch dem von den Türken hart be¬
drängten Landesfürsten Ferdinand II. bedeutende Hülfe
zu leisten und diesem, so wie mehreren schlcsischen Für¬
sten, 1542 erhebliche Geldanleihen zu machen. Wie
seit 1527 die regelmäßigen sürstlichen Steuern nach und

5
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nach erhöht wurden und welche fast vernichtenden Mit¬
tel die Stadt noch neben diesen Steuern zur Erhaltung
ihrer politischen und kirchlichen Freiheit aufzuwenden
hatte, deren Behauptung ihnen durch den seit Kaiser
Rudolph II. (1576) allmachtigen Einfluß der Jesuiten
besonders schwer gemacht wurde, ist hinlänglich bekannt.

Einzelne Sendungen nach Wien, um die Bekeh-
rungs- und Verfolgungs-Sucht der Jesuiten abzuwen¬
den, erfordertentaufende von Dukaten, die sich bei dem
geringsten Anlaß wiederholten.

Der 36jährige Krieg, in welchem die Stadt allen
Parteien Hülfe leisten und daneben dem Wiener Hofe
große baare Anleihen machen mußte, fing an, den Käm¬
merei-Zustand zu entkräften, der zu Anfang des 16.
Jahrhunderts seine größte Erschöpfung erreicht zu haben
schien. So traurig die Finanzlage der Stadt und so
drückend ihre Schuldenlast damals auch war, so blieb
sie doch eine sichere Zufluchtsstätte der Freiheit, wo der
Bürger sein Recht und seine Ehre, der Evangelische
seine Ueberzcugung und sein Bekenntnis sichergestellt
fand und wo daher die landesfürstlichcn drückenden
Auflagen, neben den ziemlich gesteigerten Stadtnoth-
durften, zwar schwer genug, aber sicher für so viel gei¬
stige Vortheile ohne Murren gezahlt wurden.

Der blühende Handel der Stadt nach Beendigung
des 36jahrigen Krieges erhöhte die Einnahmen aus Be¬
rechtigungen und vermehrte die indirekten Steuern durch
die gestiegeneEinwohnerzahl dermaßen, daß man nur
die wohlhabenden Bürger mit dircctcn Steuern zur
Stadtnothdurst belastigen durfte.

Dieses Steuerverhältniß erhielt sich unverändert, da
die Rathmannc später mit Neuerungen nicht vorzutre¬
ten wagten, um die Unzufriedenen in der Bürgerschaft,
die gegen den protestantischen Rath nur zu geneigtes
Dhr in Wien fanden, nicht noch mehr gegen sich auf¬
zubringen, und diese Rücksicht hat zu den späteren man¬
nigfachen Verlegenheiten der Kämmerei nicht wenig bei¬
getragen.

Mit dem Eintritt der preußischen Regierung, als
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die Abgabenvcrhältnisse auf „allerhöchsten" Befehl ei¬
nige Aendcrungen erleiden mußten, waren die Bedürf¬
nisse der Stadt doch noch so gering, ihre indirecten
Einnahmen so dem Bedürfnisse genügeno, daß etwa
nur 25000 Thlr. Zuschuß durch indirecte Steuern zur
Bestreitung der Sicherheit- und sonstigen polizeilichen
Anstalten ausgeschrieben werden dursten.

Wie bereits bekannt, traf davon den nicht posscssio-
nirten Bewohner der Stadt nur die geringe Summe
von 8000 Thlr.

Ungeachtet der erdrückenden Last, die der Stadt wah¬
rend der französischen Occupatio» aufgebürdet wurde,
blieb die directe Steuer zu den Kommunal-Bedürfnis¬
sen ganz unverändert für den Grundbesitz mit 10 bis
47000 Thlr., und für die Persönlichkeit mit 8000 Thlr.
jahrlich. Mit der Uebergabe der Stadt 1807 an die
Franzosen hatten indessen die Beiträge zur Servis-Kasse
aufgehört, da Natural-Einquartirung von allen Haus-
cigenthümern und später auch von allen Miethern ohne
Ausnahme getragen und bei den unerhörten Forderun¬
gen der Einquartirten auch die übrigen Lasten der Ein¬
wohner auf jede Weise erleichtert werden mußten. Sechs
Monate etwa vor dem Abzug der Franzosen richtete
man indessen eine Militair-Verpflegungs-Kasse ein,
um theils die feindlichen Truppen zu kascrniren, theils
für das zu gewährende Natural-Quartier die Quartier¬
geber zu entschädigen.

Auch hier war die Steuer vom Kapitals- und Ge-
wcrb-Ertrag in mäßigeren Sätzen, als von dem Er¬
trag des Grundcigenthums angelegt, indem von diesem
^ vom unverschuldeten Werthe, der Hypothckarius und
andere Erträge aber nur ^ ff monatlich bezahlen durf¬
ten. Nächstdem wurde eine Art Gewcrbsteuer in mo¬
natlichen Raten erhoben, eine Salaricn - Steuer von
2 bis ^ ff und Beitrage von Handlungsdienern, Hand¬
werksgesellen und allen Dienstboten Z- bis ^ ff monat¬
lich; und dabei zugleich wieder der Servis von allen
Einwohnern und Hauseigcnthümern in dem früheren
Verhältnis mit etwa 7000 Thlr. monatlich eingefordert.
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Neben diesen directen Erhebungen waren die Angelder,
Waagegefälle und anderweitige indirecte Erhebungen mit
einer Zusatzstcuer versehen worden, die 10000 Thlr. mo¬
natlich ertrug, und alle diese höchst bedeutendenSteuern
flössen in die damalige Hauptmasse: die Scrvis-
Kasse genannt. Die merkwürdigen Schicksale dieser
Kasse sind vielen Breslauern wohl noch in gutem An¬
denken. Ungeachtet die achtbarsten stadtischen Beamten,
so wie spater die ausgezeichnetstenMitglieder des Stadt¬
verordneten-Kollegiums die Oberaufsicht darüber führ¬
ten, ist nie gründlich ermittelt worden, wie und auf
welche Weise Einnahme und Ausgabe sich abschlössen,
und da höchst wunderbarer Weise die Acten und Be¬
lage dieses Verwaltungs - Zweiges defett wurden, so
konnte auch spater nichts darüber ermittelt werden, und
es steht nur so viel fest, daß nicht alle Einnahmen im
Interesse der Kommune verwendet und nicht wenig da¬
von entfremdet worden ist. — Mit dem wiedergewonne¬
nen Frieden mußten indessen zeitweise, statt einer Er¬
mäßigung der Lasten, diese sogar erhöht werden, und
so wurde im Jahre ILIO sogar für 15 Monate Ser-
vis eingehobcn.

Der Abgaben-Veränderung im Jahre 1811 ist schon
Erwähnung geschehen.

An Personal-Servis mußte aufgebracht
werden Thlr. 71000.

„ Personal-Kommunal-Beitrag . „ 35000.
zusammen Thlr. 100000.

Wie später der Kommunal-Beitrag von der Per¬
sönlichkeit der Einwohner in dem Maaße herabgesetzt
wurde, als man die Grundbesitzergegen die eigene Be¬
stimmung (Magistrats-Publicandum v. W. Mai ILl l.)
und demnach mit Unrecht höher besteuert, ist ebenfalls
erwähnt worden. Als nun ILIO die Vereinigung der
Servis- und Kommunal-Steuer zu Einer Steuer
projcctirt und später auch ausgeführt wurde, wollte man
die Ertrage der Kapitalien und Gewerbe mit-si^ des jedes¬
maligen jährlichen Kommunal-Bedürfnisses besteuern.
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Das Bedürfnis; mit Thlr. 93,000 war leicht nachge¬
wiesen; auch der Steuer-Devisor fehlte nicht; aber was
zunächst und vor Allem fest stehen mußte, das Steucr-

Objcct war nicht ermittelt, und daher blieb man von

Emanirung des Gesetzes bis jetzt alljährlich mit 17 bis

B1000 Thlr. hinter dem Bedürfnis zurück. Uebcrdem
hatte man auch viel gethan, um das Steuer-Dbject

der hiesigen Einwohner nie gründlich zu ermitteln, denn
kein Bürger durfte mit mehr als 10000 Thlr. Ein¬

kommen geschätzt werden. Dagegen aber ist man an¬

dererseits so gewissenhaft bei Ermittelung von Einkom¬

men, jedes publicirte Testament vom Königlichen Ge¬
richt zu reguiriren, alle Familien - Particularitätcn dar¬

in zu kalkulicen, infpicircn und zu revidiren und das

geringste Legat dem Legator gleich proccntweife zu sei¬
ner Steuer zuzuschreiben.

Aber auch jeder gelöste Gcwcrbschein zu einem neuen

Gewerbe neben dem alten führt, in der Voraussetzung,

daß das neue Gewerbe auch frischen Steuerstoss enthal¬

ten müsse, in der Regel eine Erhöhung der Einkom¬

mensteuer herbei. Bei vielen Einwohnern begnügt man
sich, das Einkommen nach Höhe des muthmaßlichen Be¬

darfs, nach äußeren Erscheinungen und Kopfzahl der
Familienmitglieder zu bestimmen; und so dürfte es schwer

halten, eigentlich zu bestimmen, wie diese Steuer zu
nennen; eine Steuer vom Einkommen ist sie sicher nicht,

eher eine, ohne Anschein selbst von Verständigkeit zu¬

sammengestoppelte Kops-, Gewerbe- und Vermögens¬
steuer. So ward diese in der Anlage schon fehlerhafte

Einkommensteuer auch gegen alle rationellen Regeln in

der Ausführung höchst unverständig gchandhabt.

Das reine Einkommen kann eigentlich nie erfaßt wer¬
den, objcctiv nämlich, das heißt, nach Verhältnis desjeni¬

gen Theils des rohen Erzeugnisses einer Werth schaffen¬
den, Güter hervorbringenden Quelle, welcher übrig bleibt,
nach Abzug dessen, was nolhwcndig ausgewendet wer¬

den muß, um diese Quelle in gleicher Ergiebigkeit zu

erhalten. Diese Erfassung ist vielmehr blos in subjecti-

ver Beziehung möglich, d. h.; nach dem Verhältnis
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dessen, was dem Einzelnen von seinem rohen Einkom¬

men übrig bleibt, nachdem der, zur Befriedigung sei¬
ner eigenen und seiner Familie absolut nothwcndigen

Bedürfnisse erforderliche Aufwand und die Kosten ge¬
deckt worden, die zur Betreibung und Fortsetzung seines

Nahrungszweiges unentbehrlich sind; oder mit andern
Worten: es kann von der Steuer nur ersaßt werden

dasjenige Einkommen, welches der Einzelne in seiner
Beziehung und nach seinen individuellen Verhältnissen
als reines Einkommen für sich betrachten kann,

ohne Rücksicht auf die Quellen, woraus dasselbe ur¬

sprünglich geflossen sein mag. Denn Jeder hat vor Al¬
lem das Recht, zu leben, und es ist wohl die schreiend¬

ste Ungerechtigkeit, von dem zum nothwcndigen Unter¬
halt erforderlichen Einkommen, nach den Staatsabga¬

ben, noch für Kommunal - Bedürfnisse eine Steuer zu
verlangen.

Steuer zahlen soll zu den Kommunal-Zwecken Je¬

der, der die Vortheile des Kommunal-Verbandes ge¬

nießt, und den Vortheil des Kommunal - Verbandes ge¬
nießt Jeder, der in der Kommune wohnt. Die Steuer

soll im Vcrhältniß zur Steuerkrast des Einzelnen von

Allen erhoben werden. Die Steuerkrast des Einzelnen
ist aber, wie erwähnt, nicht schon seine jahrliche Ein¬

nahme, da viele Theile derselben verwendet werden müs¬

sen, um den neuen Ertrag zu begründen, einzelne aber,

in manchen Fallen für fremdes Eigenthum anzusehen

sind. Da übcrdem leider bei den besonderen gewerblichen

Verhältnissen jetzt ein reines Einkommen vieler, ja viel¬

leicht der mchrsten Bürger gar nicht zur Besteuerung
kommen würde, so mag es doch unter so bewandten

Umstanden für jetzt unbestritten feststehen, daß eine Ein¬

kommensteuer bei uns die allgemein richtigere und ge¬
rechtere Steuer, bei Verthcilung der Allgemcinlast, um

solche im gerechten Verhältnisse zu erheben, auch wirk¬

lich sei. Obgleich immer im Auge behalten werden
muß, daß diese Steuer das Bedürfniß des Steuernden

unberücksichtigt laßt und den Einen mit seinem großen

Haushalt und seiner starken Familie, der demnach ei-
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nen größeren Thcil seines Einkommens zum nothwcn-
digcn Lebcnsbedürfniß verwenden muß, höher besteuert,
als den mit einem kleinen Haushalt und einer kleinen
Familie, der wenig nur von seinem Einkommen zu sei¬
nem Lebcnsbedürfniß verwenden darf. Man nehme an,
daß mit einem Vermögen von 30000 Thlr. ein Ein¬
kommen von 1500 Thlr. erlange, bei einem, durch
eine zahlreicheFamilie bedingten großen Haushalt da¬
von 1200 Thlr. zu ihrer Erhaltung verwenden muß,
so wird er von dem dann bleibenden reinen Einkom¬
men von 300 Thlr. nach den hier eingeführten Steuer-
Prinzipien von 1500 Thlr. Einkommen Thlr. 4V. 15
Sgr. jährlich oder 134 Procent vom Netto-Einkommen
zahlen. II. mit einem eben so großen Vermögen und
einem eben so großen Einkommen braucht davon mit
seiner kleinen Familie und einem dadurch beschrankten
Haushalt nur MO Thlr. und zahlt demnach von dem
ihm bleibenden Netto - Einkommen von WO Thlr. auch
nur Thlr. 40- 15 Sgr. oder nur 44 Procent. Wäh¬
rend X. nun darauf hingewiesen ist, für seine zahlrei¬
che Familie sein Netto - Einkommen mit allen Kräften
zu erhöhen, nimmt ihm die Steuer 13s Procent da¬
von weg, indeß L. mit seinem größeren Netto-Ein¬
kommen und seiner geringeren Sorge um seine Fami¬
lie, nur den dritten Thcil der Steuer des ^4. bezahlen
darf; alle übrigen bekannten und vielfach gerügten Ucbel-
stände, die noch im Gefolge dieser Steuer sind, werden
hier uncrörtcrt gelassen.

Es mag bei unserer Steueranlage das Gefühl des
Unrechts und der, jeder wissenschaftlichen Begründung
ermangelnden Konsequenz wohl vorgeschwebt haben, denn
man nahm von dem Einkommen nach den verschiede¬
nen Vermögensstufen verschiedeneProcent-Sätze und
glaubte, auf diese Weise die rechte Mitte gefunden zu
haben. Es zahlt freilich Der, welcher ein Einkommen
von 500 bis 1200 Thlr. hat, nur 2 Proccnt, während
ein Einkommen von 2100 bis 4000 Thlr. mit 3 Pro¬
cent besteuert ist; allein hat denn auch Der, welcher
das größere Brutto-Einkommen hat, immer das gro-
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terworfen werden soll?

Es liegt am Tage, daß auch dieser, selbst konsequent

durchgeführte ÜImI»« der Einkommensteuer der Gleich¬

mäßigkeit und daher der Gerechtigkeit ermangelt.
Die Gefahr, welche mit jeder Verzögerung in Fi¬

nanzsachen verbunden ist, macht es wirklich zur drin¬

genden Pflicht, wenigstens die gröbsten Mangel und

Anomalien der bisherigen Steuerversafsung und ohne
weiteren Aufenthalt zu ändern; denn ein bloßes empi¬

risches Greifen nach einzelnen kleinen Behelfen, wie

dergleichen jetzt fortwährend an der Tagesordnung war,
um für eine kurze Zeit ein Loch in dem sinkenden

Schisse zu stopfen, ist eben so wenig ein Verdienst, als

das Zertrümmern des ganzen Fahrzeuges, ohne mit
Sicherheit ein besseres aufbauen zu können.

Zwei sichere Mittel indessen führen zum gewissen

Gelingen auch der drückendsten Steuereinrichtung, wenn
sie unvermeidlich ist:

Unerschütterliches Festhalten des nach reiflicher Vor¬

bereitung auch wissenschaftlich geprüften Planes und
2) legale Publicität, welche immer die Seele einer

guten, ehrlichen, sich der besten Absichten bewuß¬

ten Verwaltung ist; zumal jene sicher ein lebhaf¬

tes Interesse bei dem denkenden Theile der Bür¬

gerschaft für die Verwaltung.erwecken wird.

Je weniger aber das Publikum die Gründe neuer

Einrichtungen erkennt, desto größer wird auch das Miß¬

trauen dagegen sein. Heimlichkeit in der Finanzver¬

waltung ist unbczwcifclt die allcrfchlechtestc Politik.

Müssen nun leider die Einnahmen der Kämmerei

nach den Ausgaben bestimmt werden, so muß das Be¬
steuerungsrecht um so mehr nach den Gesetzen der Ge¬

rechtigkeit ausgeübt werden, und jedem Steuernden um

so mehr sein Beitrag nicht nur auf die möglichst beste
Art, das heißt: im möglichst genauen Verhältnis zu

seinem reinen Einkommen, sondern auch überhaupt nur

in so weit abgenommen werden, als grade zur noch-
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wendigen und rechtmäßigen Erreichung der Kommunal-
Zwecke erforderlich ist.

Man glaubte sicher allen Erfordernissen einer billi¬

gen Steueranlage vollkommen zu entsprechen, indem
man nachstehenden Stcuertarif festsetzte und darauf hin
die Steuern ausschrieb.

Es wurde nämlich erhoben von einem Einkommen:
von 199 bis 399 Thaler jährlich 1 Procent

?? 399 „ 359 ?? ?? ??

?? 359 499 14 ??
?? 499 „ 459 ?? ??
?? 599 „ 1299 ?? 2 ??
?) 1399 „ 2999 ?? 24 ??
?? 2199 „ 4999 ?) ?? 3 ??

?) 4199 „ 5999 ?? 34
?? 5199 „ 6999 4
?? 6199 „19999 41 ??

Schutzvcrwandte mit ^ der Steuer, die sie bezahlen
würden, wenn sie Bürger wären.

Betrachten wir nun diesen Steuer-Aloüus an sich,

so fällt das Trügerische, Unzuverlässige und Unwissen¬
schaftliche von selbst in's Auge. Denn der Steuersatz

erfüllte I) nicht das Bedürfnis und täuschte die freilich

auf nichts gegründeten höheren Erwartungen; statt der
von 169999 Thlr., welche 93999 Thlr. einbrin¬

gen sollten, brachten sie nie mehr als einige 79999

Thlr. etwa ein, und 9) ist gar nicht nachzuweisen,

aus welchen Gründen derjenige, welcher 59 Thlr. mehr

Einkommen hat, als sein Nachbar mit Thlr. 390, ^
Procent, und der, welcher wiederum 59 Thlr. mehr als

dieser hat, gar 4 Proccnt mehr Steuer, also für 199

Thlr. mehr Einkommen 4 Procent mehr zahlen soll,

und so fort in ganz zufälligen, durch nichts motivir-

ten Procent-Sprüngen. Es müssen nothwcndig Fälle

vorkommen, und es sind deshalb nicht wenig Beschwer¬

den geführt worden, daß zum Beispiel ein Bürger mit
einem eingeschätzten Einkommen von 1299 Thlr. noch

ein Einkommen von 199 Thlr. jährlich zuerbt.

Für solche Fälle wird ein dergleichen Erbfall fast(Z)
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ein Unglücksfall, denn es werden ihm nun die ganzen

1399 Thlr. mit einem höheren Steuersatz belegt, wo¬

durch sich seine Steucrrechnung also stellt:

für 1299 Thlr. Einkommen hat er vor
der Erbschaft gesteuert Thlr. 24 jährlich,

„ 1390 „ Einkommen muß er

nach der Erbschaft steuern „ 3?. 15 Sgr.;

er steuert demnach für die ererbten 199 Thlr. Einkom¬

men Thlr. 8. 15 Sgr. jährlich, wonach ihm fast das

volle Scchsthcil der ganzen Erbschaft durch die Steuer

weggeschnitten wird.

Alle diese Uebelständc vermochten indessen nicht, den
Steuer-kloclu» zu ändern, obgleich man alljährlich bis
29999 Thalcr Personal-Steuer zu wenig einnahm.

Man suchte dagegen die Grundsteuer so hoch zu trei¬

ben, als es nur immer ging, und half sich durch Pal¬

liative, indem man nach und nach alle Ersparnisse, die

in der Servis-Kasse sich befanden, und einen Theil

der Fonds, welche zur Schuldentilgung bestimmt wa¬

ren, so wie die dahin gehörige Schlacht- und Mahl¬
steuer aufwendete; Uebelstande, die früh schon so bedeu¬
tend waren, daß man 1829 ein Vellvit von 14999

Thlr. auf Einmal aus Ersparnissen früherer Jahre deck¬
te. So stopfte man jährlich, wie sich die außerordent¬

lichen Mittel und Hülfsquellcn auffinden ließen, Loch
auf Loch bis zum Jahre 1829.

Da waren endlich alle Ersparnisse und alle außer¬

ordentlichen Mittel erschöpft und da griff man denn
zu einem neuen augenblicklichen Auskunftsmittel.

Man schrieb nämlich in diesem Jahre ^monatli¬

che Steuern aus, indem man in 2 Monaten 3mo-

natliche Steuerportionen erheben ließ. Indessen begriff
man doch wohl, daß dieses Vorausnehmen der Steuer

endlich dahin führen müsse, jede Steuerordnung zu tob¬
ten, denn wenn der Steuernde nicht mehr weiß, wie

hoch und wie oft die Steuer erhoben werden wird, be¬
finden sich die Verwalter und die Verwalteten wohl so

ziemlich am Ende ihrer Existenz. Vom 1. April 1839
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wurde endlich ein Steuerzusatz zu der Einkommenssteuer

beliebt, und zwar wurde fortan erhoben:

von einem Einkommen von 100 Thlr. eine Zusatz-

Steuer von 6 Sgr. jahrlich,

von Mg bis 300 Thlr. Zusatz-Steuer 12 Sgr. jährl.
„ 33g ,, ,, 18 ,, ,,

Durch diesen Steuerzusatz wurden gggg Thlr. mehr

erhoben, und die Personal-Steuer, die nach der An¬

lage 93000 Thlr. einbringen sollte, ungeachtet dieses
Zusatzes für wenige Jahre nur auf 80000 Thlr. gestei¬

gert (denn jetzt ist sie lange schon wieder auf Thlr.
73000 — ungeachtet dieses Zusatzes), und demnach
wieder um 20000 Thaler unter den Ansatz gesunken.

Wie ohne Billigkeit und Recht dieser Zusatz nach

dem „Ungefähr" und nach der Bequemlichkeit der Be¬

amten, um eine vielleicht schwierige kalkulatorische Ver¬
keilung zu ersparen, dem Stcuertragendcn aufgebürdet

worden, leuchtet zwar jedem Sachverständigen von selbst

ein; indessen setzen wir hier den nunmehr geltenden

Steuer-Tarif, nachdem die Zusatz-Steuer hinzugetre¬

ten, bei, um auch durch den Augenschein zu beweisen,
welcher Mangel an Kenntnis, Uebersicht und Rechts¬

gefühl bei dem Entwurf und der Annahme dieses ganz

unerhörten Steuer-Tarifs vorgcherrscht haben muß.

,, 400 „ 43g „

„ 3gg „ 120g „

„ 1300 „ Mgg „

„ 2l0g „ 4000 „
„ 4100 „ 5000 „

„ 5100 „ 6000 „
„ 6100 „10000 „

6 „

12 „18 „
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?tus diesem Tarif ist denn ersichtlich, daß ein Ein¬

kommen von 300 Thlr. den niedrigsten Procentsatz

steuert, und daher auch niedriger als ein Einkommen
von IVO Thlr.; daß ein Einkommen von 5>l)0 Thlr.

in der 2. Steuerklasse einem höheren Procentsatze unter¬

liegt, als ein Einkommen von Thlr. iWl), und zwar
um fast l l Procent, und daß so fort in jeder Steuer¬

klasse das geringere Einkommen immer höher besteuert
ist, als das höchste; in der Art, daß den höchsten Pro¬

centsatz das niedrigste Einkommen, und dann abfallend

den niedrigsten Procentsatz das höchste Einkommen zahlt.

Durch diesen nach Gutdünken ausgeschriebenen Steuer¬
zusatz ist denn das früher bestandene Steuer-Verhält¬

nis, welches die Mißstande zwischen der Besteuerung

des Netto - und des Brutto - Einkommens auszuglei¬

chen versuchte, aufgehoben und ein Steuer-Noll»« be¬
liebt worden, wie er sicher in keiner Kommune eines

civilisirten Staates der Welt gebräuchlich ist.

In den so wenigen Fällen, wo unter allen möglichen

Steuerartcn die Einkommenssteuer gewählt wurde, mußte
man sich mit der möglichst genauen Ermittelung sowohl des

subjectiven, als des objcctiven Einkommens zufrieden

geben, und hat nur in den allcrseltenstcn Fallen das
rechte Stcucrmaaß aufgefunden. Da nun das Netto -

Einkommen selten oder nie zu ermitteln und übcrdem

bei dem allergrößten Theile der hiesigen Steuerpflichti¬
gen kein Steuer-Object gewahren würde, so kann die

Besteuerung des Brutto - Einkommens nur in Anschlag

kommen und davon ein erheblicher Ertrag erwartet wer¬
den; und diese Steuer wird denn, nachdem das Ob¬

ject so vollständig als nur möglich ermittelt ist, so lan¬

ge erhoben werden müssen, bis die Ungerechtigkeit und
Schädlichkeit dieser Steuer allseitig erkannt und einge¬

sehen sein wird; eine Einsicht, die wir zum Besten der

Stadt und unserer Mitbürger nicht nahe genug wün¬
schen können.

Als allgemeine Regel und als Basis der Besteue¬

rung wird man aber inoessen annehmen müssen, daß

eine Verschiedenheit der Bedürfnisse unter den Steuer-
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Pflichtigen nirgends statt finde, und daß, je größer das
Brutto - Einkommen, desto größer auch die Möglichkeit
ist, einen Thcil davon zu entbehren.

Es leuchtet demnach ein, daß Der, welcher nicht mehr
als ein hundert Thaler Einkommen hat, den wir
nennen wollen, auch selbst mit der größten Einschrän¬
kung, in gleichen häuslichen Verhältnissen nicht so viel
davon entbehren kann, als Der, welcher Thlr. 200 hat,
den wir II. nennen. Allein nicht nur im Verhällniß
wie I und 2 kann L. mehr als von seinem Ein¬
kommen abgeben, sondern auch noch ein Mehreres.
II. wird seine häusliche Einrichtung nicht nur doppelt
so gut, sondern schon mit einigem Ueberfluß ver¬
sehen können, und nach Maaßgabe dieses Ueberflus-
ses eben, der entbehrlich ist, darf man ein Mehreres,
als die doppelte Steuer von ihm verlangen, da
mit seinem halb so großen Einkommen, auf das Noth-
wendige beschränkt, nichts entbehren kann, als was un-
abweislich von ihm gefordert werden muß.

Wird -4.. von seinen 100 Thalern einen Thalcr
geben, so muß L. zunächst 2 Thalcr geben; aber da
er sein zweites Hundert Einkommen auch zu Entbehrli¬
chem verwenden oder als Ueberschuß wieder einträglich
machen kann, so wird er von seinem zweiten Hundert auch
noch einen höheren Steuersatz ertragen können, und so
fort 0, v, Iii, u. f w., die wiederum jeder 100 Thlr.
mehr Einkommen als der Vordermann haben. Hier¬
aus geht denn hervor, daß nothwcndig mit dem Stei¬
gen des Einkommensauch immer der Steuersatz stei¬
gen muß, wenn die Steuer einträglich und der
Schein einer gerechten allgemeinen Steuer erhalten
werden soll.

Ist das Bedürfnis der Kämmerei so groß, daß et¬
wa 100000 Thlr. durch directe Steuer erhoben werden
sollen, so ist dann zunächst zu ermitteln, wie groß das
Gesammteinkommen, welches in die Steuer fällt, ist.
Unsere Einschätzet haben ermittelt:
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das Einkommen von 11294 Eon-

tribuenten auf Thlr. 3,927699. —

von 165 Schutzverwandten auf „ 219999. —

Das gefammte steuerpflichtige
Einkommen auf .... Thlr. 4,137699—;

demnach würden 2-^ bis 24 Proccnt vom Einkommen
durchschnittlich aufzubringen sein.

Die Steuer des Einkommens von geringen Ertrag

gen wird wahrscheinlich ohne die größte Harte und Stren¬

ge nicht weiter zu erhöhen sein; ja es dürfte eine Erhö¬

hung des Steuersatzes, wenn sie auch eines Theils fruch¬

tete, andern Theils viel Kontribuenten zahlungsunfähig
machen, und so für die Kammern gar nichts gewon¬

nen werden, für die Steuerbarkcit und Erhaltung des

ärmeren Bürgers aber Vieles verloren gehen. Ueber-

dem sind nach der Steucrrolle die Procentsätze (bis auf

die Steuer des Einkommens von 399 Thlr.) im Ver¬

hältnis zu dem Durchschnittssteuerfatz sehr ansehn¬

lich und die Abstufungen dem Einkommen schon zu
wenig angemessen; ja die Billigkeit würde, ganz im

Gegenthcil, sobald die Verhältnisse es gestatten, hier
zunächst eine Ermäßigung erheischen, wie auch der Au¬

genschein es schon lehrt. Bis zu einem Einkommen

von 599 Thlr., welches den Durchschnittssteuersatz schon

erreicht, kann daher an eine Erhöhung gar nicht ge¬
dacht werden.

Nach dem jetzigen Steuer-Äloclii» zahlt aber, wie wir

bewiesen haben, von 599 Thlr. ab jede folgenve Einkom¬

mens-Stufe, bis zu einem Einkommen von 1299

Thlr., einen sich immer vermindernden Steuersatz, und

von hier tritt die Notwendigkeit ein, diesen Steuer-

Unfug zu reformiren, und die Steuer mit Konsequenz

dem Bedürfnis anzupassen. Wird nun mit einem Ein¬

kommen von Thlr. 699 ab die Erhöhung anfangen, so
bleiben alle Kontribuenten unter Thlr. 699, und deren

sind 9945, in ihrer Steuer unverändert, und nur 1-144

müssen sich der billigen Erhöhung ihrer Steuer streng

nach Maaßgabe ihres steigenden Einkommens unterwerfen.6
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Um die höchst unbilligen, durchaus gar nicht zu mo-

tivirenden Procentsprünge in den Steuerklassen II bis

VII zu vermeiden und um dergleichen willkührliche, auf
Nichts basirte Annahmen fortzuschaffen, muß von >00

zu >00 Thalern Mehrcinkommen eine nur kleine, nicht
erhebliche Steuererhöhung von ^ Proccnt etwa eintreten.
Das heißt: man muß hier konsequent schließend anneh¬

men dürfen, daß, wenn !r. mit einem Einkommen von

500 Thlr. schon 2-st-x Proccnt für die Kommunal-La¬

sten ersparen muß, demnach monatlich einen Thaler et¬

wa zahlt, I?- mit einem Einkommen von 000 Thlrn.

schon 74 Sgr. monatlich mehr und demnach 24 Pro¬
cent jährlich zu ersparen im Stande sein wird, und so

fort in diesem Verhältnis.

Es erscheint jedenfalls dieser Schluß minder gewagt
und der Steueransatz im richtigem Verhältnis, als wenn

ein Einkommen von 1200 Thlr. jährlich mit monatlich.-

Thlr. 2. 5 Sgr., und ein Einkommen von Thlr. 1300

schon mit: Thlr. 2. 28. 0. also um 23 Sgr. 9 Pf-, wie

es jetzt geschieht, höher besteuert wird; während in

dem vorgeschlagenen Steuer - Alolliw der Unterschied zwi¬

schen einer Einnahme von 1200 und einer Einnahme
von 1300 Thlr. nicht höher alsl0 Sgr. etwa monat¬

lich sein darf; und so fortschreitend im gleichen Ver¬

hältnis durch alle ferneren Steuerklassen.
Die hier anliegende Tabelle III enthält eines der

letzten Schätzungs-Register nach den vorgeschlagenen

Steuersätzen calculirt.

Das eingeschätzte Einkommen:

von < 1204 Kontribuenten mit

Thlr. 3,027000 würde . . Thlr. 93033. 19. —
von 105 Schutzverwandten mit

Thlr. 209600 würde . . „ 4950.

demnach eintragen Thlr. 98083. 19. —

und nach Hinzurechnung des ge¬

setzlichen Abzuges von Beam¬
ten und Pensionairs mit . „ 4084. 12. 6.

die Gesammtcinkommen-Steuer Thlr. 102018. I. 0.
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Contri-
Ein Jeder mit Gcsammtemkom- l'r.Lent

Stcuercrtrag.
einem mcn aller Steuer-

buenrm. Einkommen. Contribucnten. Satz. Thaler. !Sgr. > Pf.

3722 K/7 100 372200
1081 200 216200
2748 300 824400
1175 350 411250
589 400 235600
473 450 212850
129 500 64500
379 600 227400

63 700 44100
148 80» 1>8400
88 900 79200
71 1000 71000
17 1100 18700

164 1200 196800
7 1300 9100

21 1400 29400
5t 1500 76500
25 1600 40000

8 1700 13600
46 180« 82800

8 1900 15200
56 2000 112000
13 2100 27300
1 2200 2200

43 2400 103200
3 2500 7500
3 2600 7800
2 2700 5400
4 2800 11200
3 2900 8700

21 3000 63000
4 3100 12400
3 3200 9600
1 3400 3400
5 3600 18000
9 4000 36000
1 4200 4200
5 4800 24000
3 5000 15000
2 6000 12000
1 7500 750»
1 8000 8000
7 10000 7000»

11204
K/-' 3,927600Schutz¬

verwandte.
28 50» 14000
26 700 18200
20 800 16000
13 900 11700
4 1000 4000

12 1100 13200
5 1200 6000
6 1300 7800
7 140» 8800
6 1500 9000
4 1700 6800
9 2000 18000
2 2500 5000
6 2600 15600
9 2900 26,00
4 3000 1200»
1 3200 3200
1 3400 3400
1 400» 4000
1 5800 5800

11369
K/7 4,137200

tZ

4s
2—
24?
24?
2-'-
2-7°-
2-r?
244
2-!4
3—
3?'?
34?
3/7
3"?
3 -7?
3-1?-
3?^?
3??
3??

4^

4?4
4??
4?4
4-N7
4?'?

Ä

5^2
6—

7—

1»4?

7060

16475

4123
4257
1558
5685
1139
3157
2178
2011

545
5904

300
931

2486
1Z33

464
2898

544
4,06
1023

84
4123

306
325
229
485
384

2835
568
448
164
900

1920
231

1440
1015

840
6>8
693

7233

24

10

22

7
1V

20
,2

17

7
10
20

20
20
22
10

15
10

7

10

15
10
10

K/-' 93033 j 19 —

2/? 325 25
2?? 470 5 —

2?°? 436 20 —

2?'? 321 22 6
244 113 10 —

244 385 — —

3- 18» — —

34? 24» 15 —

3--^ 304 — —

34? 292 15 —

A/? 232 5 —

3^ 660 — —

44? 204 5 —

-44? 650 — —

4?4 1152 22 6
444
4?°?

540 -

143 10
444 163 10
54?
644

213
396

10
10 —

K/4 93033-

K<S 7425 > 5 j "

Hiervon kommen^ zur Erhebung mit K/- 4950.
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eintragen. Durch dieses verhältnismäßige Steigen der
Steuer werden die Einschätzer mit größerer Freiheit und

der Wahrheit naher kommend die Klassifikationen ma¬

chen können. Man darf nur die jetzigen Klassifikatio¬

nen durcksehen, um sich zu überzeugen, wie sehr die

ohne allen Grund in 9 Sprüngen von 2 bis 44 Pro¬

cent steigende Steuer die Einschätzer gebunden hat. Mit

einem Einkommen von 1199 Thlr. sind eingeschätzt 17,

mit einem Einkommen von 1399 Thlr. sind 7, mit

einem Einkommen von 1299 Thlr. aber 194 einge¬
schätzt. Woher dieser besondere Umstand, daß unter

299 Steuerpflichtigen mit einem Einkommen von I!99

bis 1399 Thlr., 194 mit 1299 Thlr. eingeschätzt sind?
Antwort: Weil mit Thlr. 1399 der Steuersatz von

2 auf 24 Procent springt. — Mit einem Einkommen

von 1999 Thlr. sind 8, mit Thlr. 2199 sind 13, mit

2999 aber 95 eingeschätzt, aus eben dem Grunde, weil

von 2999 Thlr. an der Steuersatz von 24 auf 3 Pro¬

cent springt, und so fort durch die ganze Steuerliste.
Es ist leider gewiß, daß auch für die wohlhaben¬

den Bürger die directe Steuerlast für jetzt und bis die
Revision vollendet ist, die wir mit Gründen unterstützt be¬

antragen und von deren verständiger, konsequenter Durch¬

führung wir allseitige Erleichterung hoffen, sehr drückend
werden muß, indessen liegt das unausweichlich in den

besonderen Verhältnissen der Kämmerei. Obgleich nun

die Roth der triftigste Grund für diese Mehrerhebung

wäre, so mögen nachstehende Gründe noch diese Ver¬

änderung der Steuer motiviren.
Nach dem jetzigen Steuer-Alock»» trugen die min¬

der vermöglichen Bürger bis zu der Klasse, welche mit

999 Thlr. Einkommen eingeschätzt waren, schon die

volle Hälfte der directen Steuerlast, die andere Hälfte

aber unsere 1999 reicheren und reichsten Bürger. Es
beruht in der Notorität, daß die jetzige directe Steuer-

einnahme das Bedürfnis nicht erreicht; wer soll dann,

wer kann in der Steuer erhöht werden? — Die Kämme¬

rei drücken vorzugsweise zwei Bürden, die sie nicht notb-

wcndig tragen dürfte; die erste heißt: Stadtschuld, die
9 *
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zweite: kostbare Verwaltung. Die Stadtschuld, seit dem

Kriege >807 um 658888 Thlr. vermehrt, hatte nur
dann vermieden werden können, wenn man durch Ver¬

mögens-Steuern den nöthigen Auswand gedeckt hatte.
Es ist nun keine Vermögenssteuer genommen, dagegen
die Stadtschuld mehr als verdoppelt worden. Wer hat

durch die nicht ausgeschriebene Vermögenssteuer sein Ka¬

pital zu ferneren gcwinnreichen Unternehmungen im Ka¬
sten deHalten?

Daß seit der Einführung der Städteordnung noch

manche Einschränkung in der Verwaltung unterblieb

und diese daher noch immer zu kostspielig ist, — wer

tragt die Schuld?
Der arme Bürger, der mit seiner Handearbeit sein

taglich Brot gewinnen muß und ohne den größten Nach¬
theil für sein Gewerbe seine Werkstatt nicht verlassen

darf? oder der Wohlhabende, dessen Kapitale arbeiten,
wahrend er für das Wohl der Stadt und seiner Mit¬

bürger seine Zeit verwendet, oder sie doch verwenden
könnte und sollte?

Es scheint kaum mehr einer Rechtfertigung zu be¬

dürfen, wenn die Steuer so und nicht anders weiter

erhoben werden sollte. Allein es ist in der That kein

kleines Opfer für die Kommune, daß jeder der sieben

reichsten Bürger unserer Stadt nach dem Tarif über
Thlr. 1888 jahrlich zahlen soll. Stellen wir jedoch selbst

unsere niedrigst besteuerten Bürger oder Schutzverwand¬

ten dem höchst besteuerten gegenüber; so zahlt jener bei

einem Einkommen von Thlr. 188 — Thlr. 1. 8 Sgr.,

dieser mit einem angeblichen,, nicht selten viel höheren
Einkommen von 18888 Thlr. aber 1888 Thlr. Wie

viel mag nun wohl ein Bürger mit 188 Thlr. Ein¬
kommen im Jahre erübrigen? Wird es mehr sein

als höchstens, und in den seltensten Fallen, der Bei¬

trag zu irgend einer Kranken- oder Sterbe-Kasse?
Mit 5888 Thlr. führt man in Breslau ein ziem¬

lich gemachliches Haus, und wäre das Einkommen der

reichsten Breslauer Bürger nicht über 18888 Thlr., so

zahlen diese doch nur 28 Procent vom Netto-Einkom-
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men, während jener sein ganzes Netto-Einkommen,

wenn nicht mehr noch, wcggiebt.

Das ganze Einschätzungswesen indessen muß um¬

fassenden und durchgreifenden Veränderungen unterwor¬
fen werden, die dem allgemeinen Besten zu gedeihli¬

chem Nutzen gereichen.

Es liegt am Tage, daß unsere Einschätzen von

durchaus unrichtigen Prinzipien ausgegangen sind, wenn

sie, wie geschehen, das Gesammt-Einkommen aller

Einwohner Brcslau's auf nicht mehr als 4,1WV<Zl1

Thlr. ermittelten. — Der Ertrag der Wohnungsmicthcn
in Breslau ist über eine Million Thaler nachgewiesen;

es würden demnach Brcslau's Einwohner den vierten

Thcil ihres Einkommens auf Wohnungsmiethe verwen¬

den. Diese Angabe streitet sicher gegen die Wahrheit,

und nach allen bekannt gewordenen und mannigfach ge¬

prüften Ermittelungen kann man durchschnittlich anneh¬

men, daß nur ^ des Einkommens auf Wohnungsmie¬
the verwendet wird.

Zwar begreift ein kleiner Theil der Miethen in Bres¬
lau auch nicht Wohnungsmiethen allein, sondern auch

Handels-Locale und Beamten-Wohnungen; dagegen
aber verwohnen alle reichen Bürger auch weniger als ^

ihres Einkommens, und so mögen diese besonderen Ver¬

hältnisse sich gegenseitig so ziemlich ausgleichen. Jeden¬
falls wird sich bei einer sorgfältigeren Einschätzung, zu

der ein Tarif ohne unvcrhaltnißmäßige Proccntsätze die

rechtlichste Veranlassung geben wird, wenn auch nicht

ein doppelt so großes, doch mindestens ein um 5U
Procent höheres Einkommen für Breslau ergeben, und

dann kann sich auch der Beitrag des Einzelnen zum

Ganzen gerechter und billiger stellen.

Zweckmäßiger dürfte es sein, wenn die Schätzer nicht

aus dem Stadtverordneten-Kollegium gewählt werden,

da die Zusammensetzung dieses sehr achtbaren Kollegii

doch zu großen Zufälligkeiten unterliegt. Man lasse,

wie bei der Gewerbesteuer, durch Gewcrbegenossen ein¬
schätzen, bei Schutzverwandten durch glaubwürdige, acht¬

bare Männer, die der Schutzverwandte selbst vorzuschla-
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gm hat, im Verein mit einigen von den Stadtverord¬

neten und dem Magistrat gewählten, dazu besonders

besähigten Bürgern; und vor Allem verwandle man

den promissorischen in einen assertorischen Eid; das heißt c

man verlange von den Schätzern die eidliche Bctheu-

rung, das sie mit Wissen zu Niemandes Gunsten oder
Nachtheil von dem ihnen Wahrscheinlichen abweichen

wollen, oder abgewichen seien. Bis jetzt hat man nichts

dergleichen von den Schätzern verlangt; man hat es

ihnen dagegen zur Pflicht gemacht, keinen Bürger mit
einem Einkommen über Thlr. IWlll) zu schätzen.

Es ist aber hinlänglich bekannt, daß wir nicht we¬

nige Bürger haben, die ein bei weitem größeres Ein¬

kommen genießen; ist es dann zu verwundern, daß die

Schätzer analog auch Manchen minder reichen Bürger
tief unter seinem wirklichen Einkommen geschätzt haben?

Der Bürger, der nach dem jetzigen Steuer-Aloäu» ge¬
nau nach seinem Einkommen geschätzt ward, ist in der

That in der Steuer im Verhältnis zu seinem reicheren

und unter seinem Einkommen eingeschätzten Mitbürger
zu hoch angezogen.

Seine Reklamationen werden aber, das ist der Gang

der Beschwerden-Erledigung, damit zurückgewiesen, daß
man von ihm verlangt, er solle beschwören, sein Ein¬
kommen belaufe sich wirklich nicht fo hoch, als die

Schätzer es angeben; allein darauf kommt es natürlich

nicht an, so lange der reichere Theil der Bürgerschaft
nicht nach der ganzen Höhe seines Einkommens be¬

steuert wird; er ist wirklich der Ueberbürdetc, eben weil

man sein ganzes Einkommen richtig ermittelt und mit

der Steuer belegt hat. — Es leben nicht wenige Beamte
und Pcnsionairs hier, von denen als directer Kommu¬

nal-Beitrag der gesetzmäßige Gehalts-Abzug von etwa

4ölli) Thlr. jährlich für die Kämmerci-Kasse erhoben

wird, und die, mit der traurigen Finanz-Lage der Stadt
unbekannt, neben ihrer oft reichlichen Pension oder ih¬

rem Gehalte noch die Revenuen eines nicht selten be¬

deutenden Vermögens steuerfrei genießen. Für diese, so

wie für alle Schutzvcrwandtc lasse man genaue Vcleh-
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rungen über die hiesigen Steuer-Verhältnisse (hoffent¬

lich werden reichere Mitbürger sich selbst solche zu ver¬

schaffen wissen) drucken und fordere von ihnen, im
Falle sie außer ihrem stritten Einkommen kein ande¬

res versteuern zu dürfen glauben, diese Erklärung schrift¬

lich nach einem anzufertigenden gedruckten Schema und

auf Ehrenwort ab.

Man lasse sich ja nicht einschüchtern durch die Dro¬

hung Einzelner, die dem Steuerdruck durch Wegziehen
von Breslau sich entziehen wollen! Käme es auch da¬

zu, so muß der dadurch für die Steuer und auch viel¬
leicht für das Gewerbe Einzelner entstehende Ausfall

ruhig ertragen werden.
Es scheint nicht denkbar, daß, wer Breslau mit sei¬

nen großstadtischen Ressourcen, Annehmlichkeiten und Be¬

quemlichkeiten zu seinem Aufenthalte wählt, wegen ei¬
ner Steuervermchrung von wenigen Thalern es verlas¬

sen wird; und geschähe es dennoch, so darf wegen der

Engherzigkeit Einzelner die Gerechtigkeit für Alle nicht

gefährdet und verletzt werden. Ob Schutzverwandte, so
wie solche, welche nur zeitweise hier ihren Aufenthalt neh¬

men, nicht angemessener und einträglicher für die Käm-
mcrei durch eine mäßige Miethssteuer statt der Ein¬

kommenssteuer in Anspruch genommen werden könnten,

scheint der Untersuchung nicht unwerth; man dürfte dann
vielleicht das Militair und alle Militair-Beamte, wel¬

che jetzt gesetzlich keine Kommunal - Steuer zahlen dür¬

fen, selbst, wenn sie Vermögen oder Erwerb, wie zum

Beispiel die Militär-Aerzte mit Civil-Praxis, in der

Stadt haben, für die Kämmcrei auch in Anspruch neh¬

men. Es würde natürlich für diese Fälle nicht der Mic-

ther besteuert werden dürfen, sondern der Vermiether

in Anspruch zu nehmen sein, der sich durch eine Er¬

höhung der Miethe schadlos halten muß und es auch
kann

Nach der sorgfältigsten Schätzung des Einkommens

in Breslau und des davon zu ziehenden Steuer-Quanti

wird es sich erst ausweisen, ob eine directe Steuer über¬

haupt möglich ist; denn es ist fast mit Sicherheit vor-
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auszubesiimmcn, daß mit Einschluß der jetzt noch im¬

mer steigenden Bedürfnisse für Kirchen, Schulen und
Arme, der endlichen Einrichtung einer Stadt-Schul¬

den-und Bankgerechtigkeits-Obligationen-Tilgung und

der dem Grundcigenthum abzunehmenden Steuer von
Thlr. ZOOOO etwa die directe Steuer auf 15000(1 Thlr.

steigen muß.

So sehr auch unsere Staatsregierung sich gegen jede

indirecte Steuer zu Kommunal-Zwecken erklärt haben

mag, so ist doch mit der größten Bestimmtheit voraus¬
zusehen und zu versichern, daß eine solche für Breslau

ausnahmsweise nachgegeben werden wird, sobald durch

eine indirecte Steuer das Bedürfnis nicht vollständig

gedeckt werden kann, oder ihre Höhe Bürgerthum und
stadtisches Gewerbe vernichten sollte. Schon jetzt giebt

es kein Handwerk, das nicht in den mit der Stadt

gränzendcn Dörfern schwunghaft und nur allein für das
stadtische Bedürfnis betrieben wird.

Es liegt nicht im Bereiche dieser Schrift, und dürf¬

te anderweitig nachgewiesen werden, mit welcher Leich¬

tigkeit auf indirektem Wege und nur auf Luxus-Ver¬

zehr und Branntwein die fehlenden Summen für die

Kammerei-Bedürfnisse zu beschaffen sind; dagegen mag
auch Alles, was sich aus wissenschaftlichen Gründen

noch gegen eine Einkommenssteuer überhaupt sagen laßt,
hier ferner unerörtert bleiben und hier nur noch der Ue-

belstand herausgehoben werden, daß geradezu Trägheit

und Müßiggang durch die Einkommensteuer begünstiget

werden; indem Derjenige, welcher einen geringen Ertrag
aus seinem Erwerbszweige zieht, ohne alle Rücksicht auf

dessen möglichen Umfang und dessen Erlragsfähigkcit wenig
besteuert wird, indeß Der, welcher durch Kraftanstren¬

gung, Fleiß und Verstand fortschreitend zur höheren

Industrie einem Erwerbszwcige von geringem Umfange

und unergiebiger Ertragfähigkeit einen höheren Gewinn
abgerungen hat, aufs Höchste in der Steuer angelegt

wird; so wie wiederholt hier schlüßlich daraus hingewie¬

sen werden muß, daß hier den Gesetzen der Allgemein¬

heit und relativen Gleichheit immer fruchtlos nachgc-
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strebt wird; eine Härte, die mit den steigenden Steuern
auch immer vernichtender wird, der höchst indiscreten

Untersuchungen aller Art, der Humanität unserer Zeit
so wenig entsprechend, die unabweisbar bei der Ermitte¬

lung des Einkommens vorkommen müssen, nicht zu ge¬
denken.

Wenn römische Imperatoren zum Behuf einer plün¬

dernden Besteuerung die Folter gebrauchten, um das

Vermögen ihrer gequälten Unterthanen zu erfahren, so

empört ein solcher Aug der Finanzgcschichte auch die Ge¬

fühle derjenigen, die Juramente und Inquisitionen zu
ahnlichen Zwecken passend und erlaubt halten, und den¬

noch sind diese Mittel für unsere Zeit und unsere Bil¬

dung vielleicht unter Umständen noch härter als die Fol¬
ter jener Zeit, die den Körper nur traf.

Vor einem halben Jahrtausend schon widerstrebten

unsere Brcslauer Vorfahren dieser Art von Steuer, und

„Eidgeschoß" war wiederholt die Veranlassung zu blu¬

tigem Hader und unsittlichem, allgemein gewordenem
Meineide.

Das Gehässige der Steuer und das Drückende ihrer

Fiscalitäten hat die Zeit sicher erhöht, und wenn gleich

eine Verbrauchssteuer vom Luxus-Verzehr dagegen den

reichen Geizigen auch nicht trifft, so trifft sie auch den
Hausvater einer zahlreichen Familie nicht, der bei sei¬

ner Hausmannskost froh ist, wenn der Gewinn von

Heute dem Bedürfnis von Morgen genügt, und der jetzt

in dem Maaße in der Steuer erhöht wird, als sein
Bcdürfniß und seine Sorgen wachsen, weil man in

vielen Fällen Verbrauch und Einkommen ver¬
wechseln muß.

Nur durch die Accise allein kann Wohlleben, Luxus

und Schlemmerei besteuert werden, und was dagegen
auch in national-ökonomischer Rücksicht im Allgemei¬

nen gesagt werden könnte, findet bei einer Steuer zu
Kommunal-Zwecken für eine Stadt wie Breslau fast

gar keine Anwendung, besonders wenn man dadurch

einer Einkommenssteuer entgeht. Die Sperrung der ac-

cisepflichtigcn Städte hat ja bei uns nicht aufgehört;
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Schlacht- und Mahlsteuer haben auch Breslau mit
Barrieren wieder umgeben, und so wird sicher der Red¬
liche eine mit Anstand an den Barrieren unternommene
Durchsicht seiner Sachen, die auch jetzt nicht gerade sel¬
ten vorkömmt, nicht hart empfinden; der Unredliche
aber mag sich darüber beklagen, daß er gehindert wird,
seinen Mitbürgern seinen Stcucrbeitrag aufzubürden.

Einnahmen außer dem Etat.

Wir dürfen uns hier auf die Einnahmen Ii, o und
g der Extracte beschranken, indem die Hauptcinnahme
t: an neu aufgenommenen Kapitalien mit Titel VII.
der Ausgaben, dem Gcsammtschulden-Wefen der Stadt,
zusammenfallt, und zunächst nur auf den bcdaucrns-
werthen Uebclstand aufmerksam machen, daß in einem
Zjahrigen Zeiträume, nach Niederschlagung von 12000
Thlr. Resten, noch fast 18000 Thlr. Reste vorhanden
sind. Diese Neste sind, wie nicht anders zu erwarten,
bei der directen Kommunal - Steuer bedeutend gewesen,
und treffen vorzugsweise die Einkommenssteuer, obgleich
nach Ausweis der Ertracte in den 3 Jahren schon fast
0000 Thlr. Neste aus dieser Steuer niedergeschlagen
wurden. Daß diese Reste aber bei den Zeitpachten
noch bedeutender sind, ist ein für die Folge gewiß füg¬
lich zu vermeidender Uebclstand.

Die Kostbarkeit einer „Ncstverwaltung" und wie
die Geschaftsthätigkeit dafür, und auf die unerfreulichste
Weise, in Anspruch genommen, dadurch aber fruchtba¬
ren Verwaltungsgegensiandcn entzogen wird, darf nicht
erst erwiesen werden. Die auf «- und A eingegangenen

an Kapitalien pro 1831 . . . Thlr. 200 —
„ 1832 . . .

an verkauften Realitäten und abge¬
lösten fipirten Prastationcn

pro 1831 . .
„ 1832 . . .

„ 3795, -
„ 195,2 -

59 —

8250

„ 1833 . . .
zusammen Thlr. 14313 —
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hätten nur gesetzlich zur Abbürdung der Stadtschuldcn

verwendet werden dürfen. Der Titel VII. der Ausgabe

einhält die Nachmessung, daß damit nicht nach gesetz¬
lichen Vorschriften verfahren worden ist.

Betrachten wir die Einnahme - Eptractc im Allge¬

meinen, so finden wir seit der Städteordnung die Ab¬

gaben der Bürger zu de» Kämmcrcibedürfnissen fast

ums Fünffache gesteigert, indessen zum größer» Theil
aus folgenden Ursachen t

I. Durch die veränderte Gesetzgebung. Die
Bürgerschaft verlor nachstehende Privilegien und Berechti¬

gungen: einen Theil der Jurisdictions-Gefälle, welche die

Kämmerei als DominiaüBcsitzer von vcn Gütern zog, von
den Vorstädten alle grundherrlichcn Zinsen und Ehrun¬
gen, als Erb-, Hühner-, Eier-, Schank-, Gründon¬
nerstag-, Bändel- und noch viel anderer Zins und

das Schutzgeld, so wie den Markgroschen beim Tradircn

der zum Landrecht locirten Grundstücke der Vorstädter,

eine Abgabe von Procent, insofern ihre Besitzungen
auf Stadtjurisdiction lagen; das Monopol des'Allein¬

handels mit fremden Bieren, Kalk, Pech und Maaß

und Gewichten; den Waage und Krahn-Zwang, das

Nöthezeichnen, die Thorfperre, die Noß- und Schisss-
Mauth, die Schiff- und Waage - Accidcnz, das Un-
geld, Markt- und Maaßgcld, das Schroot- und Scil-

geld; den Wein-, Meth-, Branntwein-, Essig - und
Vieh-Zoll; den Blasenzins u. dcrgl. mehr.

II. D u r ch höhere u n abweisliche A nspr ü ch e
an die Kommune für: Kirchen, Schulen, Arme

und Verbrecher, Ansprüche, die vor '.>5 Jahren mit

ZtAXX) Thalern bestritten wurden und jetzt einen Auf¬
wand von fast 7EWli Thlrn. jährlich erfordern.

Ueberdem hat sich die Steuerfähigkeit der Bewohner
Breslau's betrübend vermindert. Im Jahre 181! wa¬

ren Steuerpflichtige in Breslau, jetzt bei einem

Zuwachs von fast 35VVV Einwohnern enthalten die
Steucrlisten nur noch I I3W Kontribuenten. In wie

weit ein geregelter Stadthaushalt für jetzt die Einnah¬

men genau den Ausgaben angepaßt, bis glücklichere
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Zeiten die Ausgaben nach den Einnahmen abmessen

lassen, den allgemeinen Wohlstand der Stadt und ihrer
Bewohner wieder befördern können, eine gerechte Stcucr-

vertheilung die Steuerfähigkeit der Bürger erhöhen und

dadurch die Lasten gleichmaßiger machen wird, wollen
wir mit Vertrauen auf Den erwarten, der durch alle

Stürme der Zeit in Breslau's Bewohnern rechtlichen

Bürgerstnn und Liebe zum Vaterlande erhalten hat.

Hohe Tugenden in schwerer Zeit!

Ausgabe.
(Hierzu Tabelle II.)

Titel!. An Gehalten für sämmtliche

m ag istratua li s ch e Beamte.

Laut Etat Thlr. 51658. —

bewilligte Gehaltsverbcsserungen
im Jahre 1833 .... „ 27V. 2V

Thlr. 51928.20

ausgegeben „ 51782.25

Nest Thlr. 145. 25

Dieser Ausgabe-Rest ist die zurückbehaltene Halste

des Gehalts eines in Untersuchung befangenen Beamten.

H. Das M ag i st r ats - Ko l l eg i u m.
Als die Bürger in der frühesten Zeit des Bestehens

der Stadt den Rath selbst wählten (der erste entstand

wahrscheinlich schon zur Zeit der polnischen Regenten

aus den Aeltesten der Stadt), war die Verfassung rein

demokratisch. Sehr bald aber verliert sich diese Form.
Die Konsuln erwählen sich selbst aus einer Zahl von

Bewerbern, welche die Bürgerschaft vorschlägt, und die
Verfassung wird aristokratisch-demokratisch.

Dieser Schein der bürgerlichen Freiheit schwindet

auch bald und muß dem Patriziat oder Stadtadel

weichen, einer Institution des !2. und 13. Jahr¬

hunderts , welche die meisten freien Städte Deutschlands

und Italiens zu Grunde gerichtet hat. Obgleich die
Geschichte unserer Stadt der bedauernswerthen eigen¬

süchtigen Handlungen unserer Patrizier auch nicht we¬

nige auf die Nachwelt gebracht hat, so haben sie sich
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Titel. Ausgabe.
Ausgegeben ist:

583 z. 5 83S. 58:13.

i.
Ii.in.

IV.
V.

VI.
VII.

VIII.
IX.
X.

XI.
XII.

>1!!.
XIV.
XV.

XVI.
XVI i.

XVIII.

An Gehalten für sammtliche maqistratualische Beamte
An Gehalten für die evangelische Geistlichkeit und übrige Kirchenbeamtcn
An Gehalten für die Schulbeamten
An Pensionen und Wartegeldcrn
An öffentlichen Abgaben, von denen der Stadt-Commune zugehörigen Grundstücken
An alten Renten und wiedcrkauflichcn Zinsen '
An zu bezahlenden Interessen
An Baukosten
An Marstall-Kosten
An Straßenbelcuchtungs - Kosten
An Inquisition^-Kosten
An Kdniql. Scrvis- und anderen Garnisons-Unterhaltungs-Kosten
An Remissionen
Au Prämien und anderen Kosten beim Konigsschicßen der Bürgerschaft
An Amts - Nothdurftcn
An allerlei schürten Ausgaben
Zur Bezahlung der Schulden
Vil extruorelinariie et im^rovisee

66916
4137

IS 3(16
6246

914
3713

66476
47688

4686
9207

10866
66822

23»
402

6280
8861

S40N0
30726

64792
4104

16106
6999
1285
3710

66639
63012

4444
863»

16931
66822

2648
402

4903
19696
29369
19>9I

51782
4104

16636
6741

96 r
3709

66294
61196

6081
8161

16625
66820

896
402

6067
22731

600
6,87

biuinmir Rlhlr. 399»37 377490 322990

Hierzu außer dem Etat:

An bezahlten Rückständen
An niedergeschlagenen Einnahme-Resten und Vorschüssen
An Rechnungs - Bonisicandis
Für erkaufte Realitäten und abgelöste alte Kümmern-Schulden und Renten
An durch die Cholera entstandene Kosten

II
6145

8
1168

22
2626

28

34964

96
2687

2

448

Summa der Ausgabe Rthlr. 406762 4I5IZ1 326226

") Mit Hinweglassung der Silbcrgrofchcn und Pfennige,
") Nach Hinzurechnung der Silbergroschen und Pfennige.
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doch fern von allen den Ausschweifungen gehalten, die

durch die Herrschsucht einzelner Geschlechter im gegen¬

seitigen Kampf zum Ausbruch kamen und das Verder¬
ben der Städte beschleunigten. In keiner Zeit fehlte es
aber an Männern, die durch einen edlen und freien

Geist sich auszeichneten und selbst in den verwickeltsten

Lagen und drohendsten Tagen das Regiment auf eine

Weise führten, die ihnen für alle Zeiten ein ehrenvolles
Andenken erhalten und bei der Nachwelt sichern wird.

Nach dem ersten Breslauer Frieden unterwarf König

Friedrich II. die bis dahin noch fast frei - reichsstadlische

Verfassung seiner landesherrlichen Souverainetät, setzte
dem Stadtrath einen königlichen Direktor vor und stellte

das ganze, bis dahin ohne alle Einschränkung von dem

Rathe verwaltete und nur in der Form beschränkte
Kämmerei-Wesen unter die Nachrechnung seiner Kriegs¬
und Domaincn-Kammer. Die adlichen Familien*), aus

deren Mitte sich der Rath bisher durch Sclbstwahl er¬

gänzt harte, zogen sich bei der verminderten Bedeutung

desselben und bei dem größeren Einflüsse, den Form
und Geist des neuen Vcrwaltungs-Wesens gewann, all-

mählig zurück, und es traten geschäftskundige Beamte,
immer noch durch die Wahl des Kollegiums, aber nach

den Wünschen und Bestimmungen der Oberbehördc, an

die Stelle der patrizischcn Herren von Breslau.

Die Veränderung aber, welche die Städteordnung im

Magistrat herbeigeführt, lebt noch in unserem Andenken.
Zur Zeit, als die Patrizier der Stadt noch uneigen¬

nützig waren, und später, als sie es scheinen mußten,
konnten sie für ihre Amtsführung keinen erheblichen

Sold in Anspruch nehmen. Noch gegen das Ende des

15. Jahrhunderts war der Stadtschreiber (Syndikus)
der höchst Besoldete mit 4l) Dukaten; ein Rathsherr

hatte etwa 34 Dukaten, der Rathsbauherr nur 7 Du¬

katen, dagegen ein Rathsthurmwächter 23, ein Rath-

'!-) An die Stelle des 1743 verstorbenen zweiten Magistrats-
Directors v. Sä bisch, aus einer alten patrizischcn Familie,
ernannte der König einen bürgerlichen Dragoner-Lieutenant
vom nassauischen Regiment.
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hauswachtcr 18 Dukaten. Freilick) wußten sich jene da¬

gegen, wenn es darauf ankam, durch allerhand Emolu-
mente zu entschädigen; kleine Einnahmen wurden in
den Kämmerei - Büchern gar nicht vermerkt, und nach

den nicht gar seltenen landesfürstlichen Verordnungen zu

schließen, besonders bis zu Anfang des !<z. Jahrhun¬
derts, theils gegen das Sportuliren des Raths, theils

gegen das Verwenden der Stadt-Einnahmen zu fremd¬
artigen Zwecken und zu Schmausereien, mag überhaupt

nicht allezeit ganz gewissenhaft mit den Kämmerei-Ein-
nahmen verfahren worden sein.

Seit I74l> wurden die Gehalte des Raths mehr

und mehr ihrer Stellung angepaßt, und obgleich der für

15 Naths-Mitgliedcr bestimmte Gehalt nur l30l?0 Thlr.

war, so vertheilten sie noch unter sich die stadtgerichr-

lichcm Sporteln mit etwa lZVOO Thlr. jahrlich, und
hatten überdem, neben diesen Einkünften von 24<A)s> Thlrn.

zusammen, noch mancherlei Nebeneinkünfte, die zum

Theil nicht ganz unerheblich waren. Jetzt besteht der
Magistrat aus 18 Mitgliedern, von denen nur 8 mit

1U7<ll> Thlr. besoldet sind.

Berlin mit einem Budget von fast einer Million

Thalcr hat für Besoldung seines Magistrats-Kollegii
27-lill) Thlr. zu bezahlen. Bei der großen Scheu vor

Oeffcntlichkcit, die ganz gegen die Absicht des Gesetz¬

gebers und ganz gegen den Sinn der Stadteordnung
alle städtische Verwaltungen in undurchdringlichen Nebel

hüllt und dadurch jede Vergleichung, Belehrung und

Nacheifcrung unmöglich macht, lassen sich weitere Ver¬
gleiche mit anderen Städten nicht aufstellen. Auch die

Berliner Verwaltungsrechnungen waren noch nicht be¬
kannt worden, wenn nicht auch dort durch die bedenk¬

liche Lage der Kammerei, die ein königlicher Kommis-

sarius untersuchen mußte, die Berichte desselben veröf¬
fentlicht worden waren.

War doch hier, sicheren Nachrichten zufolge, einer

der ersten Beschlüsse, die die erste Stabtverordncren-

Vcrsammlung faßte - profunde Geheimhaltung der Ar¬

beiten, Berathungen und der Verwaltung!
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Die Gehalte des Magistrats, die 1810 und 1811 nur
11000 Thlr. betrugen, sind 1814 und 1815 Wiederaus
1300» Thlr. gesteigert worden und scheinen jetzt fstirt zu
werden. Hoffentlichwird man indessen das pecuniäre In¬
teresse der Kammcrei hier nicht allein gelten lassen. Die
Magistrats-Mitglieder müssen deshalb schon; unabhängig
und möglichst gut gestellt sein, weil ihnen keine sichere
Aussicht zum Vorrücken gewährt werden kann, sich auch
in gewisser Beziehung mit ihrer Anstellung ihre magi-
stratualische Earriere schließt, und besonders weil sie als
erste und oberste Stadtbehörde eine würdige Stellung
den anderen Behörden gegenüber behaupten und jederzeit
ohne kleinliche Rücksichten auftreten müssen.

Es liegt ja übrigens in der täglichen Erfahrung,
daß, um weniges Geld zu sparen, kein verständigerHaus¬
vater einen schlechten Verwalter dem guten vorziehen wird.

Ein guter Verwalter, wenn seine Ansprüche auch
bedeutend sind, wird der Verwaltung größere Vortheile ge¬
währen, als ein schlechter Verwalter, der mit mäßiger
Vergütigung sich begnügt.

Eine strenge Oekonomie bei der Besoldung des Ma¬
gistrats würde sicher die bedenklichsten Folgen haben.

II. Das N a th s-S e k r e t a r i at.
Drei Beamte und ein Assistent mit 1784 Thlr. Gehalt.
Im Jahre 1811 war das Gehalt dieser Beanten

noch 500 Thaler höher.
Ii. Die Registratur.

Vier Beamte mit einem Gehalt von 1705 Thlr.
II. Die Kanzelei.

Ein Inspektor und fünf Kanzclistcn mit 2430 Thlr.
Gehalt.

Ii. Die Kalkulatur.
Vier Kalkulatoren und eben so viel Assistenten mit

2302 Thlr. Gehalt.
Iü Die Kammerei-Kasse.

Fünf Beamte mit Thlr. 2770.
ein Executor und ein Kassendiener mit . ,, 380.
Gehalt.
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K. Die Kommnnal-Steucr-Kasse.
Drei Beamte mit .... Thlr. 1200.

zwei Kassen-Schreiber .... „ 360.
13 Billeteurs 3900.
drei Exekutoren 540.
ein Kassen-Diener „ 180. Gehalt.

kl. Die Bau- uns Ziegel-Kasse.
Zwei Beamte mit 1036 Thlr. Gehalt und einer

Dienstwohnung.
I. Die Stadt-Zoll- und Waage - Aemtcr.

15 Ober-Beamte und das nöthige Unterpersonalc
mit 30l3 Thlr. Gehalt.

K. Das Stadt-Bau-Amt.
Sechs Beamte und einige Unter-Beamte mit

2035 Thlr. Gehalt. Im Jahre I8ll bestand dieses
Amt aus 19 Beamten mit 2529 Thalcr Gehalt.

Hoffentlich ist die Zeit nicht mehr fern, wo man,
durch die Umstände gedrängt, sich endlich wird entschlie¬
ßen müssen, alle Stadt-Bauten in Entrcprise zu geben.
So viel auch dagegen einzuwenden sein mag und so
triftig die Gründe sein mögen, die man namentlich we¬
gen der Solidität der verdungenen Bauten haben wird,
es steht doch so viel unumstößlich fest, daß alle könig¬
lichen Bauten, mit sehr seltenen Ausnahmen, in Entrc¬
prise gegeben werden; und es wird kaum behauptet
werden können, daß die königlichen Bauten schlechter
und unsolider geführt werden, als die städtischen. In
unserer Stadt, wo wir der tüchtigen Maurer- und
Zimmer-Meister so viele haben, denen es weder an
Fonds noch an Unternehmungsgeist fehlt, kann es nicht
ausbleiben, daß der Stadt große Ersparnisse aus der
Verdingung der Bauten erwachsen müssen, ohne daß
dadurch für das allgemeine Stadt-Interesse irgend ein
erheblicher Nachtheil entstehen könnte.

Die Aussicht über die Ausführung der Bauten kön¬
nen, wie solches auch jetzt schon geschieht, sachverständige
Bürger führen, zu deren Assistenz, so oft es erforderlich,
königliche Bau-Beamte gegen Diäten sich sehr bereit
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finden lassen werden. Es ist dieses Bauwesen der
Stadt auch eine nicht unerhebliche moralische Schwä¬
chung der Verwaltung dadurch, daß so lieblose und
sicher so ungcgründcte, gehässige Urtheile über das Bau¬
wesen unter den Bürgern zu allen Zeiten zirkulirt ha¬
ben und noch zirkulircn.

Die öffentlichen Bauten werden, wahrscheinlichihrer
Solidität wegen, mit auffälliger Langsamkeitgeführt, und
die Arbeiter mit zum Sprichwort gewordener Mäßigkeit
in Thätigkeit erhalten, die aber wohl nur dem nichr
Sachverständigen peinliche Gefühle erregen.

Die leider großen Baubcdürsnisse unserer Stadt
werden der Baulust des Bau-Amtes zur Last gelegt;
die Kosten sollen aus Privat - Absichten nicht geschont
werden, und was der gehässigen und sicher ungegründe¬
ten Einreden mehr fein mögen.

Indessen sollte man entweder mit der größten Oef-
fentlichkcit beim städtischen Bauwesen verfahren, die
nöthigen Baumaterialien in öffentlichen Licitationen er¬
kaufen und alles Mögliche aufbieten, um diesen unge¬
rechten Verdacht zu zerstören, oder wenn dergleichen,
was sehr wahrscheinlich,unmöglich ist, weil es sonst sicher
von unserer umsichtigen, die Publicität incht scheuenden
Verwaltung schon geschehen wäre, die ganze Bauparthie
eingehen lassen, und der öffentlichen Meinung, wie
dem Kämmerei-Interesse dieses dringend geforderte Opfer
bringen.

6. Der Marstall.
Zwei Beamte und 26 Knechte mit einem Gehalt

von 2938 Thlr.
Die Stadt unterhält 44 Pferde zur Fortschaffung

der Schoorcrde, zu verschiedenen Bausuhrsn, so wie zur
Bespannung der Feuer-Lösch-Geräthschaften.

Die Fourage und andere Bedürfnisse erfordern, wie
solches auf Titel IX. nachzusehen, einen Aufwand von
etwa 5999 Thlr., so daß der Marstall, nach Hinzu¬
rechnung von 1999 Thlr. für das Lokale: an Stal¬
lung und Wohnung der Beamten und Knechte zusam¬
men eine Ausgabe von etwa 9999 Thlrn. erfordert, jedes

7
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Gespann von 2 Pferden mit Karren und Knecht dem¬
nach jährlich etwa 419 Thlr. zur Unterhaltung kostet.

Es deruht in der Notorietät, daß die hiesigen Hürd¬
ler viel weniger für ein zwcispänniges, viel rascheres
und daher Zeit und Arbeit ersparendes Fuhrwerk, ja
vielleicht nur die Hälfte dafür aufwenden; und wenn
man die Fortschassung der Schoorerde, die Baufuhren,
die ohnedies nur theilweise mit Marstall-Gespann de¬
sorgt werden, so wie die Feuer-Fuhren verdingen wollte,
so dürste eine erkleckliche Ersparung an Geld- und Ver¬
waltungs-Aufwand wohl zu erwarten sein.

Jedenfalls scheint es des Versuches Werth, die
Hürdler und andere Privat-Unternehmer zur Abgabe
ihrer Bedingungen, unter welchen sie dergleichenLei¬
stungen übernehmen wollen, aufzufordern.

Die Entreprise gestattet der Stadt noch den Vor-
thcil, daß sie nicht nur Viertels-, sondern auch Stra¬
ßenweise ausgegeben werden kann, demnach den der
größtmöglichen Eoncurrenz.

kl. Die Forst-Beamten.
Zwei Förster und vier Rcvierjäger mit '765 Thlr.

Gehalt. Im Jahre 18 ll waren zehn Beamte mit
947 Thlr. Gehalt angestellt.

15. Die H o lzh of-B ca m tcn.
Drei Beamte und eben so viel Wächter mit einem

Gehalt von 1152 Thlr. und zwei Amtswohnungen.
Es muß hier auf Titel IX. der Einnahme verwiesen
werden, wo die näheren Verhältnisse des Holzhandels
unserer Stadt besprochen worden sind.

(1. Die Rath Haus-Bedienten.
Ein Inspektor, drei Ausreiter und 16 Rathsdiener

mit einem Gehalt von 2962 Thlr.
Dicübrigen m i t d e r S ta dt - K o m m u-

nität in V erbi n d u n g o d er in ihrem Dienst
stehende Personen. . . Thlr. 9771.

191 Nachtwächter mit ... . „ 4848. Lohn.
15 Nachtwachpatrouilleurs ... „ 1449. -
9 Thurmwächter „ 448 -
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wobei zweijährig komplette Winterbeklcidung und jähr¬
lich thcilweise Fußbekleidung noch gegeben wird.

Die Kosten dieser Sicherhcits - Parthic sind erheb¬
lich, und wenn man bedenkt, daß die invaliden Nacht¬
wächter, wie solches auch nur billig, pensionirt werden
müssen, und deren immer eine nicht kleine Zahl vor¬
handen ist, auch sehr bedeutend.

Zur Ersparung der Kosten würde es vielleicht gera-
then sein, die jüngsten Bürger zu verpflichten, die Nacht-
wach-Patrouillen unter Anführung der Offiziere der Stadt-
Garde zu machen, jedoch nur persönlich und unter
keinem Beding eine Vertretung zu gestatten.

Die drei Beamten der Stadtverordneten mit einem
Gehalt von Thlr. 1390.

Ferner Thlr. 1045 Gehalt, theils für die Physikats-
Berwaltung der Stadt, für Besoldungen der bei der
städtischen Sicherhcits-Kommission beschäftigten Beam¬
ten, und dergleichenmehr, darunter auch zwei Wäch¬
ter-Hunde jeder mit 20 Thlr. Unterhaltungskosten.

Die Stadt hatte auf diesem Titel I. früher und theil-
wcise bis 1819 noch an Gehalt zu bezahlen:

den Stadtgerichts-Beamten . . Thlr. 21244 —
den Stadtlandgüter-Amts-Beamten „ 1000 —
für die Polizei-Administration . „ 47800 —

zusammen Thlr. 40704 —
welche die Kammern durch die veränderten Kommunal-
Vcrhältnisse nun erspart.

Nach der im Jahre 1809 erfolgten Trennung des
Stadtgerichts vom Magistrat zog die Kämmerci die
Sporteln und bezahlte dagegen die Gehalte des Stadt¬
gerichts-Personals. So blieb es bis 1811, in welchem
Jahre das Stadtgericht reorganisirt wurde und dieses
die Sporteln im eigenen Etat verwendete, und von der
Kämmcrei einen jahrlichen Zuschuß von 8000 Thlr. er¬
hielt, als so viel bis dahin die Gehalte nach mehrjäh¬
riger Erfahrung die Sporteln überstiegen hatten. Al¬
lein die Verwaltung des Sportclwcsens unter dem Kö¬
niglichen Stadtgericht, die gesetzliche Strenge, die man

7*
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bei Einforderung derselben anwandte, steigerten die Ein¬

nahme so, daß das Stadtgericht bereits Ib>17 an 21800

Thlr. ersparte Zuschüsse hatte.
Erst 1819 erfolgten von Seiten der städtischen Ver¬

waltung die nöthigcn Schritte, um des nun schon lan¬

ge unnöthig gewordenen Zuschusses von 8009 Thlr. jahr¬
lich überhoben zu werden. So hatte die ^stadt 9 Zäh¬
re Zuschüsse zu Ersparnissen gemacht, wahrend sie nur
das Bedürfnis zu decken und unentgeltlich ein Lokale

für das Stadtgericht zu beschaffen verpflichtet war.
II. An Gehalten für die

evangelische Geistlich-
kcit und die übrigen

Kirchbeamten . . . Thlr. 4104. 15 Sgr.

Es darf als bekannt vorausgesetzt werden, auf wel¬

che Weise die nunmehr evangelischen Kirchen Breslau's
durch die Reformation unter das stadtische Konsistorium

gelangten, und wie das ganz unerhebliche Eigenthum
dieser Kirchen auch schon lange vor der Reformation

zur Bestreitung der kirchlichen Bedürfnisse nicht hin¬
reichte. Minder bekannt aber vielleicht ist es, daß der

letzte bischofliche Pfarrer zu Maria Magdalena, Joachim
Ziris, Administrator und Pachter der Kirche, durch

seine ungewöhnlich hohen und sehr drückenden Kirch-

Taxen nicht ganz ohne Einfluß auf „das gewaltsam ein¬

reißende Lutherthum" in Breslau war.
Seit wenigen Jahren ist erst der Zuschuß der Käm¬

merei bis auf Thlr. 4000 gestiegen; früher wurden nur

Thlr. 2574 — gewährt, und dennoch beziehen die er¬

sten Geistlichen der evangelischen Kirchen zu Bres¬
lau nur:

der zu Maria Magdalena, zugleich erster
Eonsistorial-Beamter. . . . Thlr. 900.

„ Elisabeth „ 700.
„ Bernhardin „ 150.

„ Eilftauscnd Jungfrauen ... „ 44.
„ Christophori „ 44.

und die Senioren, Subscnioren und Diaconcn von Thlr.

100 bis 24 Thlr. jährlichen Gehalt und 274 Schef-
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liche Geistliche.

Um dieses unerhebliche Einkommen der Würde und
Wichtigkeit der Kirchen-Aemtcr angemessener zu machen,
ward in den 80ger Jahren des vorigen Jahrhunderts die
Stol-Taxe auf eine schwer zu rechtfertigende Weise
zum Besten der Kirche und auch der Schulen erhöht.

Das bei weitem Traurigste aber ist, daß man die
Kirchendiener zur Erhebung dieser verwerflichenSteuer
mißbraucht, wodurch der Wahn ziemlich allgemein gewor¬
den ist, als wenn die Kirche die Steuern erhebe und sich
damit bereichere, während diese Steuer doch nur indi-
rect für die Kämmcrei - Kasse erhoben wird.

So lange eine ziemlich allgemeine Wohlhabenheit
aller Bürgerklassen die hohe Stol-Taxe zu zahlen ge¬
stattete, ist sie auch und, so viel uns bekannt, ohne Wi¬
derrede immer getragen worden. Seit dem Kriege ist
die Wohlhabenheit verschwunden; der Reichthum einzel¬
ner Bürger ist allerdings gewachsen, allein dem gegen¬
über steht auch größere Roth, und so hätten diese Ge¬
bühren dem Zustande der Bürgerschaft längst schon an¬
gemessener erhoben werden sollen.

Ungeachtet der das Vermögen vieler Bürger über¬
steigenden Ansätze der Stol-Taxe sind die Kirchen-Be¬
amten doch nur sehr kärglich besoldet, und die Einnah¬
me eines Diacons mag dadurch kaum höher als 300
Thlr. jährlich an sixirtem Gehalte sein; eine der Stel¬
lung, den Pflichte» und der Würde des Amts durch¬
aus unangemessene Besoldung.

Die bedauernswerthen und jetzt auf eine bis dahin
unerhörte und in der Form unlobenswcrthe Art und
Weise bei uns öffentlich zur Sprache gebrachten Miß¬
bräuche der Stol-Taxe werden nothwendig eine Ver¬
änderung derselben herbeiführen müssen. Unser städti¬
sches Konsistorium sieht sicher die bedenkliche Lage, in
welche die Kirche und ihre Diener durch die Handha¬
bung einer solchen, nicht zu rechtfertigendenSteuer ver¬
setzt worden sind, und wenn sie nur die Gewißheit hat, daß
jeder rechtliche evangelischeBürger nach Vermögenskräf-
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tcn und mit Freuden eine directe jährliche Kirchensteuer

bewilligen wird, um unserer in jeder Rücksicht so hoch¬

achtbaren Geistlichkeit eine würdigere Stellung zur Ge¬

meinde zu verschaffen, so dürfte sie auch sicher, wie im¬

mer, mit rühmenswcrlher Bereitwilligkeit das Bessere
wählen. Die Bereitwilligkeit der evangelischen Bürger

wirb aber um so großer sein, je offener die städtischen

Konsistorial-Verhältnisse, welche bis jetzt auf eine uner¬
klärliche Weise nicht nur der Bürgerschaft, sondern auch

dem Stadtverordneten - Kollegium als undurchdringliches

Geheimniß verdunkelt blieben, zur Kenntnis der Bür¬

gerschaft gelangen werden.

Zu den unumschränkten Souvcrainetats-Rechten des

Magistrats ist auch die Verwaltung der höheren Schu¬
len, der Stipendien, der drei städtischen Bibliotheken

und der Kunstschätze gezogen. Was frommer und ed¬

ler Sinn den Nachkommen zugewendet, ist gegen die

Absicht der Wohlthatcr nicht Gemeingut der Stadt ge¬
worden, und hat dadurch zu ferneren gleich edlen Zwecken

nicht anspornen können. Wenn wir hier nur die Lite¬

ratur-Schätze unserer drei in Kirchenwinkeln aufbewahr¬
ten Stadtbibliotheken berühren, so wollen wir nicht nur

bedauern, daß die Vermehrung derselben durch Vermacht¬

nisse aufgehört hat, wozu die Entfremdung und die Un¬
zugänglichkeit dieses Stadt-Eigenthums für die Bür¬

gerschaft sicher ein Erhebliches beigetragen hat, sondern
auch bedauern, daß Einzelnes nach und nach und seit

50 Jahren verloren worden, ein Schicksal, das auch
unser Raths-Archiv getroffen hat.

Man würde mit großem Unrecht den aufsichtsfüh¬

renden Beamten, wie solches nicht selten geschieht, ir¬

gend eine Schuld beimessen, da diese lediglich die Prin¬
zipien der Verwaltung, die Lokale und die Gesammt-
einrichtung treffen muß. Das ängstliche und doch frucht¬

lose Bewachen dieser der Bürgerschaft gehörigen Schätze,

die wenigen Augenblicke in der Woche, die sie zur Be¬

nutzung geöffnet sind, kontrastiren gewaltig und um so

greller mit der Loyalität und Ordnung, mit welcher die

hiesige Königliche und Universitats-Bibliothek verwaltet
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wird, wo jeder anständige Mann ohne allen directcn
Anspruch auf die Benutzung derselben leicht, ohne Ver¬
zug und so oft als nöthig alles Vorhandene benutzen
darf.

Wenn dieses stadtischeEigenthum so fort verwaltet
wird, so dürsten unsere Enkel leicht gerade noch so viel
von diesen kostbaren Schätzen wissen, als die Zeitgenos¬
sen, daß es eine der Stadt gehörige Burg'sche Biblio¬
thek giebt.
^ Titel III. An Gehaltensür die Schulden m-

ten Thlr. 19935. Davon beziehen:
die beiden städtischen Gymnasien und

die Schule zu Bernhardin . . Thlr. 8999 —
die Elementar-Schulen .... „ 2459 —
die Armen-Schulen „ 5999 —
die Schulen auf den Stadtgütcrn „ 220 —
die Schulen zu St. Mauritius, St.

Nikolai und St. Michael . . „ 180 —
Deputat-Getreide für die Lehrer der

beiden Gymnasien „ 185 —
Thlr. 19935 —

Im Jahre 1811 und noch später war der Zuschuß
zu den drei städtischen Hauptschulen nur 4899 Thlr.;
für die Elementar- und Armenschulen wurden jahrlich
nur 99 Thlr. verwendet.

Mit dem Jahre 1819 erst wurde das Schulwesen
der Stadt dem Bedürfnis und den Forderungen der
Zeit angemessenerdotirt und die ersten Elementar-Schu-
len mit einem Kostenaufwand von Thlr. 1999 errichtet.

Ungeachtet der nun jahrlich steigenden Beiträge der
Kämmerei für die Erhaltung, Erweiterung und Ver¬
besserung der Schulcn hat bis jetzt die Bürgerschaft doch
noch nie den Nachweis des wirklich vorhandenen und unab¬
weisbaren Bedürfnisses verlangt; ein erfreulicher Be¬
weis des gegenseitig großen Vertrauens, von Seiten
der Verwaltung: in die nie ausbleibende Bereitwillig¬
keit der Stadtverordneten, herzugeben; und von
Seiten der Stadtverordneten: in die Unfehlbarkeit der



10^

Verwaltung. Indessen scheint es doch gerathen, nach
und nach das sehr mäßige Schulgeld für Kinder wohl¬

habender und reicher Eltern zu erhöhen und somit die

Last der Kämmerei möglichst zu erleichtern.

Titel IV. An Pensionen und

Wartegeldern Thlr. 5741.—-

Bis auf einige hundert Thaler Wartegcld wird das

ganze Bedürfnis dieses Titels für Pensionszahlungen
verwendet. Für die Beamten der Stadt, mit Ausschluß

des Magistrats, sollte in der Zeit an einen eigenen

Pensions-Fond gedacht werden. Durch die segensreiche
Vermehrung unserer Stadtschulen mehrt sich auch noch

immer die Zahl unserer Beamten, die an die Fürsorge

der Stadt, sowie daß rüstige Nachfolger die betagten,

erschöpften Beamten ersetzen mögen, die gerechtesten An¬
sprüche haben. Durch eine zweckmäßige Einrichtung des

Pensions-Fonds könnte für die Folge leicht dieser ganze
Ausgabe-Titel wegfallen, und mit demselben zugleich

eine Wittwen-Kasse für städtische Beamten - Wittwen
verbunden werden.

Die Gerechtigkeit fordert es, daß man, wenn die

Besoldungen, wie es erforderlich wird, auf das Mög¬
lichste beschränkt werden, dem Beamten, der nun nichts
für feine Familie ersparen kann, durch Anstalten dieser Art

die Sorge um die Scinigen nach seinem Tode erleichtere.

Titel V. An öffentlichen Abgaben von de¬

nen der Stadt-Kommune zugehörigen
Grundstücken Thlr. 961. —

Dieser die Königlichen Steuern, Feuersocictäts-Bei-

träge u. d. m. umfassende Titel wird mit dem Verkauf der

Stadt-Güter und der anderweitigen Liegenschaften der¬

selben hoffentlich recht bald aus dem Budget ganz weg¬
fallen. Daß auch sämmtliche Baulichkeiten auf den

Stadt-Gütern nach ihrem vollen Werth gegen Feuers¬

gefahr versichert werden mögen, scheint die Vorsicht und

der Zustand der Kämmerci unnachstchtlich zu fordern.
Titel VI. An alten Renten und wieder¬

käuflichen Zinsen . . . Thlr. 3716. -—

Nachweislich schon zu Anfang des 14. Jahr-
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Hunderts, du bei außergewöhnlichenAusgaben die Ein¬
künfte der Stadt nicht ausreichten, sind die Stadtschul¬
den von Belang gewesen. Statt der jetzt gebrauchlichen
Aufnahme von Kapitalien nahm man früher Renten
auf. Man verpflichtete sich zunächst nach Höhe des Zin¬
ses, wie dergleichenbeim Staats - Schuldenwescn Frank-
reich's noch gebräuchlich ist; die Verschrcibung lautet
auf den zu entrichtenden Zins, nicht auf das erborgte
Kapital. Alle Stadtschuldcn, die in Händen von Pri¬
vatpersonen geblieben, sind mit der Zeit den Verände¬
rungen des Münzfußes gefolgt und später auch in re¬
gelmäßige Stadt-Obligationen umgeschrieben worden.
Die Renten aber, welche frommen Stiftungen vermacht
worden, so wie die Renten, welche die Stadt from¬
men Stiftungen gegen erborgte Kapitalien verschrieben,
haben die Benennung der ursprünglichen Rechnungs¬
und Coursir-Münzen behalten, deren Valvation dem
jedesmaligen Münzfuß angepaßt wird. Der Satz, nach
welchem Breslau seine Renten verkaufte, änderte sich
wenig, ungeachtet der so sehr verschiedenen und oft hart
bedrängten politischen Lage der Stadt.

Zwischen dem 14. und Uz. Jahrhundert schwankte
der Satz zwischen einem Theil Rente für zehn bis zwölf
Theile Kapital, oder zwischen einem Zinsfuß von 8^
und U) Procent.

In den 36er Jahren des 16. Jahrhunderts kamen
schon Anleihen zu 4 und 5 Procent vor, viel früher
als der sich vermehrende Metallreichthum Einfluß auf
den Zinsfuß gewinnen konnte, ein Beweis des gro¬
ßen, schon den Gewerben entströmenden Reichthums
von Breslau.

Den Schuldnern wurde aber neben der allgemei¬
nen Garantie der Stadt auch Special-Hypothek gege¬
ben, und der Schweidnitzer Keller, sowie das Mono¬
pol des Hopfenverkaufs waren nicht selten im Versatz.—
Die Mittel, die Gläubiger zu Anleihen zu bewegen,
waren nicht selten der sonderbarsten Art. So beken¬
nen die Rathmanne !5I3, daß „wir den guten Willen,
„so Claus Egerer, Kaufmann und Mitbürger, zu gcmei-
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„mn Nutz dieser Stadt fürgewandt und Zinsbriefe auf

„der Stadt gekauft hat, bedacht, und ihm dieweii er

„ein alter schwacher Mann vergunst daß er alle Jahre
„vier Viertel oder zehn Legel Wein ohne Ungeld einle¬

gen und vor seine Person allein im Hause gebrau-
„chcn mag-, und daß mau ihm im Schweidnitzcr Kel-

„ler um sein Geld aus dem Faß, daraus unsern Raths-

„freundcn gegeben wird auch geben soll."
Da die Zinsen selten regelmäßig bezahlt wurden und

ehr oft im Rückstände blieben, so mögen die Kündi¬

gungen wohl nicht selten vorgekommen sein; sonderbar
aber waren oft die Mittel, die man anwandte, um sich

der Glaubiger zu entledigen. So mußte in der Mitte
des 15. Jahrhunderts der Sohn eines vornehmen Brcs-

lauers, wegen Frevel, den er angerichtet, seine vom
Vater ererbten Zinsbriefe, 7M Ducaten etwa, an die

Stadt quittircn. Eben so kam der Jude Chassiel 1434
ohne Strafe davon, obgleich er — gegen Gottes- und

Menschen-Gesetze höchlich gefrevelt, aus dem Sradtge-

fangniß gebrochen und noch andere Gefangene mit be¬
freit —, indem er sich durch der Stadt quittirte Zins-

bricfe über MM Duralen Begnadigung erkaufte. Aus die¬
selbe Weise sollte sich der Jude Mosche von Pegnitz, wel¬

cher wegen eines falschen Schuldbriefes ins Gefängnis ge¬

setzt wurde, durch Bezahlung eines Breslauer Zinsbricfes

von ?M Ducaten in Vertretung der Kammcrei, an ei¬

nen Stadtgläubiger, Gnade erkaufen. Allein Mosche

wollte nur die Hälfte hergeben und wurde daher im

Gefängnis zurückbehalten. Er wandte sich indessen an

einige schlesische Fürsten und Herren, von denen er
achte Schuldbriefe hatte, und als diese sich ins Mit¬

tel legten, sogar Bischof Conrad von Breslau für die¬
sen Schuldbriefverfalschcr mündlich bei dem Nathe bat,

wurde Mosche ungeschätzt, ohne Entgeld, ledig und los

des Gefängnisses entlassen. Der falsche Schuldbrief,
der in den Händen des Raths geblieben war, verschwand
aber auch bald darauf, wahrscheinlich durch „Mosches

„Connexioncn, ohne daß jemand wußte, auf was vor

„Art, oder durch wessen Hand er unsichtbar worden."



107

Wenige Jahre früher aber mußte Peter Lcschnik,
Prokurator des Brcslauischen Konsistorii, wegen einiger
gefälschten Briefe den Tod durch Feuer erleiden, weil
er weder Geld noch Fürsprecher gehabt.

Die ganze Summe des jetzt noch schuldigen Kapi¬
tals auf alte Rentbriefe ist ü 5 Procent etwa Thlr.
74200 —, und es erscheint wünschenswert!), diese
Schuldpostcn in Stadt - Obligationen umzuschreiben.
Den bei weitem größten Thcil dieser Renten beziehen
hiesige Hospitaler, Kirchen, Schulen und Stipendien-
Kassen. Zur Erleichterung des Kämmerci - Kassen-Ge¬
schäfts und zur ordnungsmäßigen Verwaltung des Stadr-
schuldenwcscns, würde es wesentlich beitragen, wenn
kleine Zinsposten bis zu 10 Sgr., wie sie bei den Ren¬
tenzahlungen jetzt vorkommen, aufhören, und das ganze
Stadtschuldenwesen auf einem Titel geführt werden
könnte. Es ist auch bereits von der Verwaltung mit
löblichem Eifer dazu gethan, und einzelne Posten, seit
25 Jahren Thlr. tgl. 13 Sgr. 0 Pf-', sind mit einem
Kapital von etwa Thlr. 3820 abgebürdct; allein hin
und wieder waren die Schwierigkeiten deshalb unüber¬
windlich, weil der angebotene Ablösungs-Alocln«: ein
Theil Rente zu 20 Thcil Kapital oder von 5 Proccnr,
zurückgewiesen und 4 Procent dagegen gefordert wurden.

Noch zu ermitteln wäre es, ob nicht die Zinsbriefe
nach dem im Documente stipulirten Rentenkauf, in der
Regel also zu8^und 10 Procent, zu realisircn sein dürften.

Hätten dadurch auch einige Institute Nachtheil, so
wäre es besser, dafür in anderem Wege für Entschädi¬
gung zu sorgen und überall Ordnung zu schaffen, wo
es bis jetzt daran fehlte. Das erste Interesse ist immer
das der Kämmerei, welches, so weit es mit dem Rechte
und der Billigkeit vereinbar ist, unausgesetzt verfolgt
werden muß. Ware das Archiv von jeher mit der schul¬
digen Sorgfalt und mit der Wichtigkeit behandelt wor¬
den, wie es Pflicht, Wissenschaftlichkcit und frommer,
dankbarer Sinn für die Altvordern verlangen, so wä¬
ren jedenfalls die Ablösungen leichter und einfacher zu
bewirken. Es wären, was jetzt nur in den allersclten-
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stcn Fällen möglich, die näheren Umstände und die Be¬
dingungen, unter denen die Schuld contrahirt wor¬
den, nachweisbar, und so vas ganze Schuldverhältniß
klar. Indessen hat man so Vieles selbst noch in der
neueren Zeit zu Grunde gehen lassen, daß das jetzige
Raths-Archiv, wie bekannt, durch seine Lage fast gar
nicht zugänglich, nur als ein gerettetes Stück des Bres¬
lauer Archivs zu betrachten ist.

Durch Privilegium des Königs Albrecht, Breslau
Mittwoch nach dem Sonntag Reminisc. 1439, ist den
Rathmanncn die Befugniß gegeben, daß sie die Zinsen
und Rente „um eben die Summe, als sie die ge-
„kaust wieder lösen möchten, wenn sie das von der
„Stadt wegen vermögend wären." Demnach sollten
alle Ainsbricse von 1439 ab zu dem im Zinsbrief aus¬
gesprochenen stlocl»«, zum größten Theil zu 8^ und
19 Proccnt eingelöst werden können. Alle neueren Ab-
lösungs-Verordnungcn, die jenes Privilegium doch nicht
ausdrücklich aufheben, dürften hierauf nicht anwendbar
und der Gegenstand wohl einer näheren Untersuchung
nicht unwerth sein.

T i te l VII. An zu bezahlenden In¬
teressen Thlr. 5N94.

Sehr früh schon zogen die Breslauer Nathmanne
das Anleihen dem Ausschreiben der Steuer nach Höhe
des Bedarfs vor. Man wußte sich auf verschiedene
Weise Geld zu verschaffen-, so gab Karl IV. 139l die
Erlaubnis, daß man von der Stadt Zinsen auf Lebens¬
lang, Leibrente, kaufen könnte; eine Art Anleihe,
welche die Stadt auch jetzt noch und sicher mit dem besten
Erfolge versuchenkönnte, da die Sicherheit der Käm¬
merei mindestens eben so groß, als die eines jeden Pri¬
vatmannes ist, und es gewiß nicht an Kapitalisten fehlen
wird, die auf billige Bedingungen, bei so großer Si¬
cherheit, Kapitale auf Leibrenten hergeben würben. Auch
waren die Landesfürsten, die zum größeren Theil die
Verschuldung der Stadt dadurch herbeiführten, daß sie,
bei eigener Mittellosigkeit, wieder Anleihen ihrerseits bei
der Stadt machten, jederzeit sehr geneigt, den Rath-
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mannen die Kontrahirung von Schulden zu gestatten.

So Karl IV., der die ungeheure Summe von 15999
Schock Groschen, etwa 35999 Ducaten, einem Grafen

Hohenlohe auf die Stadt anwies und dagegen den

Nathmanncn die Erlaubnis ertheilte, 1999 Schock Gro¬

schen Zins zu verkaufen. Besonders sind unter seinem

Nachfolger Wenzcslaus (von >399 bis 1410) bedeu¬
tende Schulden kontrahirt worden, und es hat die Ge¬

schichte uns ein Verzeichnis von 79999 Ducaten Schul¬

den wahrend jenes 17jährigen Zeitraums überliefert.

Manches Sümmchen mag wohl noch in dem Verzeich¬

nis fehlen. Vieles ging aus geradem Wege von dieser

Summe in die fürstliche Kasse, wie 1497 wegen des Aus¬
laufs in Breslau ein Strafgeld von 15999 Ducaten; an¬

deres aber ging durch Auslösung von Verpfändungen, die

' der Fürst mit Regalien, wobei die Stadt interefsirt war,

vorgenommen hatte, auf indirectem Wege in die fürst¬

liche Kasse. Aus diesen besonderen Finanz-Verhältnis¬
sen der Landesfürsten zu den Rathmannen Breslau's

ist daher ihre oft sehr große Fürsorge für das Interesse
der letzteren zu erklaren-, eine Parteilichkeit, die sich

sowohl bei den Streitigkeiten mit den Bürgern, als

auch durch besondere, ihnen eingeräumte wichtige Vor¬

rechte herausstellte.

Au den besonderen Anlassen, die die Stadt in große
Schulden stürzten, gehören auch die Krönungen der Lan¬

desfürsten. Die Böhmischen Könige waren verpflichtet,

sich persönlich in Breslau zur Huldigung einzufinden,
und die Breslauer konnten nicht gezwungen werden, die

Huldigung in Prag zu leisten.
Die Summe der Kosten bei der Huldigung des Kö¬

nigs Ladislaus 145?» war nach einem vorhandenen Ver¬

zeichnis derselben fast unerschwinglich. Es wurden nicht
allein die so bedeutenden Renten und Einkünfte der

Stadt ganz ausgegeben, sondern noch 25999 Ducaten

Extra-Steuern erhoben, und Überbein noch 5999 Du¬

caten Schulden gemacht; alles dieses, um das Recht

nicht einzubüßen, daß der Landesfürst in Breslau sich

die Huldigung einhole, obgleich die Vrcslauer eingcla-
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den waren, ohne alle Kosten durch Deputirte in Prag
zu huldigen.

Die unglücklichenVerhältnisse unter Konig Podie-
brad häuften die Schulden der Stadt, wahrend der
Krieg Handel und Gewerbe vernichtete. Zum Verkauf
von Renten ließen sich die Rathmanne nun nicht wei¬
ter bevollmächtigen, theils weil Breslau den Landesfür¬
sten nicht anerkannt hatte, theils auch weil die Bürger
im Kriege keine Extra-Steuer zahlen wollten und dem¬
nach das S-Huldcnmachensich von selbst verstand. — Wel¬
che Opfer Breslau später für die Reformation und für
die Erhaltung ihrer kirchlichen Freiheit gebracht, ist
bekannt.

Um die Landesfürsten sich geneigt zu erhalten, wurde
kein Opfer gescheut. Kaiser Rudolph Ii. und Leopold I. wuß-'
ten 1508, 1003 und 1703 diese Gefügigkeitsehr wohl zu
benutzen und erborgten von der selbst schwer verschuldeten
Stadt nach den der Sage nach noch im Original im Archiv
vorhandenen, und von allen nachfolgenden österreichischen
Landesregcnren bis auf Karl Vi. zwar anerkannten,
aber nicht bezahlten Schulddocumcnten Thlr. 107333.
10 Sgr., die sich jetzt mit rückständigen Zinsen auf
weit über eine Million Thaler belaufen. Schon 1707
war die Schuldenlast der Brcslaucr Kämmerci so drük-
kend, daß der Magistrat selbst den Vorschlag machte,
die Kämmerei-Güter zu verkaufen, welches aber, wahr¬
scheinlich aus politischen Gründen, unterblieb. Indes¬
sen wurde doch der kaiserliche Hof zu Wien durch die
bedenkliche Lage der Kammerei veranlaßt, dem hiesigen
kaiserlichen Oberamt, als oberste Justiz-Behörde, die
Untersuchung des Kammern-Austandcs aufzutragen, der
Bürgerschaft aber zugestanden, durch 30 Repräsentan¬
ten aus ihrer Mitte die Revision mit vorzunehmen und
Vorschläge zur Verbesserung des Kämmerei-Wesens zu
machen.

Die Revision dauerte von 1710 bis 1733; es er¬
gab sich eine Schuldenmasse von 830000 Thlr.; an
Steuerresten dagegen, mit welchen ein Theil der Bür-
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gerschaft von ihren Grundstücken der Kämmerei seit 30
und 40 Jahren im Rückstände war, ein Quantum
von 100000 Thlr. Die Repräsentanten machten ihre
Vorschläge dahin, daß die saumseligen Steuer-Schuld¬
ner mit Nachdruck und nöthigenfalls mit größter Strenge
behandelt werden sollten, daß die vielen besonderen
Aemtcr, die schon damals wie jetzt die Verwaltungs-
Unkostcn steigerten, beschrankt und verschmolzenwerden,
alle Neben - Accidenz bei den Beamten abgeschafft und
häufige und genaue Revisionen strenge Ordnung für die
Folge erhalten sollten. Die Schuldenlast, so bedeutend
sie war, wurde doch hinlänglich durch das damals noch
so sehr große Vermögen der Kammcrei gedeckt.

Denn neben den städtischen Gütern und Aeckern be¬
saß die Stadt damals zwei große, reich versorgte Acug-
Häuser, das am Sandthore und das auf dem Burg¬
felde, sehr bedeutende Salz-, Korn- und Mehl-Ma¬
gazine, mebrere städtischeGrundstücke, Pretiosen von
großem Werth und endlich die Kapital-Forderungen an
den Wiener Hof. Diese Revision der städtischen Ver¬
waltung blieb indessen nicht ohne gute Erfolge; denn
von 1722 bis 17-lO wurde die Stadtschuld um 110000
Thlr., bis auf Thlr. 714000 vermindert.

Am 3. Januar 1741 zog Friedrich II. mit seiner
Suite und 40 Gensd'armen in Breslau ein, nach Ab¬
schluß einer Konvention, wonach der Stadt und ihren
Gütern vollkommene Neutralität zugestanden wurde,
keine Art von Kontribution oder Auflage eingefordert
und Alles, was die Preußen brauchten, mit baarcm
Gelde um den Marktpreis erkauft werden sollte. Un¬
geachtet dieser Konvention wurden schon im Juli 300000
Thlr. als „ein Geschenk" von der Stadt gefordert, die
aber endlich auf 70000 Thlr. ermäßiget und bezahlt
wurden. Nachdem am 10. 'August >741 Breslau von
den Preußen überrumpelt und die am 3. Januar ab¬
geschlossene Konvention deshalb gebrochen wurde, weil
einige Damen in Breslau, aus edlem Geschlecht, ge¬
gen die Neutralitats-Konvention, dem österreichischen
Feldhcrrn über Stellung und Absicht des preußischen
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Heeres Nachrichten und Winke gegeben und beträchtliche
Summen nach Wien zur Unterstützung der Kaiserin

Maria Theresia gesandt, auch einige Magistrats - Mit¬

glieder in dieser Jntrigue verwickelt gewesen sein sollen,

sank auch der Schein der Unabhängigkeit Brcslau'ö.

Bis zu Anfang des September blieb das Raths-

Pcrsonalc ungeandert, als unerwartet der Stadt, der
bisher in Küstrin bei der Kammer angestellte König¬

liche Kriegsrath Blochmann, welcher für Friedrich als

Kronprinz wahrend seines Festungs-Arrestes treue Sorg¬
falt bewiesen hatte, ankam, und nach dem Beispiele

der Städte Berlin uno Königsberg zu einem vom Kö¬

nige unmittelbar abhängenden Dircctor des Raths er¬

nannt wurde. In dieser Eigenschaft ward er am 28.

September dem Magistrate und der Bürgerschaft in

dem Fücstensaale vorgestellt, dem bisherigen Raths-Prä¬

ses aber seine Entlassung angckündiget.

Am 27. Scptbr. hatte Friedrich II. von dem Ma¬

gistrate Rechnung über die Kammerci-Einkünfte einge¬
fordert, und am 25. November wurde Kämmerei und

Magistrat der obersten Königlichen Landcsbchördc von

Schlesien, der an diesem Tage errichteten Königl. Kam¬
mer zu Breslau, unterworfen.

Da nun alle Kämmerei-Rechnungen zur Revision

an die Königl. Kammer eingeschickt werden mußten, so
hörte die bis dahin übliche, größtentheils nur formelle

Rechnungsabnahme unter Zuziehung der Bürgerschaft

am Palmsonntage von selbst auf.

Der erste unter Königlicher Kuratel entworfene Etat

der Stadt, vom Jahre 174^, ward von Friedrich II.
eigenhändig vollzogen und vom Grafen Münchow

contrassgnirt, wonach:

die muthmaßliche Einnahme Thlr. 163636. 26gGr. 2.

die Ausgabe .... „ 86723. 21 „ 2.

demnach ein Ueberschuß von Thlr. 16912. 23gGr.
bleiben sollte, mit dem Vermerk:

Bleiben zu Sr. Königl. Majestät Disposition.

Mittelst Königl. Kammer-Decret v. 18. Juni 1742
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wurde dieser Etat dem Breslaucr Magistrat zugefertiget

und zugleich befohlen: den Kassen-Ueberschuß von Thlr.

IliölN L3 Sgr. in den vier Quartal - Terminen zur

Königlichen Landrentei-Kasse abzuliefern. Dem neuen
Verwaltungs-Prinzipe zufolge mußten die Ueberschüsse

sämmtlicher Kämmerei-Kassen aller fchlcsischen Städte

der Königl. Disposition vorbehalten und in König!. Kas¬

sen abgeliefert werden, ein Schicksal, das nun auch

Breslau traf; und zu diesem für Breslau so höchst will-

kührlich ermittelten Ueberschüsse mußte gleichzeitig auch

die Käwmcrci noch eine Pension von .All) Thaler für

des verstorbenen Königs von Preußen Friedrich Wil¬

helm l. lustigen Rath, den Hofrath Morgenstern, auf¬
bringen.

Umsonst erhoben Magistrat und Bürgerschaft die

Einwendung, daß das Kämmcrci - Vermögen, mithin

auch die davon aufkommenden Nutzungen und Ueber¬

schüsse, ein unstreitiges Eigenthum der Stadt wären,
und daß überdies aus eine noch unbestimmte Einnahme

und Ausgabe unmöglich eine bestimmte Abgabe gelegt
werden könne; sie wurden mit der Autwort beschie¬

den, daß die Ablieferung des möglichen Ueberschusses

in Königliche Kassen der Bürgerschaft nicht zum Nach-
theil gereiche, indem von Zeit zu Zeit mit mehrerer

Ordnung solche Ausgaben davon bestritten werden soll¬

ten, welche sonst lediglich der Bürgerschaft zur Last

gefallen.

Das Ueberschuß-Quantum wurde sogar 174-s auf
Thlr. ZllW — erhöht und mußte so hoch abgeführt

werden, und erst im folgenden Jahre nach einer abge¬

haltenen Kammcrkommission auf Thlr. 13030 fstirt.

Untcrdcß verlangte die neue Landesregierung ein schmerz¬

liches Opfer nach dem andern. Zuerst gleich gingen die

sehr beträchtlichen militairischen Besitzthümer der Stadt

an Zeughäusern, Munition und Waffen verloren. Die

Stadt-Kämmcrei hatte ein beträchtliches Salz-Maga¬

zin für das Stadt - Bedürfnis, und am 13. Septbr.

1741 wurden dem versammelten Magistrat die Schlüssel

dazu abgefordert und der ganze Vorrath von 11000 Schef-
3
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fel Salz verkauft. Auf die Vorstellung des Magistrats,
daß das daraus gelöste Geld zur Kämmerei - Kafse ge¬
zahlt werden möchte, erfolgte die Resolution der Kam¬
mer! daß cS der Stadt nie an Salz fehlen
und das Geld zum Besten des Publikums und des
Landes verwendet werden sollte. Gleiches geschah mit
den Korn - und Mehl-Magazinen der Kämmerei, deren
Werth sich auf.MZW Thlr. bclief, und mit mehreren
der Kämmerei gehörigen Häusern in der Stadt.

Es hatte nämlich im Jahre Ili5ö die Bürgerschaft
durch gesammelte Beiträge ein auf dem Salzringe ge¬
legenes Haus (tX». I',) für Thlr. L4l)l) zu dem Be¬
hufs erkauft, damit der von der Stadt besoldete und
in deren Diensten stehende Stadt-Kommandant den
vorderen Theil desselben als Amtswohnung erhalten
sollte. Als 1743 der letzte Kommunal-Stadt-Komman-
dant von Rampusch starb, befahl die Königliche Kam¬
mer, das Haus zu verkaufen, das gelöste Kaufgeld von
4Wl) Thlr. aber zur Königl. Landrent-Kafse zu zahlen.

Im Jahre I7L8 hatte die Kämmerei ein auf der
Tafchensiraße gelegenes Haus für lMO Thlr. erkauft
und solches, auf dem damals noch freien, von allen
übrigen Häusern ziemlich entfernten Platze gelegen, dem
städtischen Glocken- und Kanonen-Gießer eingeräumt.
Auch dieses Haus ging für die Stadt verloren, da es
4743 der Königlichen Kanonengießerei eingeräumt wer¬
den mußte. Eben so mußte dem Königlichen Proviant-
Amtc das in der Neustadt gelegene, der Kämmerei ge¬
hörige Haus! zur Ehrenpforte, unentgeltlich eingeräumt
werden, und es wurde weder Miethzins noch viel we¬
niger ein Aequivalent dafür gewährt.

Die städtischen Kassen des Servis-Amtes und der
Thorsperre wurden gleichfalls der städtischen Verwal¬
tung bald entzogen, und es blieb der Bürgerschaft un¬
bekannt, wozu man die dabei gemachten ansehnlichen
Uebcrschüsseverwendete. Den Gläubigern der Stadt
blieb natürlich diese mißliche Lage der Kämmcrei nicht
unbekannt, und der Kredit derselben sing dermaßen an
zu sinken, daß viele Privat-Gläubiger ihre Kapitalien
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aufkündigten. Zn dieser großen Verlegenheit wurden

aus Antrag des Magistrats 1744 das Waisen-Amt,

das Stadtgericht und das Polizei - Depositorium von
der Königl. Kammer angewiesen, alle eingehenden Gel¬

der bei der Kammerei zinsbar anzulegen. Allein, ob¬

wohl von dieser Seite dem Kredit der Kammern gehol¬

fen wurde, so zeigte sich doch sehr bald eine noch drük-

kcndere Verlegenheit.
Es ermittelte sich nämlich, daß das Ueberschuß-Quan-

tum von 13666 Thlrn. nur durch den Fehler entstanden

war, daß man im Etat die Bau-Ausgaben viel zu

niedrig und nur auf 16666 Thlr. angesetzt hatte. Man

hatte nämlich übersehen, daß fast alle nöthigen Bau-
Materialien, die von den besonderen Unter-Aemtern

der Stadt geliefert werden, nicht im Bau-Anschlage

mit eingerechnet standen; und zwar die Steine: aus dem

Zicgclamt, der Kalk: aus dem Kalkamte, die Eisen -

und Schlosser-Arbeit: aus dem Schlosseramte, die Na¬

gel: aus dem Nagelamte, und überdem, daß auch das
Holz i» uatlira geliefert wird, wofür im Ausgabe-
Etat überall nichts ausgeworfen stand. Diese Mate¬

rialien aber betrugen mehr als ^ der Baukosten, so
daß von dem baaren auf die Kammcrei angewiesenen
Gelde von 16666 Thlr. höchstens nur die Werkleute

bezahlt werden konnten. So klar nun auch dieser Jrr-

thum erwiesen wurde, wonach der Etat, statt mit einem
Ueberschuß von 13666 Thlr. abzuschließen, 7666 Thlr.
IMims auswies, so mußten doch auch serner, aller Re¬

monstrationen ungeachtet, jahrlich 13666 Thlr. Ueber-

schußgeldcr abgeliefert werden. Die Folgen dieser Harte

zeigten sich bereits im I. 1746, denn um die Ueber-
schußgclder zu bezahlen, mußte mancherlei Stadteigen¬

thum verkauft und zu den laufenden Ausgaben verwen¬
det und darunter neben mehreren Liegenschaften auch
2666 Thlr. Kammcrei-Mobilien und Prästasen, auf

diese Weise wider alle Ordnung, zu currenten Nutzungs-

Einnahmen gezogen werden, was zur Vermögens-

Substanz der Kämmerei gehörte und diese daher ver¬

ringerte. 8

WZ
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Zur Beschaffung der Ueberschußgeldcr im Jahre 1747
wurden nicht nur ferner ansehnliche Grundstücke und

anderes Kämmerei-Eigenthum »erkauft, sondern auch
ansehnliche Schulden kontrahirt, um so die kurrentcn

Ausgaben zu decken. Gleichzeitig wies Friedrich !!. nach

und nach mehreren Königlichen Civil-und Militair-Be-

amten, welche bei verschiedenen Truppcntheilen und

Königlichen Kollcgiis in und außerhalb Breslau angestellt

gewesen waren, Pensionen, die sich bis aus 4999 Thlr.
jährlich beließen, auf die Breslauer Stadt-Kämmcrei

an. Gegen de» ausdrücklichen Befehl des Königs mußte

der Magistrat vom Jahre 1744 ab, auf Anordnung
des damaligen Gouverneurs von Marwitz, das Aufeisen

der Stadtgräben bezahlen, um das Desertiren der Sol¬

daten zu verhindern, eine Auflage, die alle spätere Gou¬
verneure einforderten und die bis zum Tobe Friedrichs weit

über 29000 Thlr. der Stadt gekostet hatte. Eben so

mußte die Kämmerci seit 1749 jährlich 1999 Thlr. zur

Königlichen Manusactur-Kasse zahlen, eine Abgabe,
die erst seit 18! I aufgehört hat. Bei Erweiterung der
Festungswerke wurde der Magistrat gezwungen, auch die

in den Außenwerken befindlichen Brücken auf alleinige
Kosten zu bauen, eine Auflage, die in einem einzigen
Jahre über 24990 Thlr. der Kämmerei kostete. Alle

diese Ausgaben waren im ersten Etat nicht aufge¬
führt , und dennoch wurde an dem damals fälschlich

ermittelten Ueberschuß-Quantum, ungeachtet dieser spateren
Auflagen, nicht das Geringste erlassen.

Durch glückliche Benutzung der Münzverordnungcn

nach dem siebenjährige» Kriege und durch günstige Han¬
dels-Konjuncturen, die dem Frieden folgten und die

Zoll - und Waagegeld-Einnahmen der Stadt ansehnlich

vermehrten, konnten wenige Jahre nach dem Frieden

im I. 1798 an 79909 Thlr. Schulden bezahlt werden,

wodurch die Stadtschuld bis aus Thlr. 921990 sich
verminderte.

Die Theilung Polens, die hierauf bald folgte, war

indessen einer der härtesten Schläge für Schlesiens Wohl¬

stand und besonderes für Breslau. Die an Lcstreich
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und Rußland gefallenen Theilc Polens gingen für den

Handel Beeslau's ganz verloren. Wie groß aber der
Verlust für Handel und Gewerbe gewesen, kann man

aus der einzigen Thatsachc abnehmen, daß die Kam¬
mern an Waagegeld seitdem IftMllThlr. jährlich weniger
einnahm. Unter diesen Umständen stieg natürlich die

Schuldenlast wieder von Jahr zu Jahr; man nahm

Kapitalien auf, verkaufte Alles, was von Pretiosen
und wcrthvollen Gegenständen vorhanden war, ohne sich

anders als für den Augenblick zu helfen. — Länger als

dreißig Jahre hatte die Bürgerschaft allen diesen Ver¬

fügungen , Unordnungen und Verschleuderungen des

Kämmerci-Vermögens ruhig zugesehen, als sie endlich
!775 durch einen bekannt gewordenen projectirtcn Ver¬

kauf der der Stadl gehörigen Neumarkischen Burglehn-
Güter auf den erschöpften Zustand der Kämmerei aufmerk¬

sam wurde. Die Bürgerschaft trug nun darauf an l

1) Sie von dem Zustande der Kämmcrei näher zu
unterrichten, und

2) sie zur Abnahme der jährlichen Kämmcrei - Rech¬
nungen wieder zuzuziehen.

Als das Erste von der Königlichen Kammer be¬

williget, das Zweite aber abgeschlagen wurde, wiederholte

die Bürgerschaft, jedoch vergeblich, ihren Antrag, und

einige ihrer Zunft-Acltcsten hielten deshalb mit der
Kaufmannschaft Konferenzen.

Indessen wurden ihnen von der Königlichen Kammer
diese Zusammenkünfte nachdrücklich und in sehr un¬

gnädigen 'Ausdrücken verwiesen, und die Bürgerschaft,
durch die Drohungen geschreckt, schwieg seitdem — still.

Die Kämmerci sah sich nun genöthiget, um auf anschei¬

nend legalem Wege noch neue Kapitalien aufnehmen zu dür¬
fen, unter dem Titel: Insgemein, diejenige Summe,

welche zur Bezahlung des Ueberfchuß-Quanti für die König¬

liche Kasse nach der Bilance fehlte, in den Etat hineinzu¬
schieben, und so jährlich Kapitalien dazu zu erborgen.

Es ist einleuchtend, daß diese unglückselige, verderbliche

Finanz-Operation nur ein Nothmittel fein konnte, der

agonifirenden Kämmcrei noch auf kurze Zeit ihr Dasein
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zu fristen, und das nur so lange vorhalten konnte, als

die Kammerei noch einigen Kredit besaß. Nur zu bald
aber erlitt dieser Kredit durch die am 15. Septbr. ! 783

publicirte Deposital - Ordnung einen vernichtenden Stoß.
Es sollten fortan Mündcl- und Deposital-Gelder nur

gegen Realversicherung mit unbeweglichen Grundstücken

ausgeliehen werden, und da die Kammerei-Obligationen

nicht einmal eine Privatverpfandung der Kammerei-
Gütcr enthielten, so kündigte das Waisen-Amt dem

Magistrate allen Kredit auf und verlangte seine Kapi¬

talien zurück. Die Meinung, welche die Königliche

Kammer zur Beruhigung des Waisen - Amts geltend

machen wollte, daß nämlich die Bürgerschaft jedenfalls

die Stadtschulden vertreten müsse, verwarfen die Stadt-
gcrichts-Mitglieder des Magistrats aus rechtlichen Grün¬
den, weil, wie sie freimürhig auseinandersetzten t

I) In diesem Falle die Bürgerschaft bei den gemeinen
Stadtschulden concurrirt und die Schuld-Instrumente

unterschrieben haben müßte, was nicht der Fall war, und

weil der Beweis nicht zu führen sei, daß die er¬

borgten Gelder zum Besten der Stadt verwendet wären,

und ohne diesen Beweis die Kommunität selbst an ihre
Unterschrift nicht gebunden sei.

Der Magistrat trug unter diesen bedenklichen Um¬

ständen darauf an, daß zu seiner eigenen Beruhigung

und Rechtfertigung ein Ausschuß aus der Bürgerschaft

zur Abnahme der Kammcrci-Rechnungen, zur Formirung

der jährlichen Etats und endlich zur Aufnahme der

zur Bestreitung der nöthigen Ausgaben erforderlichen
Eapitalien zugezogen werden solle.

In dieser Zeit brach aber neues und großes Unheil
über Brcslau's Kämmerei ein. Der große Wasser¬

schaden von i/85, der einen großen Thcil Schlesiens
verheerte, hatte die Oderdämme an vielen Stellen so

durchbrochen und das flache Land so unter Wasser gesetzt,
daß in den hiesigen Vorstädten 4l)U Häuser durch den
Einsturz der vom Wasser unterwühlten Keller und

Mauern beschädiget wurden und die Kämmerci - und

Hospital-Güter: Nansern, Nieder-Stcphansdorf, Ko-
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bclnik, Jäschkcndorf, Schwoitsch und Protsch von den

durchbrochenen und weggerissenen Dämmen ganz vor¬
zugsweise ruinirt waren. An vielen Stellen waren

unergründliche Wasserlocher gewühlt, Schleusen-, Straßen-
und Fcldbrücken zu Grunde gerichtet, die Wintersaaten
ganzlich verdorben, ein großer Theil des besten Ackers

aber, so wie auch Wiesen und Hutungen bis 3 Fuß
hoch mit Sand und Steinen überschüttet und fast alle

Wohn - und Wirthschafts-Gebäude dcmolirt worden.

Der Magistrat war ohne Zögern bei dem König

unmittelbar bittend cingekommen, in Rücksicht des un¬
geheuren Schadens und des elenden Zustandcs der

Kämmcrei ein Gnadengeschenk von 50000 Thlr. zur

Rctablirung der Schaden zu bewilligen und gleichzeitig

Befehl zu erthcilen, die Etats der Kämmcrei gründlich

untersuchen zu lassen.

Der König verwies den Magistrat an die Kammer,

welche den Auftrag erhalten habe, das Anbringen näher

zu untersuchen. Die Königliche Kammer verlangte nun

zunächst nach, einer 12jährigen Fraction von l 772

bis 1783 ein Verzeichnis der Einnahme und Ausgabe i
Die 'Ausgaben waren in diesen

12 Iahren gewesen . . Thlr. 1,5.68 >07 —
Die Einnahme 1,439393 ^

und demnach in >2 Jahren Thlr. 108774 —

mehr ausgegeben als eingenommen worden. An neuen
Schulden waren bis 1785 Thlr. 1521 >4 kontrahirt, und

die ganze Schuldenlast bis auf 755000 Thlr. vermehrt

worden. So traurig sich indessen auch dieser Zustand

der Kämmerci auswies, so wurde dock) der Magistrat

mit seinem Gesuch um Unterstützung abgewiesen, obgleich

der König den sämmtlichen durch die Ucberschwemmung

verheerten Provinzen ein ansehnliches Gnadengeschenk

bewilligt und der Bürgerschaft im Jahre 1742 die

Königliche Zusicherung gegeben war, daß die Ablieferung
der Ueberschußgelder der Bürgerschaft wieder dadurch zu

gut kommen werde, daß davon „mit mehrer Ordnung

solche Ausgaben bestritten werden sollten, welche sonst
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lediglich der Bürgerschaft zur Last gefallen." Aber auch

die Acndcrung der Etats, damit nunmehr die sogenann¬
ten Uebcrschuß - Gelder wegfallen, wurde geradehin ab¬

geschlagen.

Da nun der Magistrat, um die beträchtlichen und

über 7ülX)ii Thlr. betragenden Wasserbauten führen zu
tonnen, die letzten Kräfte des Kämmcrei - Kredits auf¬
bieten und in den Jahren 178.7 und l78U Thlr. 187275

neue Schulden kontrahiren mußte, so war es natürlich,

daß für 1788 auch die Ucbcrschußgclder in den Königlichen

Kassen nicht abgeführt werde» konnten.
Allein in den ersten Monaten schon erhielt der

Magistrat die gemessensten Befehle, diese Gelder sofort
herbeizuschaffen, unter der Bedrohung, daß sonst dem

ganzen Magistrats-Kollegio die Salaria so lange ein¬

gezogen werden sollten, bis diese Gelder berichtiget wären.

Neue Vorstellungen des Magistrats wurden sehr ungnä¬
dig und nachdrücklich zurückgewiesen und dem Magistrat

nochmals aufs Schärfste anbefohlen, die Reste unge¬
säumt herbeizuschaffen. Uuterdeß wurde doch eine aus

Magistrats - und Kammer-Mitgliedern zusammengesetzte

Kommission angeordnet, um das Kämmcrei - Wesen

wiederum näher zu untersuchen, die dann in Rücksicht

der fortschreitenden Verarmung der Kämmerei ihre An¬
träge dahin machte-

I. daß fortan keine Ueberschußgeldcr und Königliche

Pensionen gezahlt werden sollten, die Sperrkasse

der Magistrats-Verwaltung und Verwendung zu¬
rückgegeben ;

II. keine Aufeisungs-Kosten mehr gezahlt und

Iii. der Stadtzoll-Tarif erhöht werden solle.

Der Magistrat wurde indessen wegen I. ganz abge¬
wiesen, wegen II. an das Militair-Gouvernement der

Stadt verwiesen (!) und nur u<! III. die Erhöhung des

Zolles genehmigt. Umsonst war es, daß der Magistrat
die ungeheuren Opfer hcrrcchncte, welche die Stadt der

neuen Regierung bis jetzt gebracht, und die außer den

regulären Steuern, Scrvis - und Nahrungsgcldern sich
beliefen l
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An Ueberschußgeldcrn. . . . Thlr. 633501 —

„ Pensionsgeldcrn, nur von

1754 gerechnet. . . . „ 125239 —
„ Aufeisungs-Geldern . . . 16039 —

„ Fortifications - Bauten . . „ 25490

„ Zahlungen zur Königlichen

Manufaktur-Kasse. . . „ 31000 —

„ weggenommenen Salzvorräthcn „ 28000 —

„ 4a. Korn und Mehl 4»,. „ 56000 —

„ 4o. drei Häufem. . . „ 6858 —

auf Thlr. 922127 —

und nach Hinzurechnung der beiden weggenommenen

Zeughäuser auf weit über eine Million Thaler. In

40 Jahren hatte demnach die Preußische Regierung der
Stadt, die durch eine Schuldenlast von 8 Tonnen

Goldes ohnedies hart bedrangt war, eine Million Tha¬

ler an extraordinairer Contribution abgenommen. — Es

folgte diesem Vorstellen die bestimmteste und schärfste

Zurechtweisung und der Befehl, vor wie nach die Uebcr-

schußgelder aufzubringen und der Königlichen Kasse ein¬

zuzahlen. Diese traurige Resolution ward am 5. August

1786 gegeben und am 17. desselben Monats starb der

König.

Die ungünstigen Gesinnungen des großen Königs

gegen die Breslauer Kämmerei, die aus dem Vorstehen¬
den hervorleuchten, sind um so ausfallender, jemehr sie
mit der von ihm sowohl dem Adel, als dem ganzen

Lande zu wiederholten Malen bewiesenen Milde im
Widerspruch stehen. Während dem Adel >768 und 69

große Gnadengeschenke von mehreren Hunderttausend

Thalern zuflössen, während die Landschaft ein ansehn¬
liches Kapital auf ewige Zeiten zu niedrigen Zinsen er¬

hielt, während 1775 dem ganzen Lande eine 3monat-

liche Steuer baac ausgezahlt wurde, während 1785 eine

Million Thaler für die in Schlesien durch die Ueber-

schwcmmuug verwüsteten Kreise geschenkt wurde, wäh¬
rend man überall dem Landmann, der die Unmöglich¬

keit der ihm aufgelegten Dienste und Abgaben nachwies,

die zu hohen Steuern abschrieb, während jeder Unglücks-(«)

st-'- °
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half; mußte die Brcslauer Kammerei von Einkünften,
die entweder selbst aus Abgaben der Bürgerschaft ent¬

standen und folglich mit keiner neuen Abgabe belegt
werden konnten, oder aus liegenden Gründen herkamen,

die ohnedies die ordentliche Königliche Steuer bezahlten,

nicht nur einen gar nicht vorhandenen Ucberschluß zahlen

und dadurch das ohnedies schon vorhandene Deficit noch

jährlich vermehren, sondern mußte auch, wahrend sie in

allen außerordentlichen und Unglücksfällen weder Nachlaß

noch Unterstützung erhielt, den größten Theil ihrer Ein¬

künfte und Realitäten, worauf es geflissentlich abgesehen

zu sein schien, unwiederbringlich aufopfern. Darunter

gehörte auch die früher erwähnte Schuldfordcrung von
Thlr. 10678t) an den Wiener Hof, die bei mehr als

einer günstigen Gelegenheit hätte eingefordert werden

können. Diese beispiellose Rücksichtslosigkeit des großen
Königs, die unbestritten in ihren Folgen die Stadt

noch drückt, wird dahin erklärt, daß neben gewissen un¬
richtigen Ansichten, die man dem Könige beigebracht hatte,

ein Vorurtheil das Meiste beigetragen zu haben schien,

ihn gegen die Stadtgcmcinden überhaupt und gegen
Breslau besonders irre zu leiten. Er glaubte in den

Bürgern der alten reichen Städte mehr Anhänglichkeit

an die alten republikanischen Formen, mehr Antagonis¬

mus gegen die militairischen Einrichtungen wahrgenom¬
men zu haben, als sich für Untcrthanen einer Monarchie

gezieme. Dieser Geist, vermuthete er, würde durch den

Reichthum des Gemeinwesens zu viel Nahrung erhalten;

er legte es daher darauf an, ihn zu beendigen. Einen
Beleg zu dieser Behauptung bietet die Geschichte von
Glogau in einem Vorsalle, der dieser Stadt eine

harte Dcmüthigung durch militairische Willkühr zuwege
brachte. So scheint, ganz abgesehen von der welt¬

historischen Wirksamkeit und Ansicht des Königs, aus

der Special-Geschichte Schlesiens fast allein das Princip
entwickelt werden zu können, das seiner ganzen Staats¬
verwaltung zum Grunde lag: der Monarch sei Alles,

der Adel scheine etwas, der moralisch ungeborne Bür-
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ger und Bauer existire blos physisch, jener zur Herbci-
schassung des Geldes, dieser zur Bearbeitung der Erd¬
scholle. Zum Vortheil der obersten Gewalt war die al¬

lerdings mit einem verderblichen Geiste angesteckte Kor¬

poration der Stande abgeschafft und dadurch selbst die
entfernte Möglichkeit eines Widerstandes aufgehoben wor¬

den. Es gab keine rechtliche Form mehr, unter wel¬
cher dieser Widerstand hatte auftreten, auf welche der

Gemeingeist sich hatte stützen können. Daher finden

wir zuletzt das ohnehin lockere Band der Nationalitat

vollends aufgelöst und auf dem Schauplatze, auf dem
sonst höhere menschliche Bestrebungen, Religion und

Staat, einhcrschritten, sehen wir fortan nur das Pri¬

vatinteresse in krampfhaften Bewegungen zucken; die
Geschichte, die weder Geschichte der Nationalindustrie

noch der Staatsverwaltung sein kann, ist daher Erzäh¬

lung der Begebenheiten geworden, die sich zugetra¬

gen haben.
Unter großen, meist frohen Erwartungen sah man

Friedrich Wilhelm II. die Zügel ergreifen, die der Hand

des großen Oheims entfielen. Wie ein Koloß hatte
Friedrich gestanden in der Pygmäenwelt seines Zeital¬

ters, das zwischen seinen Riesenbeinen wandelte, zum

schweigenden Gehorsam verdammt. In mechanischer Re¬

gelmäßigkeit rollte das Uhrwerk des Staates auf und
nieder; ein besserer und höherer Beruf der Menschheit
wurde dunkel empfunden, noch nicht deutlich gedacht.

Die Schuldenlast Breslaues, beim Regierungs-An¬

tritt Friedrich Wilhelm II. aufThlr. 886<l)U angewachsen,

drängte den Magistrat bei der Huldigung des Königs in
Breslau, persönlich ihre Beschwerden vorzubringen, damit
nun endlich ein Etat genehmiget würde, in welchem die

Ausgabe der Einnahme angemessen sei. Die Kaufmann¬

schaft hatte im Namen der Bürgerschaft eine Bittschrift

übergeben, worin die, die Kämmcrei und Bürgerschaft

vernichtenden Auflagen treu und wahr aufgeführt und

geschildert waren. Allein Alles fruchtlos! Der König

hatte sämmtlichc Papiere zur Begutachtung und Reso¬

lution der Vrcslauer Kammer remittirt und der Magistrat
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wie die Kaufmannschaft wurden durchaus abschlaglich
beschieden. Der erhöhte Stadtzoll-Tarif hatte nur teil¬
weise dem Deficit entgegen gewirkt, denn ungeachtet
der höheren Einnahme aus den Stadtzöllen stellte sich
der Kammerei-Etat doch so, daß einschließlich der Ucbcr-
schußgelderfür die Königliche Kasse ein jährliches Defi¬
cit von Thlr. 1861 l vorhanden war; weshalb denn
auch 1788 schon wieder 36666 Thlr. bei der General-
Schulen-Administrations-Kasse erborgt werden mußten.
Zur Abhülfe dieses immer weiter greifenden Schadens
wurde endlich dem Magistrat von der Kammer vorge¬
schlagen :

1) die stadtischen Güter bei den damals im I. 1788
hohen Gütcrpreisen zu verkaufen, mit dem Erlös
einen Theil der Kapitalien abzustoßen und von den
übrigen Schulden die Interessen von 5 auf 4 Pro¬
cent herabzusetzen.

2) Im Falle aber die Bürgerschaft hierein nicht wil¬
lige, so solle der disscntirende Theil derselben die
Königl. Ueberschußgelder durch eine eigene Anlage
unter sich selbst aufbringen und bezahlen; oder es
sollte die ganze Kommunitat

Z) durch etliche Jahre Thlr. 46666 jahrlich zusam¬
mentragen und unter sich nach den Beitragen der
Feuer-Socictats-Gelder repartiren lassen.

Die Bürgerschaft ernannte 31 Deputirte aus der
Kaufmannschaft und den Zünften, die unter Mitwir¬
kung zweier Rechts-Konsulentcn diese nicht besonders
zweckmäßigenVorschlage prüfen sollten. Zunächst er¬
mittelten die Deputirtcn, daß sich der Schulden-Etat
von 1742 mit Thlr. 714716 bis 1786 auf Thlr.
>886162, also um Thlr. 171452 erhöht hatte, daß ser¬
ner nur an Grundstücken, Meubels und Pretiosen die
Stadt für 56666 Thlr. seitdem ins Geld gesetzt und
ausgegeben, und daß demnach das Kammerei-Vermö¬
gen um Thlr. 221452 ärmer geworden sei, was denn
auch bei der außerordentlichen Kontribution im Belauf
von fast einer Million Thaler, die die Kämmerei un-
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tcr der Regierung Friedrich II. hatte aufbringen müs¬
sen, durchaus erklärlich war.

Die Deputieren wiesen nun zunächst die erste Pro-
posltion der Kammer zurück, weil die Stadt-Güter nach
einem gefertigten Anschlage dermalen, 1789, nur Thlr.
141995 — werth sein sollen. Mit dieser Summe würde
nur der kleinste Theil der Schulden bezahlt werden kön¬
nen, und die unbezahlt bleibenden Gläubiger, ohne ei¬
gentliche Real - Sicherheit, wären dann um so weniger
zu bestimmen, den Zinsfuß von 5 auf 4 Procent zu
rcduciren. Ueberdem sei es nicht unwahrscheinlich, daß
die Güterprcise sich noch bedeutend steigern, und man
dürfe durch einen übereilten Verkauf der Güter dem
Stadt-Besten einen wahrscheinlichen,später höheren
Verkaufs - Preis nicht rauben.

Die zweite Propositionmüssen sie aufs Bestimm¬
teste zurückweisen, nämlich: den Theil der Bürgerschaft,
welcher die erste Proposition verworfen, zur Ausbringung
der Uebcrschußgcldcr zu zwingen; denn die ganze Bür¬
gerschaft verwerfe die erste Proposition. Die Bürger¬
schaft aber sei diese Gelder zu zahlen gar nicht rechtlich
verbunden. Wäre die ohne allen Rcchtsgrund seit 44
Jahren von der Kämmerei nach und nach erzwungene
Million Thaler nicht gezahlt worden, so wäre die Käm¬
merei nicht nur in ganz guten Verhältnissen, sondern
hätte auch die früheren Schulden schon längst bezahlt.
Daß die mit Thlr. 933591 bis jetzt erhobenen Ueber-
schußgclder aber in der That ganz widerrechtlich erhoben
worden seien, gehe aus der Kabinets-Ordre v. 28.
April 1743 an den Minister Grafen v. Münchow her¬
vor, worin der König ausdrücklich bestimmt:

der kleine Ueberschuß, so zur Kammer fließe, solle
nur zu solchen Ausgaben angewandt werden, welche
doch sonst zu anderen Zeiten die Bürgerschaft hätte
tragen müssen.

Es ist aber die Verwendung dieses Uebcrschusses zum
Besten der Stadt durchaus unnachweisbar und, wie be¬
kannt, davon auch nicht einmal dem ungeheuren Was¬
serschaden der Stadt 1785 etwas zu Gute gekommen.
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Wegen der dritten Proposition könne die Bürgerschaft

zu einer jährlichen Steuerbcwilligung von 40000 Thlr.

aus mehrere Jahre zur Abbürdung deo Schulden sich

um so weniger verpflichtet fühlen, als es hinlänglich

bekannt sei, wie die Bürgerschaft bei der Einrichtung

der Kämmerei-Abgaben, so wie bei der Aufnahme der

Schulden nicht zugezogen, oder ihnen die Verwendung
derselben zum Stadt-Besten nachgewiesen worden sei;

obgleich sie 1742 und 1775 dringend und wiederholt

auf diese ihr zustehende Gerechtsame angetragen, habe

man sie doch immer aufs Nachdrücklichste und Ungnä¬

digste ab- und zur Ruhe verwiesen. Was nun insbe¬

sondere die Verwendung der Kämmcrei - Einkünfte zu

der Stadt Bestem betreffe, so wird man die Pcnsions-
Zahlungen an Militair- und Civil-Beamte, so wie die
an den Hofnarren Friedrich Wilhelms I., die von

174 l und 42 ab nach dem eigenhändig vollzogenen
Etat des Königs gezahlt wurden und auch jetzt noch

fortbezahlt werden müssen, obgleich die Pensionairs schon
seit 20 und 30 Jahren mit Tode abgegangen sind,

eben so wenig im Interesse der Stadt verwendet nach¬

weisen können, als die Beiträge zur Manufaktur-Kasse,
die Aufeisungskosten der Stadtgräben, um das Weg¬
laufen der Soldaten zu verhindern, und aller andern

extraordinaircn Auslagen. Müßte nun auch die Bür¬

gerschaft die schon im I. 1741 vorhanden gewesene

Stadtschuld vertreten, so darf ihr auch die Verwaltung

und Aufsicht der Kämmcrei - Einkünfte nicht vorenthal¬

ten werden, und in diesem Falle verweigere sie aufs

Rechtsbeständigstc die Verwendung dieser Einkünfte zu
anderen Zwecken, als den zum Stadt-Besten, und

dann reichen auch die dermaligen Einkünfte sowohl zum

Stadthaushalt, als auch zur allmähligen Abbürdung
der Schulden vollkommen hin.

In Berücksichtigung der großen Opfer, welche die

Kämmcrei seit 1742 gebracht, in Erwägung ferner, daß

der Stadt die Einkünfte dreier städtischer Kassen: der

Thorsperr-, der Latcrnengeld - und der Servis-Kasse, die

jahrlich sehr bedeutende Ucbcrschüsse gewährten und die
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in allen schlcsischcn Städten den Kämmcreien zu gut
kamen, aber gegen die ausdrückliche Bestimmung ei¬
ner Kabinets-Ordre Friedrich II. vom 17. Septbr.
1742 der Kammerei Breslaues vorenthalten wurden, trug
die Bürgerschaft zur Netablirung der Kammerei auf ein
Gnadengeschenkvon 399999 Thlr. an.

Friedrich Wilhelm II. ließ sich endlich durch die Noth
der Kammerei bewegen, der Stadt Thlr. 499999, ohne
Zinsen vorzuschießen, ferner die Ueberschußgeldcr nicht
nur ganz zu erlassen, sondern der Stadt noch überdcm
einen jährlichen Zuschuß von 12999 Thlr. zu bewilli¬
gen. Diese günstige Gesinnung des Königs für die
Kommune verdankte die Stadt dem Einflüsse und den
kräftigen Bemühungen eines Mannes, des Stadt-Di-
rcctor Werner, dessen rauhe Außenseite die Bürgerschaft
zwar bis zur Empörung zurückstieß, durch dessen kräf¬
tige und vaterliche Fürsorge für das Stadt-Beste aber
die Bürgerschaft endlich gründliche Heilung von großem
Ucbel hoffen durfte.

Diese großmüthige Unterstützung, deren Andenken
sogar durch eine Medaille erhalten werden sollte, hörte
indessen leider durch die eigene Finanznoth des Staates
sehr bald (1792, im französischen Kriege) auf; der
Vorschuß mußte zurückgezahlt und die Ucberschußgelder
mußten fernerhin, jedoch nur zur Halste erlegt, Pen¬
sions- und Manufaktur-Kassen-Gelder sogar bis zur
neuesten allgemeinen Steuerveränderung und selbst wäh¬
rend des Krieges I89!j gezahlt werden.

Bis zum verhängnisvollen Jahre 1896 hatte sich
die Breslauer Kämmerei durch diese zeitweise Hülfe doch
so weit erholt, daß, ungeachtet der mannigfaltigen Miß¬
bräuche, welche die Kammer eben so wenig abzustellen
vermochte, als der Magistrat es in allen Fallen wünschte,
die 1789 auf Thlr. 889162 angewachsene Stadtschuld
auf Thlr. 646855 geschmolzen war, sich also in einem
Zeitraum von 16 Jahren um eine Viertel-Million Tha¬
ler vermindert hatte. Nächst andern, höchst bedeuten¬
den Requisitionen aller Art mußte die Stadt den Fran¬
zosen eine Kriegs-Kontribution von Thlr. 354999 —
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erlegen; überdcm eine Waldsteucr von Thlr. 13000,
Pferdegeldcr mit I5V00 Thlr. und die Unterhaltung des

französischen Lazarcths mit Thlr. 3000 monatlich be¬

zahlen. Dabei trugen die Bürger die Natural-Einguar-

tirung der Feinde, und es war daher an eine Aus¬

schreibung aller dieser Summen zu den Stadtbcdürf-

nifscn nicht zu denken.

Zur Abtragung dieser harten Bußen wurden Obli¬

gationen mi i>o>'ta»r mit einem Zins von 5 Proccnt
crcirt und ausgegeben, wovon 1809 bereits Thlr. 5501 Ol)
in Eirculation waren, die aber noch nicht hinreichten,

alle Verpflichtungen zu decken, die der Stadt oblagen.

Im Jahre I8-f^ war mit Ausgabe der Obligatio¬

nen zur Bezahlung der noch schuldigen Kricgsleistungcn

fortgefahren worden und der Schulden-Etat war da¬
mals :

^4. Schulden bis 1897:

Obligationen ä 6sf Thlr. 1956?. 6. 8.
ii 5ff „ 431957. ??. 9.

ü 4^ „ 43690. — —
ä 4l, „ 890». — —

ii 4^ „ 33500. — —
ii 4 1I3?35. ??. 10.

Thlr. 64»855. 1?. 3.

II. Schulden seit 1807:

Obligationen ä 5K „ 7?83?5- — —

zusammen Thlr. 1,375180. I?. 3.

Die Vermehrung der Stadtschuld war indessen nur

th eilweise durch das wirkliche Bcdürfniß bedingt,
denn so hatte z. B. die Stadt bei den Lieferungen, welche

die Gesammt-Einsassen des Breslauer Kammer-Depar¬

tements den Franzosen machen mußten, für 80000

Thlr. Nominal-Münze mehr Lieferungen gemacht, als

ihr nach dem sirirten Verhaltnisse hätten zur Last fallen

können, ein Jrrthum, welcher der Stadt nirgends zu

gut gerechnet und ihr auch bis heute unrechtlicher und

unbilliger Weife nicht ersetzt worden ist. Die Stadt

mußte wahrend der Occupation der Franzosen und auch
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noch nach dem Frieden sowohl für diese, als für die

preußischen Truppen in Schlesien alle Bedürfnisse
mit dem Lande herbeischaffen, obgleich die Stadt durch

die erschöpfendsten Durchmärsche und durch die großen

Haupt-Quartiere, die hier ctablirt wurden, vorzugsweise
durch den Feind ausgesogen worden war. Nebe» den

Stadtschulden und den directen Auflagen der Bürger¬
schaft, deren schon früher Erwähnung geschah, wurden
auch durch einen erhöhten Waage-Tarif und Stadt-Zoll

auf Wein, Branntwein und Mahlwerk 40000 Thlr.

jahrlich mehr als früher eingenommen; allein ungeach¬
tet der creirten neuen Stadtschuld von weit über

700000 Thlr. und jener erhöhten Einnahmen blieben
noch bedeutende Summen in schwebender Schuld, und

die Kammerei auch mit den Zinsen der Stadt-Obliga¬
tionen im Rückstände.

Das Jahr 1813 erforderte, wie bekannt, neue und

dringende Opfer. Die Ausrüstung der Landwehr kostete

der Kammerei 43000 Thlr.; die nach der Schlacht bei

Bautzen bis Breslau vorgedrungenen Franzosen schrieben

bedeutende Requisitionen aus, allein für 15000 Thlr.
Reis, und so hausten sich neue Schulden und neue

Verpflichtungen zu den alten.

Nach dem Frieden ließ man, um die Finanzverhält¬

nisse der Stadt definitiv zu reguliren und die Gläubiger
möglichst zu befriedigen, so weit es nöthig war, die

schwebende Schuld in fünfprocentige Stadt-Obligationen

umschreiben, und der Schuldenzustand der Stadt stellte
sich dadurch, nachdem 1815 die Zinsen der Stadt-Obli¬

gationen wieder regelmäßig bezahlt wurden, im Jahre
1816 wie folgt:

>1. Schulden bis 1807

Thlr. 644481 mit Thlr. 30881. 17. 8. Zinsen,
L. Schulden seit 1807

Thl r. 836505 5 ff Thlr. 41836. 7.6. —

SchuldenThlr.1,481006 mit Thlr. 73707. Zinsen.

Früher schon hatte man durch einen gesteigerten

Kriegs-Jmpost alle Berechtigungen der Stadt erhöht,
9
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um Zinsen und Stadtschulden zu zahlen und abzubür-
den, und da dieser Kriegs-Jmpost 10000 Thlr. monat¬
lich betrug, durfte man sich der gerechten Hoffnung hin¬
geben, daß der von der Kammerei erlittene Kriegsschaden
in wenigen Jahren getilgt sein würde.

Doch zwei Hindernisse waren unglücklicherweise ein¬
getreten :

Die Kasse, welche seit Einmarsch der Franzosen
1807 alle ordentlichen und außerordentlichenSteuern, also
mehrere Millionen Thalcr vereinnahmt und alle Lei¬
stungen der Stadt aus ihren Beständen wieder gedeckt
hatte, war sammt Buchhaltern und Kontrolle in so
mangelhafter Ordnung geführt worden, daß sich weder
erweisen noch ermitteln ließ, was eingenommen und
was ausgegeben war. Betrachtliche baare Dcfccte, die
zum Vorschein kamen, mußten unermittelt bleiben, da
auch Beläge und Akten defekt waren, und ungeachtet
die respektabelsten Beamten und Bürger die Aufsicht
und sicher mit dem ehrlichsten Willen geführt hatten,
muß doch offenbar der schnödeste und verwerflichste Eigen¬
nutz hier bedeutenden und großen Schaden angerichtet
haben.

Ein weiteres Hindcrniß war die bald nach dem Kriege
veränderte Steuer- und Gewerbe-Gesetzgebung, wodurch
statt der früher zur Kriegsschulden-Tilgung eingehenden
10000 Thaler monatlich, nur wenige tausend Thaler
noch cinkamen. Bis zum Jahre 18l8 waren indes¬
sen von der Kriegsschuld seit 1807 doch fast 50000
Thaler bezahlt, und diese Schuld bis aus 780075 Tha¬
lcr vermindert, worden.

Zwei Jahre etwa, che die veränderte Steuergesetz¬
gebung in Wirksamkeit trat, im Mai 1818, hatte man
eine von der allgemeinen Verwaltung ganz abgesonderte
Kriegs-Schuldcn-Tilgungs-Eassc errichtet und derselben
folgende Fonds überwiesen:
Thalcr 52800 Staatsschuldschcine, die der Staat für

die im Jahre 18!3 von der Stadt ge¬
leisteten Lieferungen gegeben hatte.

„ 3000 ausstehende Aktiva und
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Thaler 39666 vom 1. Januar bis Mai eingegangene

Kriegs-Jmpost-Stadtgefälle.

Mit dem Schlüsse des Jahres 1818 waren an

Kriegs-Jmpost-Gefällen 118666 Thalcr eingegangen,

und nächst der prompten Zinszahlung hatte man von
den damals noch kursirenden 786975 Thalern Stadt¬

schuld seit dem Jahre 1867 59866 Thaler getilgt.
Im Jahre 1819 trat thcilweise die Steuerverände¬

rung schon ein; an Kricgs-Jmpost-Gefällen wurden nur
77666 Thaler vereinnahmt und an Stadt-Obligationen

daher nur 41866 Thaler eingelöst, da auch der Kriegs-
Schulden-Tilgungs-Fond schon zu laufenden Kämmcrei-

Ausgabcn angegriffen und die Umpflasterung einer Straße
in der Nikolai-Vorstadt mit 11366 Thalcr ganz unbe¬

fugter Weise aus dieser Kasse bestritten worden war.
So kam denn das Jahr 1826 heran und damit

auch die gesetzliche Bestimmung, daß die Thor-Accise

ganz aufhören, und demnach die Haupt-Einnahme der

Kriegskasse bis auf Weiteres ganz wegsallen müsse.
Aus diesem ziemlich unzureichenden Grunde wurde gleich
1826 die Kriegs-Schulden-Tilgungs-Kasse ausgehoben,

und ihre Bestänoe von etwa 66666 Thalern wurden der

allgemeinen Kammerei-Kasse übergeben.
Da nun diese Fonds zu laufenden Kämmerei-Aus¬

gaben immer mit verwendet werden mußten, indem

schon damals die Kammerei-Einkünste zu den etatmäßi¬

gen Ausgaben nie ausreichten und nicht selten 16 bis
15666 Thalcr in einem Jahre fehlten, so konnte auch

nur selten an eine Abtragung der Schulden gedacht
werden.

Eben so wurde der, in Folge des Gesetzes vom
36. Mai 1826 nur zur Abbürdung der Kriegsschulden

bewilligte Kommunal-Schlacht- und Mahl-Steuer-Zu-

schlag von 25 Proccnt nicht zur wirklichen Abbürdung
der Kriegsschulden verwendet, sondern ganz ordnungs¬

widrig nur zur Bestreitung der lausenden Kämmerei-

Ausgaben verausgabt.
Die im Jahre 1821 auf 1,286281 Thaler vermin¬

derte Stadtschuld hatte bis 1836, in welchem Jabre
9'
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gar kein Kammerei-Haupt-Etat angefertigt wurde, nur
um 110000 Thaier etwa sich vermindert, und der

Schulden-Etat war demnach:
A. Schulden bis 1807, Obligationen

-r 6A Thlr. 16062. 6, 8.

„5fs „ 422115.16.1,

„4ZK „ 43900.
„4^ „ 8000.--

„ 4^K „ 31600.

„ 4ff „ 89592. 15. 9.

Thlr. 611270. 8. 6.

L. Schulden seit 1807, Obligationen

ll 5 K Thlr. 248325. —

„ 4^ „ 310850. -
Thlr. 559950. —

Thlr. 1,171220. 8. 6.

Ware die verordnete Verwendung des Schlacht- und

Mahlsteuer-Zuschlages zur Abbürdung der Schulden be¬

folgt worden, so würde von 1821 bis Ende 1830 schon

fast eine halbe Million Thaler bezahlt worden sein.
Man hatte aber ganz im Gegentheil nicht nur diese

Jntrade zu den laufenden Kämmerei-Ausgaben verwen¬

det, sondern noch übcrdem durch eine schwebende Schuld

bei stadtischen Kassen sich zu helfen und ein langst

vorhandenes Deficit zu decken gesucht.

So kam denn das Jahr 1831 heran, und mit ihm

wegen der Cholera einige unabwcisliche, außerordentliche

Ausgaben, im Gesammt-Betrage von 35000 Thlr. —
Um diese Ausgabe bestreiten zu können, das Deficit des

taufenden Jahres zu decken und die schwebende, bei der

Sparkasse gemachte Schuld von 54000 Thlr. zu be¬

zahlen, wurden 128000 Thlr. neue 4^ procentigc
Stadt-Obligationen creirt und ausgegeben, wovon 29000

Thlr. zur Äbstoßung von Kapitalien, welche auf einigen,
der Stadt gehörigen Grundstücken hafteten, verwendet, die

Stadtschulden demnach in der That um etwa 100000

Thlr. vermehrt wurden.

Ungeachtet dieses in Friedenszeiten unerhörten und
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in jeder Beziehung beklagenswerthen Ereignisses sind

auch 1832 und spater weder die Ausgaben den Ein¬

nahmen, noch die Einnahmen den Ausgaben angepaßt

worden, und daher ist der Schuldenzustand der Stadt

wie folgt:
A. Schulden vor 1807 :

Thlr. 16062. 6. 8. ä Eft Zinsen 963. 22.

„ 422115. 16. I. -l 5ff — 21105. 23. 3.

43900. ä 4^ff — 2048. 20. —
8000. -l 44ff — 360.

30600. -l 4z ff — 1326.
88402. 15.9. ü 4ff — 3539. 21. —

Thlr. 609170. 8. 6. Zinsen Thlr. 29343. 26. 3.
L. Schulden seit 1807 :

Thlr. 647175. 4 4z K 26965. 18. 9.

Kapital-Schuld

Thlr. 1,256345. 8. 6. mit Zins. Thlr. 56309. 15. —

Seit 1830 sind nun nicht allein neue. Schulden

kontrahirt worden, sondern auch auf Tit. i. eingezogene

Kämmerci-Kapitalien, so wie auf Tit. 11. der Einnahme

abgelöste fixirte Prastationes und verkaufte Realitäten

ausgegeben, das Kämmerei-Vermögen demnach gleich¬

zeitig vermindert worden. Dagegen hat man endlich

seit l8Zff die Zinsen der Schuld seit 1807, von 5ff
nach und nach auf 4z ff reducirt und dadurch an 5000

Thalcr jahrlich erspart. Es ist indessen nicht abzusehen,
durch welche Verpflichtungen gebunden die Kammerci

noch immer über-Iff Zinsen zahlt, während alle preußischen
Staats- und fast alle soliden Kommunal-Papiere bei

einem Zinsfuß von 4 ff über dem Pari-Cours stehen.

Durch die Herabsetzung des Zinsfußes auf 4ff wird die
Kammerei noch ein Ersparnis; von 6000 Thlr. jahrlich

machen können. Daß es geschehen wird trotz aller bis

jetzt vorgelegten Schwierigkeiten, dafür bürgt schon das
Kämmerci-Bedürfniß.

Seit dem Frieden, also seit 18 Jahren, haben sich

die Stadtschulden bei den früher sehr beträchtlichen

Mitteln, welche der Kämmcrci zur Schuldentilgung
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überwiesen wurden, und die in einzelnen Jahren bis

120000 Thlr. betrugen, nur wie folgt vermindert:

A. Von den Schulden bis 1807 a 8 ff Thlr. 590.

ü 5 ff „ 9342.

ü4,fK „ 2990.
Ü4ff „ 22070.

v. Von den Schulden seit 1807 ä 4^-ff „ 189350-

Von den alten Rentbricfen sind bezahlt 3820.

Summa der abgezahlten Schulden seit 1816. Thlr. 228482.

Titel VIII. An Baukosten Thlr. 5il96.
laut Etat „ 48000.

über den Etat Thlr. 3196.
Durch welche Fraktion die Etats-Summe von

48000 Thlrn. gefunden worden, ist uns nicht bekannt.

Die Baukosten betrugen:
Im I. 1829 Thlr. 53000.

„ 1830 „ 50000.

„ 1831 „ 48000.
„ 1832 „ 63000.

Aber auch im vorigen Jahrhunderte war der Bau-

Etat hoher, wie 1796 Thlr. 65000.
1797 56000.

eben so 1816 „ 50000.

1819 „ 50000.

Nur in den Kriegsjahrcn wurden dringenderer und

unabweislicherer Ausgaben wegen die Baukosten sehr
gespart.

Was darüber im Allgemeinen zu sagen, ist bereits
Titel VII. der Einnahme, und Titel I. K. der Aus¬

gaben angedeutet. — Zu wünschen wäre, daß sammtliche

Liegenschaften der Kommune, öffentliche Gebäude nicht

ausgenommen, Bibliotheken und Kunstsammlungen in

solide Feucrversicherungs-Anstalten gegen Brandschaden
versichert würden. Es bedarf dieser Wunsch nicht erst

einer Rechtfertigung, und würde sich die Verwaltung

einer Verantwortung nicht entziehen können, wenn durch

Feuer-Schaden Kommunal-Eigenthum verloren ginge.

Es darf hier nicht erst berührt werden, daß die Vcr-

f> «»Wi»»» » >.»» « » »WM- -
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sicherung der Gebäude in dem städtischen Assekuranz-
Verbände vor Schaden nicht sichert und nur eine propre

Assekuranz wäre, die hier natürlich ihren Zweck verfehlte.—
Ein bedeutender Aufwand erfordert jetzt die sich jährlich

verbessernde Pflasterung der Strafen und Platze bis in
die entferntesten Vorstädte. Es giebt leider hier noch

sonst ganz achtbare Männer, welche den früheren Wohl¬

stand Breslau's mit der früheren großen Unreinlichkeit

der Stadt für identisch halten und die zu hoffen schei¬

nen, daß, wenn unsere polizeilichen Anordnungen in dieser

Beziehung schlechter werden, und so die Unreinlichkeit
hier wieder Regel würde, der alte Breslaucr Wohlstand

auch sicher wiederkehren müßte.

Der Schmutz in Breslau hat indessen wirklich eine

gewisse Legitimat; erst 1359 wurde der Fischmarkt ge¬

pflastert, auch waren damals erst einige wenige Straßen

geebnet und mit Bohlen belegt; 14W waren so große
Pfützen bei dem Leinwand-Hause und dem Eisenkram,

daß der Rath bewogen wurde, „diese abzuthun, um
die Gegend nicht zu verstunken".

Erst 1549 erhielt das Straßenreinigungswescn eine
Gestalt; auf dem Ncumarkt, Salzring und bei der

Riemcrzcile lag der Anrath und Mist in großen Haufen

abgelagert; 1559 wurden die Karren zwar angeordnet,
aber 1599 eifert der Rath noch gegen das Herumlaufen

der Schweine, die sich Breslau's wohlhabende Bürger

in großen Heerden hielten, und welche die Straßen sehr
verunreinigten.

Vermächtnisse zur Besserung der Stege und Wege,
die im 14. Jahrhundert häufig vorkommen, scheinen zu

beweisen, daß die Bürger mehr im Sterben als im Le¬

ben die Nothwendigkcit fühlten, auch äußerlich reinlich

und sauber die Stadt zu halten.

Spät erst und nach und nach wurde die Pflasterung
der Stadt, etwa in der Mitte des 17. Jahrhunderts,

vollendet, und selbst noch zu Anfang und in der Mitte

des 18. Jahrhunderts wurden ganze Straßen, welche

Schluchten bildeten, erhöht und planirt.

Nicht nur soll der Haltbarkeit des Pflasters hier
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ein fetter Boden, so wie die große Fuhr-Frcquen; hin¬
derlich sein, sondern auch die sonst so oft wandelbaren

Wasserleitungen, welche die Straßen Breslau's durch¬
kreuzen und somit das Umreißen des Pflasters nöthig
machen.

Was in neuester Zeit Löbliches durch eiserne Was¬

serleitungen geschehen, ist bekannt, und demnach zu hof¬

fen, daß auch hier mancherlei Ersparungen für die Folge
eintreten werden.

Titel IX. An Marsta lls- K osten Thlr. 5081.
laut Etat „ 467«.

Mehr-Ausgabe Thlr- 411.

wegen vorthcilhaftcr Ankaufe einiger Fourage-Vorrathe.

In den letzten Jahren waren die Kosten zur An¬

schaffung und Unterhaltung der im Marstalle befind¬

lichen 44 Pferde, der Karren, des Geschirres und dergl.
1829. Thlr. 5521.
183«. „ 5625.

1831. „ 4686.

1832. „ 4444.

Durch welche Fraktion die Etats-Summe gefunden
ward, ist daraus nicht abzusehen.

Bei thcuern Futterpreisen steigt die Ausgabe auf
diesem Titel bis 8««« Thlr. in einem Jahre.

Im Titel I. I,. der Ausgabe ist bereits das Allge¬
meine über diesen Titel gesagt worden.

Der Marstall der Stadt Breslau wurde früher zur

Mobilmachung der Breslaucr Militar-Rciterei und zur

Bespannung des Geschützes „zum reisigen Zeuge" ge¬
halten. Spater verlor sich diese Bestimmung, die Pferde

aber hielt man bei, um den Schlamm aus der Ohlau

zu räumen, bei den öffentlichen Bauten zu arbeiten,
und noch im 18. Jahrhundert, um die Kämmerei-

Aecker bei Scheitm'g zu bestellen. Zum Abführen des
Gafsenkothes wurden sie 155« verwendet: „weil man

es in der Stadt sehr unsauber und unflatig halte, wel¬

ches zu dcmc, da es gemeiner Stadt nicht allein
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schimpflich, sondern auch wegen solches Gestangks der

daraus erfolget und erwachset ganz gescrlich."

Man hielt damals 12 einspännige Karren, die

im 17. Jahrhundert und zu Ende des 18. auf 25 und

zwar zweispannige Karren vermehrt wurden.

Die bedrängte Lage der Kammerei hat hier schon

Ersparungen herbeigeführt; ob aber die Verpachtung die¬

ses Nerwaltungs-Zweiges der eigenen Bewirthschaftung

nicht vorzuziehen sei, wird sicher auch mit der Zeit er¬
wogen werde».

TitelX. An Stra ßcn- Belcuch tungsko sien
8161 Thlr.

Die Kosten dieses Ausgabe-Titels hangen, wie na¬

türlich, von dem Preise des Ocls ab. — Die ersten öf¬

fentlichen Laternen hier wurden am 6. Febr. 1763 bei

den Heringstonnen auf dem Ringe an der großen

Wage auf Säulen gesetzt, „damit der Wächter sich be¬

sehen könne" (umsehen), die 1736 erneuert wurden.
Im Jahre 1714 wurde damit umgegangen, Later¬

nen durch die ganze Stadt zu setzen, nachdem in Wien,

Berlin, Leipzig und Dresden dergleichen schon längere
Zeit im Gebrauch waren.

Die Bürgerschaft protcstirte aber gegen diese gefähr¬
liche Neuerung, und es blieb in Breslau — finster.

Allein am 2. Oktober 1741 kam beim Magistrat unter

Vorsitz des königl. preußischen Stadl-Direktors die Ausrich¬

tung der Laternen zurDcliberation und auch zurAusführung.
Man eilte zwar mit der Ausführung nach Möglich¬

keit, aber man konnte bis zum 4. November 1741,

an welchem Tage Friedrich II. zur bevorstehenden Hul¬

digung nach Breslau kam, nur so weit damit gelangen,
daß man, von 46 Uhr an, den Salzring, den großen

Ring und die Älbrcchtstraße erleuchtete, wo der König
in dem damaligen Graf Schlegenbergschcn Hause (jetzt
von dem kommandirenden General, Grafen von Zicten

bewohnt) abgestiegen war. Von dieser Zeit an wurden
die Laternen ansehnlich vermehrt, so daß zu Ende des

18. Jahrhunderts 1182 Laternen innerhalb der Stadt

leuchteten, welche jährlich 4566 Thlr. Kosten erforderten.
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Als 1811 auch die Vorstädte zur Stadt gezogen

wurden, mußten 187 neue Laternen angeschafft werden,

und der Kostenaufwand war überhaupt bis über 8666

Thlr. angestiegen.
In neuester Zeit hat die Straßen-Beleuchtung man¬

nigfache Veränderungen, ob Verbesserungen? darüber
sind die Stimmen wohl mit Unrecht gctheilt, erfahren.

Die Kosten sind indessen nicht wesentlich vermindert,

und bei einer Ausgabe von etwa 6666 Thlr. für Oel,
erfordert das aus 40 Individuen bestehende Dienstper¬
sonal«: ein Gehalt von 2566 Thlr.

Ob hier nicht Ersparnisse dadurch zu machen wären,

daß die rüstigsten Nachtwächter durch eine billige Ver¬

mehrung ihres Gehalts beim Belcuchtungswcsen mit
verwendet werden, scheint mindestens der Untersuchung
nicht unwerth.

Titel XI. An Jnquisi-
tions-Kosten . . Thlr. 16625. — —

die sich vcrtheilen:
in Urtels- und Defensions-

Gebühren etwa . Thlr. 4666

„ Ahungs- und Unter-

Haltungs-Kosten . „ 16566
„ Kur- und Vcrpfle-

gungs-Kosten . „ 1666

„ Transport- und Ob-
ductions - Kosten

u. dcrgl. m. . . „ 1125.

Nach dreijähriger Fraktion betrugen 1866 die Jn-

quisilions-Kosten etwa 5666 Thlr.; im Jahre 1816
aber schon 8666 Thlr. und sind seit 1826 von 16666

Thlr. nunmehr bis I6K66 Thlr. gestiegen.
Berlin mit einer fast dreimal so großen und sicher

nicht sittlicheren Bevölkerung hat an Jnquisitions-Ko¬
sten nur 22666 Thlr. auszugeben, wovon aber über

8666 Thlr. für Pensionen und Gefchastsbedürfnissc ab¬

gezogen werden müssen, wonach nur 14666 Thlr. wirk¬
liche Jnquisitions-Kosten übrigbleiben, die demnach fast

3666 Thlr. weniger als in Breslau betragen.



»»«MW««»»«»'

139

Danzig mit fast 00000 Einwohnern hat nur (Mg
Thlr. dergleichen Kosten, nnd so erscheint die unerhörte

Höhe dieser Ausgaben bei uns durchaus räthsolhaft.
Die drückende Vermehrung der Zuschüsse unserer

Kammern - Kasse zu dem Armen-Wesen hört man bei
allen Gelegenheiten, wo von der Vermehrung der Com-
munal-Steuern die Rede ist, als besonderen Grund

anführen, und dennoch hat den Kammern - Extracten zu¬

folge noch kein einziges Zahc das Armcnwcsen mehr
als 10000 Thlr. Zuschuß von der Kammerei erfordert,

wahrend die Vcrurtheilung unserer Stadt-Spitzbuben

schon 1700s) jährlich kostet.
Jedenfalls wird nicht mit der nöthigcn Aufmerk¬

samkeit bei dem Heranziehen der Fremden zum Servis,
wodurch sie erst als zur Kommune gehörig betrachtet

werden müssen, von Seiten der Stadtverwaltung ver¬

fahren, die im Einverständnis mit unserer sehr achtsamen

Polizei sich der Ansehung manches schlechten Subjccts
erwehren könnte. Auch gicbt es leider noch manche über

das Kommunal-Jntcresse so mangelhaft belehrte Bürger,

daß sie gegen alle gesetzliche Bestimmungen und oft aus

falscher Gutmüthigkcit Fremden, die, wie solches nicht

selten vorgekommen, sehr gefährliche Verbrecher waren,

geflissentlich ohne polizeiliche Meldung beherbergten und
unserer Stadt dadurch bedeutende Kosten verursachten.

Die Stadtverwaltung hat auch bis jetzt noch nicht

mit Energie dahin gewirkt, durch gesetzliche Bestimmun¬

gen den großen Andrang brodloser Menschen aus der
Provinz hierher, einige Grenzen zu setzen. Für Verlin

sind dergleichen Beschränkungen schon bewilligt worden;
Breslau als Hauptstadt einer Provinz von Millio¬

nen Menschen bedarf ihrer nicht weniger.
Wenn man bedenkt, daß außer der ansehnlichen

Zahl von Arbeitsscheuen und Verbrechern, die im Jn-

quisitoriat, in Arbeits- und Eorrections - Häusern und
auf Festungen für Rechnung der Breslauer Kommune

zur ferneren Ausbildung eingesperrt sind, annoch 000
hier domicilirende Eorrigcnden vom Diebstahl sich er¬

nähren und den größten Thcil der Jnguisitionskosten

»»ZI»»»»
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in Anspruch nehmen, so begreift man kaum, wie der¬

gleichen so fortgehen kann, ohne endlich den rechtlichen

Bürger mit den erdrückendsten Auflagen zum gesetzlichen

Ernährer aller der Tagediebe zu machen, die den interes¬

santen Aufenthalt in der Hauptstadt der Provinz dem

minder bewegten Leben in den Provinzialstädten oder
auf dem platten Lande vorziehen.

Nach einem mäßigen Anschlage sollen die hier ver¬

übten, zur polizeilichen Kenntniß kommenden

Diebereien durchschnittlich jährlich etwa 23000 Thlr.

betragen; hierzu die Jnquisitions - Kosten gerechnet,
giebt eine Summe von 42000 Thlr., die zur Unterhal¬

tung des Breslaucr Stadtgcsindcls aufgewendet werden.
Somit erscheint der Wunsch, daß die städtische Verwal¬

tung durch eine eigene Kommission Mittel und Wege
in Berathung nehme, diese Last nicht schrankenlos her¬

anwachsen und den rechtlichen Bürger darunter begra¬

ben zu lassen, sicher gerechtfertigt.
Bei den täglich sich mehrenden Diebereien und Ein¬

brüchen sam 20. November 1834 zum Beispiel, sind
deren 20 in einem Tage zur Kenntniß der Polizei ge¬

kommen) müssen auch die Diebes-Hehler-Gelegenheiten
sich gemehrt haben, und es fragt sich, ob nicht auch

von Seiten der Kommune Maßregeln gegen diese ge¬

fährlichsten Verbrecher ergriffen werden könnten.

Käme es dahin, daß achtbare Bürger, denen das

Wohl und Weh ihrer Mitbürger warm am Herzen

liegt, zur Erreichung aller polizeilichen Zwecke in gesetz¬
lichen Schranken sich vereinigten und statt den polizei¬

lichen Anordnungen und Bestimmungen zu widerstre¬
ben, was leider nicht gar selten der Fall ist, dieselben

auf jede Weise unterstützten und ihnen allen möglichen

Vorschub leisteten, so würde es in vielfacher Beziehung

besser um das Stadtwesen und Bürgcrthum stehen.

So würde eine von der Kommune ausgehende, den

besonderen Verhältnissen der Stadt angemessene und
unsern Gesetzen angepaßte Gcsindcordnung sicher die Be¬

stätigung der höchsten Behörden erlangen und damit,

abgesehen von den besonderen und einzelnen Interessen,
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Jnquisitions-Kosten - Wesen unserer Stadt sehr bedeu¬
tende Erleichterungen erwarten dürfen.

Wie den gesetzlichen Bestimmungen hier zu genü¬

gen sei, um aus Strafanstalten entlassenen, in Breslau
domicilirenden Personen Beschäftigung zu verschassen,
ist wohl ernstlich noch gar nicht bcrathen, und dennoch

erscheinen die Rückfälle zum Verbrechen oder Vagabon-
diren unausbleiblich, wenn diesen Gesetzen, die schon

das eigene Stadt-Interesse vorschreibt, nicht nachge¬
strebt wird.

Wie jedes Opfer, welches die Stadt dabei bringt,

hundertfache Zinsen tragen muß, liegt am Tage, und
von der Schwierigkeit der Beschaffung von Arbeit, bei

der die Commune mit großem Vortheil Zuschüsse ma¬

chen kann, zu sprechen, so lauge man noch nicht ernst¬

lich darauf Bedacht genommen, erscheint im höchsten
Grade — arbeitsscheu.

Titel XII. Königl. Servis - und übrige Garni-

son - Untcrhaltungs - Kosten Thlr. 65829 — 15.
Wie bereits im Titel X. der Einnahme berichtet wur¬

de, hat die Stadt an Königl. Servis jährlich
Thlr. 56941. 9 Sgr. zu zahlen

und werden demnach „ 9779. 6 „ zu den

übrigen Garnisons-Kosten und zu den Servis-Bu¬

reau - Bedürfnissen aufgewendet.

Von der Gerechtigkeit unserer höchsten Staats-Ver¬

waltung dürfen wir hoffen, daß das 1829 gegebene

Versprechen der Revision der Grundsteuer endlich ins

Werk gesetzt werden wird, und dann muß auch der, der

Stadt als Grundsteuer auferlegte Servis nothwendig

ermäßigt werden.
Berlin mit einem vier Mal größeren Grund- und

wohl zwanzig Mal größeren Personal-Reichthum zahlt

nur 131,999 Thlr. Servis. Würde Breslau nur nach

Nerhältniß seines Grunvvcrmögcns, wie solches bei der
Grundsteuer allein in Betracht kommen kann, das grö¬

ßere Personal-Vermögen in Berlin ganz unberücksichti-

get, mit jener Stadt gleichmaßig besteuert worden sein.
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so könnte es nicht 56041. Thlr. 9 Sgr., sondern nur

35360 Thlr. Sernis zahlen, und ist demnach jetzt um

21000 Thlr. zu hoch in der Grundsteuer angezogen.
Titel Xlll. An Remissionen . 805 Thlr.

Für die Pächter der städtischen Güter und Mühlen

sind etatsmäßig jährlich bis 1000 Thlr. für Remissio¬
nen ausgesetzt. Nach Maaßgabc der, durch besondere Un¬

glücksfälle nachzuweisenden Schäden sind die Ausga¬
ben für diesen Titel bald höher bald niedriger. Im
Jahre 1832 mußten 2500 Thlr. Remissionen, dagegen

1831 nur wenige hundert Thalcr gezahlt werden.
Auf diesem Titel erhalten die hiesigen Fleischer auch

Bonificationen an Schlacht-Zoll für das von ihnen

selbst verzehrte Fleisch unter dem althergebrachten Na¬
men „freie Kuchellöser" mit 175 Thlr. —

Ob es nicht rathsam, wenn man sich der Güter

und Mühlen nicht zu entäußern im Stande sein sollte,

mindestens die Verpachtungen ferner frei von aller und

jeder Remission zu bewerkstelligen, scheint wohl der Un¬

tersuchung Werth.

Pachterträge, die durch Remissionen so bedeutend

geschmälert werden können, geben einen von vorn her¬
ein sehr illusorischen Etat, abgesehen davon, daß die

jedesmalige Ermittelung der Remissionen einen Ge¬

schäfts- und Verwaltungs-Aufwand in Anspruch nimmt,

dessen man sich wohl überheben könnte, wenn man die
Pachtbedingungen im Verhältnis ermäßigt.

Titel XIV. An Prämien und andern

Kosten beim Königs-Schießen der Bür¬

gerschaft Thlr. 402. 26.

Man hat davon gesprochen, der Bürgerschaft diese

Zuschüsse zu dem einzigen Volksfeste, welches wir hier
noch haben, zu nehmen, oder mindestens zu schmälern.

Abgesehen davon, daß diese Zuschüsse sich wahrscheinlich

aus Vermächtnisse gründen, deren Kapitalien die Kam-
mcrei an sich behalten und anderweitig verwendet hat,

für die sie demnach auch verantwortlich ist und bleibt,

so wäre diese Art von Beschränkung des Etats die allcr-

unfruchtbarste und bedaucrnSwcrtheste.
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Uebcrdem vcrtheile» sich diese Ausgaben so,

daß die Kaufmannsschützen .... Thlr. 165 —

und die Bürgcrschützen nue .... „ 237 —

davon bezichen.

Wenn die Bürgerschaft mehrere hunderttausend

Thaler zu den Kommunal-Zwecken steuern muß, so
können 466 Thlr., die ihr zurückgewährt werden, gar

nicht in Anschlag kommen.

Was sich sonst für die Beibehaltung der so sehr
achtbaren Schützenbrüderschaften, welche durch das Auf¬

hören der langst verjährten Kammerei-Zuschüsse in
ihrem Bestehen vielleicht erschüttert werden könnten, noch

Gründliches und Ueberzeugendes anführen läßt, kann

hier billig auf sich beruhen, da wohl ernstlich an eine

Beschränkung dieser Zuschüsse nicht gedacht werden wird.

Titel XV. An Amts- Noth-

durften Thlr. 6657. —

Laut Etat sollen ausgegeben werden „ 3587-

Sind mehr ausgegeben Thlr. 470.
weil der Bedarf sich vermehrt haben soll (?).

Zur Beheizung sämmtlicher Magistrats-, Amts¬

und Neben - Gelasse werden 254 Klaftern Holz und
66 Schock Reißig in einem Kostenbeträge von 1359
Thlr. verbraucht. Man hat mit dem Brennmaterial

ökonomischer umzugehen gelernt. Nach einem alten
Etat von 1468 wurden damals dazu 1961 Stoß Holz,

demnach 966 Klaftern verwendet, welche nach heutigem

Münzfuß etwa 866 Thlr. kosteten.
Schreibmaterialien, Geldbeutel und Lichte sollen

etatsmäßig für 1766 Thlr. angeschafft werden. Der
Etat war sonst für diese AmtSnothdurft 2666 Thlr.

Zn Rücksicht dieser sehr erheblichen Kosten wurde
schon vor 26 Jahren die Anschaffung dieser Nothdurs-

ten im Wege der öffentlichen Licitation gewünscht.
Allein man fand, aus nicht leicht erklärlichen Gründen,

diese Anschassungs-Weise, die doch bei allen Königl.
Dikasterien statt findet, nicht gcratheu.

Vor einigen Jahren entschloß man sich endlich zu
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einem öffentlichen Ankauf, und es hatte dieser nach lan¬

gem Erwägen erfolgte Beschluß die glücklichsten Wirkungen.
Fast durchschnittlich werden an 2g bis 50 Procent des

Schreibmaterials erspart. Die Federn, die sonst 276

Thlr. kosteten, werden nun mit 132 Thlr. angeschafft;
der Siegellack, der sonst 126 Thlr. kostete, wird für

85 Thlr. geliefert; statt 46 Thlr. rothe Dinte nur für
24 Thlr. verbraucht; die Bleistifte werden um 56 Pro¬

cent billiger gekauft, und der ganze Ankaufspreis kommt

nun nicht höher, als 1266 Thlr. zu stehen.

Auch sonst sind seitdem sehr lobcnswerthe Ersparun¬

gen beim Verbrauch eingetreten. Statt 566 Ries Pa¬

pier werden jetzt etwa 366; statt 326 Pfund Siegellack,
jetzt nur 242 Pfund; statt 36666 Federn, jetzt nur

23666; statt 1856 Pfund Lichte, jetzt nur 16—1766
Pfund; statt 136 Pfämd Bindfaden, jetzt nur 86

Pfund; statt 1617 Bleistifte, jetzt nur 1356 u. f. w.
verwendet.

Bedürfte es eines Beweises, wie erfolgreich eine

kraftige Beaufsichtigung der Kammerei-Ausgaben auf
den Stadthaushalt wirken kann, so wäre dies schon bei

dieser kleinlichen Ausgabe recht klar ins Licht zu setzen.

Hatte man früher und schon vor 26 Jahren und

länger, als dieser Ausgabe-Titel alljährlich zur Dis¬

kussion kam, darein gewilligt, daß die 'Anschaffung die¬
ser Bedürfnisse auf legalem Wege geschehe und die Ver¬

wendung derselben controllirt werde, so würde man da¬
mals schon 1666 Thlr. jährlich erspart, bis jetzt 26 —

36666 Thlr. erübriget, und soviel weniger Schulden

haben; obgleich es sich nur um wenige Ries Papier,

wenige Quart Dinte und Stangen Siegellack dabei
handelte.

Ferner werden ausgegeben:
für Buchdruckerlohn Thlr. 676 —

„ Buchbinderlohn „ 266 —

„ Actenhcften „ 86 —

„ Postporto und Botenlohn . . „ 166 —

„ Jnsertions-Gebühren ... „ 96 —

„ Bücher und Zeitungen ... „ 166 —
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für Amtsnothdurften:

der Waage-Aemtcr, und des

Leinwand- und Rathhauses . Thlr. 530 —

„ Bureau-Kosten der Stadtver¬
ordneten 20(1 —

„ Diäten bei Kommissionen . . „ ZOO —

„ Zollhaus - Miethen und dergl. . „ 120 —

Es leuchtet ein, daß bei strengerer Oekonomie auch

hier noch manche Ersparung statt finden kann; daß sie
statt finden wird, ist von der trefflichen Einsicht und

Absicht unserer Verwaltung nicht zu bezweifeln.

Titel XVI. An allerlei fixir-

ten Ausgaben . . . Thlr. 22735 —

Man würde irren, wenn man nach der Ueberschrift

des Titels hier nur sixirte Ausgaben aufgeführt erwartete.

Es sind diese Ausgaben nur zum kleinsten Thcil
fixirt; der bei weitem größere Theil unterliegt der Na¬

tur seiner Verwendung nach den mannigfachsten Ver¬

änderungen, wie denn schon aus den Kämmcrei - Ex¬
trakten ersichtlich ist, daß gerade kein anderer Titel sol¬

chen Veränderungen unterworfen ist, als dieser.

Fixirte Ausgaben sind:

Beiträge zur Königl. Handwerks¬
und Bau-Schule jährlich Thlr. 280 — —

„ zu den Instituten für
Blinde und Taubstumme . „ 200 — —

„ zu den Corrections-Häu-
sern in Schweidnitz und

Kreuzburg 570

„ zu der Irrenanstalt in
Leubus . „ 1082 4 6

Kosten der Bereinigung der Schorn¬
steine und Kloaken in den

städtischen Aemtern. . . . „ 420

Beaufsichtigung der Rathsthurm-
Uhr und Stadt-Spritzen . „ 170 — —

Lokal-Miethen 267 — —
10
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Pensionen, Entschädigungen für frühere
Berechtigungen einzelner Beamten,

so wie Entschädigungen für das
sonst übliche Gratuliren zum Neu¬

jahr Thlr. 1200.
Alle übrigen Ausgaben sind wandelbar und dahin

gehören i Bekleidung der Rathsdiener, Rathsthürmer,
Nachtwächter nebst Schuhgcldern in verschiedene» Zeitab¬

schnitten mit einem Aufwände von >80 bis 1000 Thlr.
Die murhmaßlichen Kosten des Rcinigens der Stra¬

ßen von Eis und Schnee, etatsmäßig mit 800 Thlr.
veranschlagt, was in einzelnen Jahren bis 2000 und

mehr Thaler erforderte. Die Landwehr - Kavallerie-

Uebungen der Stadt mit einem Kostenaufwand von et¬
wa 1500 Thlr., Prozeß- und Deserviten-Kosten auf

350 Thlr. veranschlagt.

Ferner noch zwei höchst bedeutende Ausgaben für das

Hospital zu Allerheiligen, etatsmäßig jahrlich 3100 Thlr.
Zuschuß, der aber im Jahre 1831 bis an die 12000

Thlr. vermehrt wurde, und für die Haupr-Armen-Easse
nach jedesmaligem Bedürfnis, im Jahre 1833 Thlr.

13000 Zuschuß.

Diese in jeder Rücksicht wichtigen Zuschüsse erfor¬
dern eine ausführliche Würdigung.

Das Hospital zu Allerheiligen.

Es kann hier nur von der rein ökonomischen Ver¬

waltung des Hospitals die Rede sein, und dieses er¬
scheint um so dringender, als die Erfahrung der neue¬
sten Zeit bewiesen hat, daß ungeachtet der pflichttreue-

sten, aufopferndsten Vorsorge Eigennutz und Betrug
sich an dem Schärflein des Armen und Kranken noch

zu bereichern gewußt haben.
Sicher wird man die kraftigsten und erschöpfendsten

Maaßregeln ergrissen haben, um dergleichen bedauerns-
werthe und strafwürdige Vorgange zu hintertreiben;

allein man wird doch auch der Ucberzeugung Raum

geben müssen, daß Aufsicht und Kontrolle nur da am
sichersten und schützendsten geführt werden kann, wo die

Verhältnisse klar, geordnet und unchaotisch sind.
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Wenn neben der Verwaltung und Aufficht über die

Hospital-Oekonomie selbst, über Speisung, Verpflegung,

Bereinigung, Instandhaltung und Verbesserung die
Aufsichtführenden noch: Kirchenvater, Gutsvcrwaltcr oder

Verpächter, Apotheken-Revisoren und Forst-, Mühlen-

Wiesen-, Gärten- und Häuser-Verwalter sein müssen,
da theilt sich die Aufsicht, zersplittert sich die größte
Kraft in Details, wodurch selbst der redlichste, achtbarste

Wille, die größte Intelligenz vernichtet wird.
Es fragt sich, ob es nicht unter den jetzigen Ver¬

hältnissen dem Sinne dieser Stiftung angemessener wä¬
re, alle Liegenschaften, die Hospital-Apotheke nicht aus¬

geschlossen, zu veräußern, und die Einkünfte des Ho¬

spitals nur aus Kapitalien zu basiren, deren Erträge
sicherer, bestimmter und weniger wandelbar sind, als die

jetzigen verschiedenartigsten, allen erdenklichen Zufällen
unterworfenen Jntradcn.

Welche Vorthcile einem solchen Institut eine feste

gesicherte Einnahme gewährt, die dann die umwandel-

bare Basis des Etats bildet, bedarf ja wohl keines
Nachweises.

Durch das Aufhören der Kontrolle und Verwaltung
bei der Einnahme wird Kraft, Muth und guter Wille
für die Kontrolle der Ausgaben gewonnen werden. Man
wird zum Beispiel bei der Aufnahme von Kranken die

Vermögenslage der Bedürftigen gründlicher untersuchen,

dem Einen die Kosten erlassen, dem Andern aber sie

absordern können, je nachdem es die Verhältnisse nach
Billigkeit gestatten. Man wird gründlichere Verbesse¬
rungen bei der Haus-Oekonomie vornehmen und viel¬

leicht auch durch Verpachtungen von Leistungen und

Lieferungen neben pekuniären Vortheilcn auch andere
Vortheile erlangen.

In dem großen Josephs-Hospital in Wien kostet

jeder Kranke durchschnittlich 7 Thlr. und dabei sind
Verpflegungs-Stufen für wohlhabende Kranke, die das

Ueberflüßige nicht ausschließen. Hier kostet die Hospital-
Verpflegung jedes Kranken nach dreijähriger Fraction
M Thlr.

IE'
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Der'bestgenährtestc Kranke erhält in 24 Stunden,

in voller Portion: 16 b'oth Fleisch, 1 Pfund Roggen¬

brot, >4 Quart Wasser-Suppe, 4 Quart Fleischbrühe

und 4 Quart Sauce. Der am schlechtesten Genährte
in 24 Stunden, in schmaler Portion: 12 Loth Weiß-

Brot und 14 Quart Wasser-Suppe.
Im Jahre 1831 erhielten 3595 Kranke hier:

7999 Pfund Weiß-Brot,

75999 „ Roggenbrot und
35899 „ Fleisch, wofür nebst der Zuberei¬

tung das Hospital 11179 Thlr., Fcuerungs - Material

und Gesindclohn ungerechnet, zu verausgaben hatte.
Jede Speise-Portion, volle, mittle und schmale, die

sich durchschnittlich auf 219 Portionen täglich vcrtheilcn:
in schmale Portionen 49 —

kostete dem Hospital nach dreijähriger Fraction 24 Sgr.,
und die Verpflegung und Heilung jedes Kranken in

dreijähriger Fraction täglich 74 Sgr.

Die Ersparnisse, die in neuester Zeit gemacht wor¬
den sind, dürfen hier nicht unerwähnt bleiben; denn

1827 noch kostete jeder Kranke durchschnittlich dem Ho¬

spital 19 Thlr. und zwar:

täglich aber jeder Kranke 84 Sgr.
In dem Josephs-Hospital und auch in einigen

andern minder berühmten Hospitälern hat man nicht

nur die Bespeisung, sondern auch die Beleuchtung und

die Wäsche- und Haus-Reinigung verpachtet, und

scheint dadurch sich erhebliche Ersparnisse verschafft zu
haben, worunter natürlich die Verpflegung der Kranken

keineswegs leiden darf. Die Bespeisung der Kranken
kostet in Wien durchschnittlich: jeder Kranke 1 Thlr.

18 Sgr.; hier dürste aus jeden Kranken bei viel ökono¬

mischerer, wenn auch sicher ganz zulänglicher Verpfle-

„ mittle

„ volle

„ volle
^33 — ! Ncisch,

8 — mit Fleisch,

die Bespeisung Thlr. 3. 19
„ Arznei „ 2. 15

„ Pflege „ 4. 5



1^9

gung fast das Doppelte kommen, und IN diesem Ver¬
hältnis mögen sich wohl zum Theil noch alle die Aus¬
gaben für die Leistungen stellen, die im Wege der
Verpachtung zu beschaffen sind.

Die freie Bespeisung des Hospital-Gesindes hier,
150l)g Portionen, unter UMEO Portionen Essen, möchte
schwerlich allein die höhere Verpflegungs-Ausgabe hier
erklärlich machen.

Das Mobiliars, die Vorrathe und die Hospital-
Apotheke sind wahrscheinlich gegen Feuersgefahr ver¬
sichert; indessen haben wir keine Assecuranz-Prämie
dafür in dem Ausgabe-Etat des Hospitals ausgeworfen
gefunden. Doch unterliegt es keiner Frage, daß die
Sicherungs-Maaßregel von der so vorsichtigenund um¬
sichtigen Hospital-Verwaltung nicht übersehen sein wird,
nachdem vor einigen Jahren erst dem Hospital durch
Feuer ein erkeblicher Schaden angerichtet worden ist.

IZ. Zuschuß zur Haupt-Armen - Kasse.
Zur Armen-Versorgung sind neben den eigenen,

bedeutenden Einkünften der Stadt-Armen-Direktion in
den letzten Jahren I30W bis llzMV Thlr. jährlich aus
der Kammerei-Kasse zugeschossen worden.

Es ist wohl allgemein bekannt, mit welcher Sorg¬
falt und Aufopferung das Armen-Wesen bei uns ver¬
waltet wird, und es mag daher nur im Allgemeinen
bemerkt werden, wie auch hier alle jene Uebelstande vor¬
walten, die durch die Gesetzgebungund die gesellschaft¬
lichen Verhaltnisse bedingt scheinen, und wie erfolg¬
los man bis jetzt noch dagegen angekämpft, da es auch
hier sowohl an der nöthigen Erfahrung als auch an
der erforderlichen Kraft fehlte, einen anderen Weg ein¬
zuschlagen, als den, welchen man bisher ziemlich im
alten Gleise nachgefahren.

Unser Armenwcsen ist im Verhältnis der Größe
der Stadt unstreitig eines der bestdotirtesten, vielleicht
das reichste in ganz Europa. Die Wohlthätigkeit und
der fromme Sinn der Breslauer für Vcrsorgungs-An-
stalten der Armen und Kranken ist größer und erfolg¬
reicher, als in irgend einer andern Stadt der Welt,
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und die Aufforderung, mit solchen Mitteln, bei solchen
Gesinnungen der Bürgerschaft das Mögliche zu leisten,
daher um so dringender.

Sehen mir die Armen - Verhaltnisse vor 56 Jahren
hier, so waren bei einer kaum 52666 Menschen zah¬
lenden Volksmenge 1663 Almosen-Empfänger, die un¬
gerechnet, welche die Klöster reichlich in Zahl und Un¬
terstützung versorgten; demnach unter 33 Einwohnern
ein Almosen-Empfänger. Im Jahre 1832,ist bei
2876 Almosen-Empfängern der 36ste Einwohner ein
Almosen-Empfänger. Vor 56 Jahren erhielt jeder
Ellmosen - Empfänger durchschnittlich 9^ Thlr., jetzt
16z Thlr.

Hieraus leuchtet ein, daß diese Verhältnisse sich
durchaus nicht so ungünstig in unserer Zeit verändert
haben, besonders wenn wir die Mittel in Anschlag brin¬
gen, wie sie sich dagegen hier gemehrt, und wenn wir
die Bedürfnisse anderer Städte mit den unsrigen ver¬
gleichen.

Vor 56 Jahren betrugen die Beiträge der Bürger¬
schaft zur Armen-Unterstützung 4566 Thlr., jetzt zwi¬
schen 16 und 12666 Thlr. jährlich. Der Kapital-Fond
der Armen - Dircction war nicht viel über 156,666 Thlr.
und seitdem sind 256,666 Thlr. Vermächtnisse dazu
getreten.

Dagegen sind freilich seitdem die extra-ordinairen
Einnahmen, wie zum Beispiel aus dem Klingelbeutel,
von 2466 Thlr. auf 936 Thlr., aus dem Gotteskasten von
2166 Thlr. auf 536 Thlr. geschmolzen,und hierbei ist
vorzugsweise der Umstand recht augenfällig, wie der
Neichthum Einzelner in dem Maaßc zugenommen, als
die allgemeine Wohlhabenheit verschwunden ist.

Aus diesen Gründen reichen dann auch, ungeachtet
der bedeutenden Vermächtnisse, die gestiegenen Sub-
scriptions - Beiträge der Bürgerschaft nicht zu, das in
höherem Vcrhältniß gesteigerte Bedürfnis für die Armen
mit 66,666 Thlr. jährlich zu decken.

Indessen ist dieser Zustand jetzt der aller größeren
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Städte und die Luge Breslau's in dieser Rücksicht noch
offenbar die minder unglückliche.

Berlin's Bürger Huben neben ihren Waisenhäusern
und Hospitälern, 1700 Pflegekinder ungerechnet, noch
10591) Arme zu unterhalten, wovon etwa 4500 mo¬
natliche, und 0000 außerordentliche Unterstützungen er¬
halten, die erstcren über 20 Thlr. jeder jährlich, so daß
der Gesammtauswand für das Armenwesen dort, Ho¬
spitäler, Waisenhäuser und dcrgl. ungerechnet, einen
Aufwand von 180000 Thlr. erfordert, wovon Berlin's
Einwohner durch Subscriptions - Beiträge nur 20000
Thlr. steuern, das bei weitem Mehrste aber durch Zu¬
schüsse aus Staats - und Kämmerei-Kassenbeschafft wird.

Danzig, mit 00000 Einwohnern etwa, erhält 2000
Arme, worunter 1200 stehende Almosen-Genossen mit
einem Aufwände von weit über 00000 Thlr.

Elbing mit 18000 Einwohnern hat fast 700 ste¬
hende Almosen-Genossen, der 25ste Einwohner dort ist
ein Armer, die einen Aufwand von fast 0000 Thlr.
erfordern *).

Der einzige noch gesetzlich und faktisch privilegirte
Stand im Staate ist der des Armen; dadurch, daß
die Kommunen gesetzlich verpflichtet sind, ihre Armen
zu ernähren, ist der Arme in ein verändertes staats¬
bürgerliches Verhältnis; getreten. War die sonst dem
Armen gereichte Gabe ein Werk christlicher Liebe, so ist
sie jetzt eine rein gesetzlich gebotene Pflicht.

Man hat in neuester Zeit viel zu wenig diese ver¬
änderten Verhältnisse beachtet.

Ist die Pflicht, den Armen zu ernähren, eine staats¬
bürgerliche, und Almosensuchen strafbar, so ist es grau¬
sam uud ungesetzlich, der Bettelei steuern wollen, wenn
man nicht vorher dem wirklichen Mangel abgeholfen hat.

5) Halle mit 21,000 Einwohnern hat über 700 stehende
Almosen-Genossen, die einen Aufwand von 10000 Thlr. er¬
fordern, wozu die Kümmerest über 13000 Thlr. jährlich her¬
geben muß.



152

So steht demnach fest, daß das Bedürfnis für die

Armen, es sei so groß es wolle, durch die Kommunen

beschafft werden muß. Die Aufgabe der Armen-Ver¬
waltung kann daher ferner nur die Ermittelung dieses

Bedürfnisses sein; die Sorge für die Mittel dazu fallt

der Kammerci anHeim, da es an Mitteln nie fehlen
kann und darf.

Die Kommune sirire alle drei Jahre das ermittelte

Bedürfnis und repartire es auf die einzelnen Steuer¬
pflichtigen, nach Maaßgabe ihrer Kommunal - Lasten-

Beiträge, und stelle die Einnahme zur Disposition einer

ständigen, immerwährenden Armen - Kommission. Durch

diese Unabhängigkeit kann der Armen - Verwaltung Ener¬

gie verschafft, und diese mit der entschiedensten Oeffent-

lichkcit in einem Geiste geführt werden, welcher höher

ist, als der arithmetische und polizeiliche, wodurch allein
nur den Kommune-Mitgliedern ein Armenwescn ver¬

bürgt wird, welches denn auch eine Armcnpolizei nicht

entbehren darf, die nicht blos im Geben von Almosen

in verschiedener Gestalt sich äußert, sondern auch die

Verarmungs-Quellen verstopft und Beschäftigung
für Arme ermittelt, wie solches Alles von einer Armen-

Direction, wie sie jetzt organisirt ist, nicht gefordert,
nicht erwartet werden kann.

Die Ermittelung dieses Bedürfnisses kann aber nur
durch eine ansehnliche Vermehrung der Armenväter be¬
wirkt werden, so wie überhaupt eine wesentliche Ver¬

besserung in der Armenpflege mit der gegenwärtigen un¬
zureichenden, kleinen Anzahl von Armcnvätern nicht
bewirkt werden kann.

Die genaue Erforschung des Auslandes der Dürfti¬

gen, die Erkenntnis, Beschaffung und Anwendung der

für ;eden besonderen Fall geeigneten Abhülfsmittel, die

stete Beaufsichtigung ihres Familienlebens, die beständig
nothwendige Einwirkung auf Fleiß, Sparsamkeit, Mo-

ralität und Mäßigkeit nimmt so viel Thätigkeit in An¬

spruch, daß, wenn die Anforderungen an den Einzelnen

nicht zu hoch gesteigert werden sollen, sich durchaus

Viele in die nöthige Arbeit und Mühe theilcn müssen.
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Zndcß jetzt die Thätigkeit eines mit der Sorge für viele
arme Familien überladenen Armenvaters ermüdet, oder

in ihrer Zersplitterung ohne bleibende Früchte für das

Wohl der Einzelnen und der Gemeinde verloren geht,

so würden dann mehrere thätige Männer mit leichterer
Mühe die Retter ihrer Pflegebefohlenen werden können

und in ihrem engeren Wirkungskreise der Anerkennung

und des Dankes theilhaftig werden, worauf so edle

Mühwaltungen gegründeten Anspruch haben.

Aber nicht allein von der Unzahl, sondern vorzüg¬
lich von der Einsicht und Kraft der Armenväter, von
dem Vertrauen und Ansehen, welches sie unter ihren
Mitbürgern genießen und verdienen, ist die Nützlichkeit

ihres Wirkens, das Gedeihen der Armenpflege abhängig.

Möchte es daher gelingen, unsere angesehensten Mit¬

bürger von der Nothwendigkeit ihrer Mitwirkung bei

der Armenpflege zu überzeugen, und es dahin kommen,
daß die Ucbernahme einer Armcnvater-Stelle, wenn

auch nur über wenige Familien, mindestens als eine

Verpflichtung gegen die Kommune angesehen werde.

Aber auch bei dem thätigsten und kräftigsten Wir¬

ken der Männer wird in der Armenpflege noch immer
eine große und fühlbare Lücke bleiben, wenn sie sich

nicht der Mitwirkung unserer Frauen und Mädchen er¬

freuen darf. Von ihrer Willfährigkeit, mit Hülfe zu
leisten, von ihrem Muthe, ihrer Kraft und Ausdauer,

von den glücklichen Erfolgen ihrer Wirksamkeit zum
Besten der Armen, haben wir ja hier eben so viele als

herrliche Erfahrungen. Aufopferung und Beharrlichkeit

sind ja der Frauen cigenthümliche Tugenden; sie wer¬

den diese zur Spendung von Hülfe und Trost thätig
anwenden!

Mit dem festen Vertrauen in die menschenfreund¬

lichen, christlichen Gesinnungen unserer Mitbürgerinnen

sprechen wir die Hoffnung aus! Dann kann Rein¬

lichkeit, Ordnung, Arbeitsamkeit da einzuführen versucht

werden, wo in Schmutz und Unsaubcrkeit, in Unthätig-

keit und Muthlosigkeit Alles bis zum Willensvermögen
abgestumpft ist.
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Es werden sich dann auch solche für das Armen-

Wesen thätige Kommunal-Mitglieder finden, die von
der rein finanziellen Seite es der Beaufsichtigung drin¬

gend Werth erachten, sobald die Armen-Beiträge nur
schürt und im Verhältnis der Kommunal-Abgaben als

ein integrirender Theil der Kommunal-Lasten abge¬
fordert werden.

Die Armen-Verwaltung wird dann auch jene be¬

queme und leidige Vcrsahrungswcise, zu generalisircn und
Alles einer und derselben Regel zu unterwerfen, aufge¬

ben können; Einschränkungen der Spenden prozentwcise

können dann fortan nicht weiter vorkommen.

Bei dieser zetzl bequemen Art, die Sache abzuma¬
chen, hat man übersehen, daß von dem Wohlstande an,

der zu sinken beginnt, bis zum äußersten Elende, es
unendlich viele Arten und Grade des Bedürfnisses giebt,
deren jede eine verschiedene Art der Unterstützung erfor¬

dert, daß es eine wo möglich größere Verschiedenheit
der Grade des sittlichen Auslandes der Bedürftigen giebt,

von dem aller Achtung wcrthen Verarmten an, bis zum
Vcrsunkensten und Verderbtesten unter ihnen, die eine

eben so verschiedene Art der Behandlung nothwendig ma¬
chen. Unkuude und Oberflächlichkeit pflegen alle diese,

unter sich verschiedenen, sich so unähnlichen Menschen in

eine und dieselbe Klasse zu werfen. Daher die sich wi¬
dersprechenden Urtheile, die man täglich über die Armen

und ihre Versorgung äußern hört. Der weichherzige,

religiöse Mann denkt sich dieselben sämmtlich als bc-

dauernswerthe Unglückliche, sieht die Armuth als einen

nothwcndigen Stand der menschlichen Gesellschaft an,
und möchte Allen Bettelbrot geben, wie es die Klöster
und viele Institute in katholischen Ländern thun.

Der Hartherzige oder Staatskluge möchte Armuth

zum Verbrechen machen, scheint alle Armen für Gesindel

zu halten, das durch eigene Schuld unglücklich, seinem

Schicksale überlassen werden und gerade durch sein Elend

Andern zur Warnung dienen sollte, und hat gegen

Verarmung kein anderes Mittel, als das Tretrad; kaum

erlaubt er Hülse an schwache Arme und Kränkliche,
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wcil sie selbst, in gesunden Tagen, für beide Falle hat¬
ten sorgen sollen.

Dieses ist die unselige Folge des so bequemen Ge-
neralisirens, da, wo die höchst mögliche Jndividualisi-

rung der Unterstützung wie der Behandlung eintreten
müßte, damit die Hülfsleistung wahrhaft wohlthatig

werde und keine der üblen Folgen habe, die ihr die
Feinde der Armenversorgung vorwerfen.

Wie das Armenwesen jetzt zur Kommune steht, ist

es eine baare Verschwendung, für das Armcnwescn der

Stadt mehr zu thun, als gesetzlich von dem Einzelnen
gefordert werden kann.

Die Armen-Verwaltung kennt nur im Armen den

Bettler, und der darf nie über die äußerste Nothdurft

unterstützt werden, wenn nicht Verschlimmerung statt

Besserung seines Austandes die Folge sein soll. Die Für¬
sorge kann jetzt nur dahin gehen, daß Keiner einen Pfen¬

nig erhalte, den er noch selbst zu verdienen im Stande

ist. Diese Unterstützung m u ß aber die Kommune ge¬

wahren; wer demnach ein klebriges für das Armcnwc-
sen, wie es jetzt verwaltet wird, thut, erleichtert nicht

die Lage des Armen, sondern nur die Lage der wohl¬
habenden, steuerpflichtigen Kommun-Mitglieder.

Der Arme aber, der ein besseres Schicksal verdient,
der, stehe er auch nicht auf der Almosenlistc, in Fröm¬

migkeit und Tugend, in einfältigem, lauterem Sinne,

in Ergebung seiner Leiden, in ausopfernder Liebe gefun¬

den wird, für den muß jetzt vorzugsweise jene Mildtha-

tigkcit, die das trockene Gesetz nicht gebeut, mit aller
der Liebe wirksam werden, die unsere Breslaucr Alt¬

vordern so ehrenvoll auszeichnete. Wohlthatcn in Zu¬

spruch und Hülfe werden in ihm jene religiösen Ge¬
fühle wieder wecken, die in jeder menschlichen Brust

verborgen liegen, und die durch Einwirkung äußerer Um¬

stände wohl geschwächt, aber nie vertilgt werden können.

So kann der Arme vor der Verzweiflung gerettet, im

Glauben, Vertrauen, in Ergebung und höherer Hoff¬
nung erhalten werden. Wo aber jene moralischen Ge¬

sinnungen des Armen befestigt oder wieder hervorgebracht
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werden können, wird sein leiblicher Anstand leicht ver¬

bessert und dadurch nicht nur eine heilige Pflicht, son¬
dern auch in weltlicher Hinsicht eine rathsame Maaß-

rcgel erfüllt sein. Wie das Armenwesen aber jetzt ver¬
waltet wird, wo seit einer Reihe von Jahren die Ar¬

men-Direktion gezwungen wurde, die Kapitalien, welche

Erblasser, mit dem Wesen unserer hiesigen Armcn-Vcr-

waltung unbekannt, ohne besondere Bestimmung ihr le-
girt hatten, zu den laufenden jahrlichen Ausgaben auf¬

zuwenden, statt die Zinsen nur davon auszugeben, wo¬

durch sicher schon über MUOlZ Thlr. Kapital an from¬

men Vermächtnissen verschwunden sind, muß es endlich
dahin kommen, daß der Armen-Verwaltung, wenn die

Einsicht dieser Verhältnisse erst allgemeiner ist, für die

Zukunft gar kein Vermachtniß mehr zufallen wird.
Denn wem wird es wohl noch unter den jetzt ob¬

waltenden Umstanden einfallen, dem Armenwescn der

Stadt Vermächtnisse zu machen, blos um der Käm-

mcrci-Kasse Zuschüsse zu ersparen?
Es haben wobl Einzelne auch aus dem Grunde der

Armen-Direktion Legate vermacht, um in dem Vermö¬

gens-Bestände der Armen-Verwaltung fortdauernd als
Wohlthätcr genannt zu werden. Wie soll aber das

Andenken an Vermächtnisse, welche eine nicht ordnungs¬

mäßige Verwaltung verbrauchte und daher vernichtete,

auf die Nachkommen gelangen?

Scheint diese Menschenfreundlichkeit aus menschlicher

Eitelkeit nur entsprungen, und daher sicher zu den Aus¬

nahmen zu gehören, so erfordern doch auch solche Fälle,

schon im Interesse der Acmenverwaltung, billige Rück¬

sicht. Hieraus stellt sich dann allseitig die dringende

Nothwendigkeit einer radicalen Umwandlung unseres Ar-
menwcsens sattsam heraus.

Die Männer, welche das Armcnwesen jetzt leiten,

haben sicher eben so die geistigen Mittel als die Kraft

dazu, und Alles scheint anzudeuten, daß man endlich

ernstlich darauf hindenkt.

Schon sind einzelne Einnahme-Quellen, die früher

dem Armen-Fond zuflössen, wieder eröffnet. Das Leih-
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haus, dessen Überschüsse sonst in einzelnen Jahren bis
3000 Thaler betrugen, und welches in den letzten

Jahren durch mangelhaste Anordnungen sowohl, als

durch Gewissenlosigkeit einzelner Beamten wiederholt
und bedeutende Defekte hatte und daher nur wenige

Thaler des Jahres abwarf, wird durch sachgemäße, sehr
verstandige Reorganisation wieder wie früher bedeutende

Überschüsse liefern, und so dürfen wir auch in dieser

Beziehung das Beste hoffen und erwarten.

Titel XVII, Zur Bezahlung der Schul¬
den 600 Thlr.

Für ein im Jahre 1784 a 4K aufgenommenes
und der Kämmerei jetzt vom Inhaber der Verschreibung

gekündigtes Kapital von 600 Thlr.

Im Titel VII. ist das Erforderliche darüber gesagt

worden, wie seit dem Jahre 1831 zwar neue Schul¬

den kontrahirt und Kämmerci-Vermogen aufgezehrt, aber
von der konsolidirten Stadtschuld bis jetzt nichts bezahlt

worden, so wie es auch an einem Tilgungs-Fond und
Plan ganzlich gebricht.

So ist denn, durch die unglückliche Lage der Kam¬

merei bedingt, an einen Abtrag der Schuldenlast noch
nicht zu denken, obgleich vorschriftsmäßig der Kommu¬

nal-Zuschlag von 35ff auf Schlacht- und Mahlsteuer
im Betrag von 30000 Thlr. jährlich lediglich dazu ver¬
wendet werden sollte.

Titel XVlll. Kil extraorüinaria et improvisa.
Thlr. 6187. 35. 34.

Auf diesem Titel werden nicht nur Improvisa, son¬

dern auch Provisa verrechnet, und es scheint der ganze
Titel nur zu bezwecken, den ohnehin, wie im Jahre

1833 um 13000 Thlr. zu niedrig schürten Ausgabe-
Etat, auch legal offen zu behalten.

Bei einem auf 300000 Thlr. fchirten Ausgabe-
Etat in einem Jahre, welches in keiner Weife uner¬

wartete und unvorhergesehene Ausgaben von Belang er¬

forderte, sind nach Hinzurechnung dieses Titels 30000

Thlr. improvisa verausgabt, und demnach jedenfalls der
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Etat nicht mit der erforderlichen Genauigkeit angefertigt,

obgleich ein halber Pfennig in Ausgabe und Rechnung

gebracht worden ist, dessen Auszahlung die einzige über¬

wundene Schwierigkeit im ganzen Etat zu sein scheint.

Verausgabt wurden außerordentlich und unvorhergesehen:
An R em u nera ti onen, cxtraordinaircn ^>Ij>itiü,

verschiedenen Löhnungen und zu verschiedenen Gegen¬
standen: Thlr. 3450.

Einem Mühlcnpachter Vergütigung für

Verbesserung der Jnventarien-Stücke . . „ 825.
Nachträglicher Zuschuß zur Armen- und

Hospital-Kasse 750.
Für Feucrlösch-Geräthschaften . . . „ 430.

Für Medaillen bei der Versammlung

der Naturforscher in Breslau . . . . „ 670.
Die Titel 1, 3, 4, 8, 9, 11, 13, 15 und 16,

auf welche diese Ausgaben groß tcnt Heils repartirt

werden sollten, sind alle schon etatsmäßig pro 1833

und zum Theil bedeutend überschritten worden.

Hierzu Ausgabe außer dem Etat.
An bezahlten Rückständen aus dem

Jahre 183? Thlr. 96. 23. 6.

An niedergeschlagenen Einnahme-Re¬

sten und Vorschüssen aus frü¬

heren Jahren „ 2687. 5. 9.

An Rechnungs-Bonificandis . . . „ 2. 6. 4.

An nachträglich noch liquid geworde¬
nen Eholcra-Kosten 448. 22. 5.

Thlr. 3234. 28. —

Seit drei Jahren sind 11500 Thlr. niedergeschlagene

Reste und Vorschüsse in Ausgabe gekommen; wie

viel davon sind Reste und wie viel davon Vor¬

schüsse, und wofür werden dergleichen Vorschüsse ge¬
leistet?

So dankbar die Veröffentlichung der seit 3 Jahren,

bis jetzt freilich nur unvollständig erschienenen Kämme-
rei-Extrakte schon anerkannt werden muß, so verdunkeln

doch solche Ausstellungen offenbar und gewiß ohne Ab-
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ficht das ohnedies dem größeren Thcil der Bürgerschaft
nur hieroglyphischeRechnungswesen der Stadt noch
mehr.

Sicher nur ein billiger Wunsch ist es, daß die Ex¬
trakte fernerhin, sollen sie das bezwecken, was man da¬
mit zu beabsichtigen scheint, dem Bürger nämlich von
dem Stadthaushalt Kenntnis zu verschaffen, in ihren
Titeln genauer und strenger getheilt und mehr specisicirt
und dctaillirter gegeben werden; die Einnahmen streng
gesondert, wie sie aus Berechtigungen und Eigenthum
der Stadt fließen, die Ausgabe, wie sie nach Inhalt
und Beschaffenheit des Titels sich wicklich stellt. Wer¬
den dann noch jährlich die Stadtschuldcn und die Zin¬
sen, die dafür ausgegeben worden, deutlich nachgewiesen,
so wie alle Positionen außerhalb des Etats in dem
Extrakt ausgeglichen, wozu doch hinlängliche Zeit bleibt,
da die Extrakte erst 9 Monate nach der abgeschlossenen
Jahresrechnung erscheinen, so erhält der Bürger ein
klares, deutliches Bild des Stadthaushaltcs. Ob man
ein solches ihm geben will? können nur Uebeldenkendc
bezweifeln; warum man es bis jetzt nicht gegeben?
kann nur Verkennen des dringenden Bedürfnisses sein.

So beklagt man sich mit Unrecht über das geringe
Interesse, welches unsere Bürger für die Kommunal-
Angclcgenheiten haben, und doch sind es nur die weni¬
gen Stadtverordneten, die genaue Kenntnis von der
Lage der Kämmcrci erhalten können, wenn sie es wol¬
len und vermögen. Die klebrigen mögen sich einen
unverständlichen, trocknen, inhaltleeren, räthselhaften
Kämmcrei-Extrakt kaufen, aus dem sie nichts erfahren
und nichts lernen können.

Mehr als 59 Jahre des vorigen Jahrhunderts strebte
erfolglos Breslau's Bürgerschaft, sich die Mitwirkung
bei der Kommunal-Verwaltung zu erringen. Die
Kaufmannschaft, die Zünfte, der Magistrat, alle acht¬
baren Korporationen der Stadt vereinten sich zur Er¬
langung dieser königlichen Gnade, die indessen nicht ge¬
währt, deren Anspruch schon als eine Art von Auflch-



160

nung gegen die königliche Allein- und Ober-Herrschaft
angeschen wurde.

Spatere Ereignisse hatten gelehrt, daß im Staats¬

bürger noch andere Kräfte ruhen und in Anspruch ge¬

nommen werden müssen, als oie, welche zur Befruch¬

tung des rein materiellen Staats-Interesses, zur Her-

bcischafsung ausreichender Geldmittel, zur Erreichung der
eben zu verfolgenden Staats-Zwecke angespannt werden,

soll der Staat siegreich aus allen Gefahren, die ihn be¬

drohen und treffen können, hervorgehen.

Den Jahren 1807— 1811, so ausgezeichnet durch

die herrliche Reorganisation des Staates, folgten die

Kriegsjahre 1813—1815, und der Bürger liebte das
Vaterland nicht nur aus Pflicht, sondern weil es ihm

liebenswert!) gemacht worden, und nur daraus wird

es erklärlich, wie nach sechsjährigen verzehrenden Leiden

noch Muth, Kraft und Vermögen sich fand, Das zu

leisten, was Preußen so groß machte.

In jener Zeit der Staats-Reorganisation wurde
auch das Gesetz der Städte-Ordnung gegeben. Die

Bürger erlangten größere Freiheit in ihrer Kommunal-

Vcrwaltung, als sie wenige Jahre vorher noch zu wün¬
schen wagten.

Mehr als ein Viertel-Jahrhundert erfreuen wir
uns nun dieser von Vätern, Großvätern und Urgroß¬

vätern so heiß ersehnten Freiheit, und was ist geschehen,

die Erwartungen zu erfüllen, die jene, — die wir davon
hegten?

Wir dürfen nicht undankbar das Gute und Lobens-

wcrthe verkennen, das in Folge der Städteordnung auch

hier uns zu Theil geworden; allein wie weit ad vom

möglichen, durchaus erreichbaren Ziele sind wir geblieben!
Ist eine wirksame Theilnahme der Bürgerschaft an

der Verwaltung des Gemeinwesens erweckt worden?

Ist in der Bürgcrgemeine ein fester Vereinigungs¬

punkt nun wirklich geschassen?

Ist Gemeinwesen erstanden oder erhalten worden?

Zur Erklärung dieses betrübenden Zustandcs sei es uns

gestattet, hier schließlich unsere individuelle Ueberzeugung



auszusprechen, daß es weder Mangel an Einsicht, noch
Mangel am guten Willen unserer Bürgerschaft ist, wenn
das Höhere und Höchste von uns nicht erreicht worden.

Die Verwaltung unserer Kommunal-Angelegen¬
heiten, so Vieles sie zu wünschen übrig läßt, ist nicht
allein keine der schlechteren, sondern ganz im Gcgen-
theil eine der besseren des preußischen Staates.

Wo durchweg gleiche Wirkungen in den verschieden¬
artigsten Verhältnissen sich zeigen, muß nothwendig
überall ein Hauptgrund vorwalten.

Hier ist es die Mangelhaftigkeit des Gesetzes und
die unpassende und unzweckmäßigeForm.

Sehr wohl wissen wir, „der Geist ist's, der
lebendig macht," allein der Geist, wo er in un¬
passende Formen gepreßt, gezwängt und eingeengt ist,
kann nur auf Umwegen, spät und kümmerlich sich
Bahn brechen.

Nicht nur die Wahl-Form, auch der Wahl-Ecnsus
ist unseren jetzigen bürgerlichen Verhältnissen nicht
angemessen, und vor Allem fehlt

O effen t l i ch kci t,
die erste Bedingung jedes wohl eingerichtetenStaats¬
oder Kommunal-Vcrbandes.
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